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Einleitung. 

§ 1. Die Entstehung der eidgenössischen AJkohdgesetS' 



Das heute geltende schweizerische Alkoholrecht ist ein 
Kompromiss zwischen den mannigfachen politischen, fiskalischen 
und ethischen Interessen, deren Widerstreit im Anfang der 
achziger Jahre die Intervention des Bundes veranlasste. In 
den einzelnen Kantonen hatte die Gesetzgebung betr. die 
geistigen Getränke von jeher einen breiten Platz eingenommen. 
Hauck*) zitiert in seiner Arbeit eine ganze Reihe diesbezüg- 
licher Erlasse, ohne jedoch weder fUr die neuere noch fQr die 
alte Zeit auf Vollständigkeit Anspruch machen zu können. 
So interessant es nun aber auch wäre, diese kantonale Getränke- 
gesetzgebung, in welcher fast alle Stufen von der einfachen 
Besteuerung bis zum Verbot vertreten sind, rechtsvergleichend 
zu betrachten, so würde uns das doch zu weit führen in einer 
Arbeit, die in erster Linie dem Studium des eidgenössischen 
Bechtes gewidmet sein soll. 

Die ersten Schritte zur Schaffung eines solchen wurden 
bei Erlass der Bundesverfassung von 1848 getan, durch welche 
das Zollwesen in die Hand des Bundes gelegt und die kan- 
tonalen Binnenzölle in Wegfall gebracht wurden. Nur in 
bezug auf die geistigen Getränke wurde eine Ausnahme ge- 
macht, indem die Bundesverfassung diejenigen Kantone, in 
welchen sogenannte Ohmgelder erhoben wurden, ausdrücklich 
zum Weiterbezug derselben autorisierte, zugleich ihnen aber 
untersagte, die bestehenden Ansätze zu erhöhen. Und wie 



r Eotwieklungagesch. des Schweiz. Alkoholmonopola. 



ly Google 



eine Erhöhung der bestehenden Tarife, so sollte auch die 
Neueinfiihrung von Ohmgeldem in solchen Kantonen, in wel- 
chen sie bisher noch nicht bestanden, ausgeschlossen sein. 
Der bestehende faktische Unterschied zwischen Ohmgeld er- 
hebenden (16) und Ohmgeld freien Kantonen wurde damit zu 
einem rechtlichen zwischen bezugsberechtigten und nicht 
bezugsberechtigten Bundesgliedem, ein Zustand, der bei dem 
eigentümlichen Charakter der Ohmgelder schon aus poli- 
tischen äründen als unhaltbar erscheinen musste. Ursprüng- 
lich waren diese Ohmgelder nichts anderes als blosse Ter- 
zehruDgssteuem gewesen. Nach und nach aber, besonders 
seit den Zeiten der Restauration, hatten sie ihren Charakter 
gewechselt und waren namentlich in den wein- und most- 
armen Kantonen zu mehr oder weniger reinen Girenzzöllen 
geworden. Gerade in diesen Kantonen aber war seit alters 
her eine weitverzweigt« Kartoffelbrennerei zu Hause, der 
die Steuerbelastung von Wein und Bier als ein willkommenes 
Mittel erschien, sich zwei unliebsame Konkurrenten vom 
Leibe zu halten. So bewahrten die Ohmgelder Tiur in den 
wenigen Kantonen, in welchen der Brenninduetrie jegliche 
natürliche Grundlage fehlte, den Charakter reiner Finanzzölle, 
während sie in allen andern Kantonen in immer ausgeprägterer 
Weise zu Schutzzöllen für die einheimische Brennerei wurden, 
unter deren Schirm die letztere sich ungestört entwickeln 
konnte. Wir geben in Tabelle I ') eine Übersicht über die 
bezüglichen Tarife (Werte in Ct pro Liter). 

Wenn nun auch allerdings, wie aus dieser Tabelle er- 
. sichtlich, die Ansätze für Sprit erheblich höher waren als die 
für die gegohrenen Getränke und in einzelnen Kantonen auch 
die einheimische Branntweinproduktion einer Fabrikationssteuer 
unterworfen war, wie dies in Bern, Solothum und Freiburg 
der Fall war, so war der Zollschutz doch immer noch gross 
genug, um der einheimischen Brennerei jegliche Konkurrenz 
seitens der gegohrenen Getränke fernzuhalten. So konnte es 
kommen,') dass der Wein, welcher an seinem Ursprungsorte 

1) Vgl.ftlilliot, Art. GeiBtigeGetmnkeinReicheBbergsHaodwörtwbuch. 
s) Botochaft vom 20. Nov. 1834. pttg. 68. 
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mit 30—50 per Liter bezahlt wurde, durch Hinzuschlag dea 
eidgenössisohen uRd kuitonalen Zolles, der Wirtechafts-, Kon- 
sum- und Einkommensteuer, der Fracht und Betriebsspesen 
bis zu einem Preise von 1 Fr. anstieg, während der Liter 
Schnaps allenthalben zu 50—60 Cts. erhalten werden konnte. 
Und zwar einheimischer, aus Zwergbetrieben stammender 
Schnaps aUerschrecklichster Qualität. Denn so wenig die 
zahllosen Eüchenbrennereien die Konkurrenz von Wein und 
Bier zu fDrchten hatten, so wenig Kummer machte ihnen 

Tabelle 1. 





WEIN 


MOST 


Bier 


SPRIT 1 


KASTONE 










1 






■wllnd 


■ahwtli |>i»ltaid 


..w.» 


■nutlDd 




•iiallB« 


Bern 


i.b 


5.3 


1.0 


2.0 
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diejenige des ausländischen mit allen Mitteln der Technik 
hergestellten, beinahe absolut reinen Produktes, obwohl das- 
selbe mit weit geringeren Herstellungskosten zu rechnen hatte. 
Die doppelte Schutzmauer des eidgenässischen und des kan- 
tonalen Zolles bot auch hier die gewünschte Sicherheit. Die 
kantonalen Zölle sind in Tab. I zu ersehen. Der eidgenössische 
Zoll betrug in der Periode 1849—1882: 

für in F&ssern eingeführten Sprit, Spiritus, Branntwein 
und Likör . Fr 7 pro g. brutto 

fUr in Flaschen eingef. Spirituosen „ 30. 
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Letztere unterlagen in der Periode von 1865 — 1892 einem 
redtizierten Zolle von Fr. 16, von da ab ist wieder der alte 
Ansatz von Fr. 30 gültig. FOr die Feinspirituosen wurde im 
Jahre 1882 der ZoU auf 20 Cts. für jeden hundertteiligen 
Grad absoluten Alkohols per Meterzentner Bruttogewicht er- 
höht, während gleichzeitig die LikSre in Fässern den Floschen- 
likSren gleichgestellt wurden. 

Dieser hochgradige Steuerschutz verfehlte nicht, im In- 
land einer wahren Überproduktion zu rufen, die um so ge- 
fllhrlicher wurde, als der hohen Erzeugungskosten wegen an 
Export nicht zu denken war, das Produkt also ausschhesslich 
im Inland vertrieben werden musste. Die Folge war eine 
allgemeine Versenchung des Volkes, ein gewaltiges Anschwellen 
des Alkoholismus, das dringend nach Abhülfe rief. 

Zu diesen innerpolitischen und ethischen Gründen kam 
nun noch ein dritter handelspolitischer hinzu, indem aller Fort- 
bezug der Ohmgelder in immer fühlbarerer Weise den Ab- 
BchluBS von Handelsverträgen mit denjenigen Staaten, in deren 
Volkswirtschaft der Weinbau eine gewisse Rolle spielte, er- 
schwerte. 

Das Jahr 1874 brachte der Schweiz eine neue Bundes- 
verfassung, die In vielen Dingen radikaler als die erste von 
1848 auch in bezug auf die (ietränkesteuem den entschei- 
denden Schritt tat, indem sie in Art. 32 den entschädigungs- 
losen Wegfall der kantonalen Ohmgeldor auf das Jahr 1890 
dekretierte. Durch diese Bestimmungen räumte die neae Ver- 
fassung nun allerdings in durchgreifender Weise auf mit einer 
samtarisch wie volkswirtschaftlich gleich verwerflichen Steuer, 
mit einem unerwünschten Hemmnis im Verkehr von Kanton 
zu Kanton und im Absatz der Bodenprodukte der Wein- und 
Obstbau treibenden Gegenden. Und sie beseitigte femer ein 
schwer empfundenes Unrecht, das die Bundesverfassung von 
1848 dadurch begangen hatte, dass sie zwar den Fortbezug 
der bestehenden Ohmgeldgebühren gestattete, den Nichtohm- 
geldkantonen aber zugleich die Ein^hrung dieser Institution 
kategorisch verbot. Aber sie verstopfte auch zugleich den 
betreffenden Kantonen eine Eiimahmequelle, die für deren 
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Finanzen von um so grosserer Bedeutung war, als es sich 
fast ausschlieaslich um industrieanne Ägrar-Kantone handelte, 
wetchen es herzlich sauer vurde, durch Kevision ihrer Steuer- 
geBetzgebung fQr Ersatz zu sorgen. So erschien den meisten 
dieser Staatswesen die Zeit von 16 Jahren, innerh^b welcher 
sie sich auf die neuen Verhältnisse einrichten sollten, nur 
als eine kurze Oalgenfrist, und mit Besorgnis sah man Überall 
den Zeitpunkt herannahen, v<»i welchem ab eine jährliche 
Einnahme von ca. 4 Millionen Fr. aus den kantonalen Budgets 
verschwinden sollte, ohne dass für Ersatz gesorgt wäre. In 
dieser Not erhob sich der Euf an den Bund: „Was du uns 
genommen, das gib uns wieder! Hebe den bOsen Artikel auf 
oder schaff uns Ersatz, wenn du's kannst, allmächtiger Bund." 
Und der Bund war nicht abgeneigt, abermals in den Riss zu 
springen. An Aufhebung des omin{Ssen Artikels 32 war zwar 
nicht zu denken, so sehr Föderalisten und Schnapsbrenner 
daran ihre Freude gehabt hätten, umso gangbarer erschien 
aber der Weg durch eine allgemeine eidgenössische Getränke- 
Bteuer, deren Ertrag den Kaitonen zufliessen sollte, das ge- 
störte finanzielle Gtleichgewicht derselben wieder herzustellen. 
Und dass diese Steaer nur eine Branntweinsteuer sein könne, 
das war von Anfang an zugestanden, hatte doch schon die 
Reform von 187i auf der Voraussetzung einer ungleichen 
Schädlichkeit der verschiedenen gebrannten oder gegobrenen 
Getränke und auf der Annahme beruht, dass wenn Überhaupt 
eine Getränkesteuer zugelassen werden solle, dieselbe dann in 
erster Linie die schädlichsten, weil alkoholreichsten Getränke 
zu treffen habe. Verlangte doch andererseits gerade die 
immer noch im Zunehmen begriffene Branntweinseuche am 
dringendsten weitere positive Massnahmen. Fiskalische wie 
sanitarische Interessen schienen daher auf ihre Rechnung zu 
kommen, wenn durch eine angemessene Branntweinsteuer der 
unmässige Genuss von Branntwein durch den Genuss von 
Wein und Bier bei gleichzeitiger Besserung der Qualität des 
Schnapses eingedämmt werden könnte. 

Gleichzeitig mit diesem Programm entstand eine andere 
Bewegung, welche gleichfalls in der 74er Verfassung ihre 
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Wurzeln hatte, di^ Bewegung gegen das Wirtshaus. Es ist 
eine ganz natürliche Ansteht, welche die Ausdehnung des 
Alkoholismus mit dem Vorhandensein und der Zahl der öffent- 
lichen Schankstellen in eine kausale Verbindung zu bringen 
suchte und frühe schon hatte sie auch in der Schweiz durch 
Aufstellung der sogenannten BedUrfnisklausel , welche der 
schrankenlosen Vermehrung der Wirtschaften Zügel »üegen 
sollte, ihre praktische Anwendung gefunden. Artikel 31 der 
Bundesverfassung gewährleistete nun, aber nur unter Vorbehalt 
^wisset Befugnisse polizeilicher Natur, die Freiheit des Han- 
dels und Gewerbes im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft. 
Mit dieser Verfassungsbestimmung war selbstverständlich das 
Prinzip der Bedtirfnisfrage nicht mehr vereinbar; wo die be- 
treffende Klausel bestand, musste sie aufgehoben werden und 
die Folge war, dass die Wirtschaften wie Pilze hervor- 
schoesen. Weite Kreise des Schweizervolkes sahen daher 
hierin die eigentliche Ursache des Überhandnehmens des Al- 
koholismus. Im Gegensatz zu dem oben skizzierten Programm 
richteten sie daher vielmehr ihr Augenmerk auf eine Revision 
der Bundesverfassung im Sinne der Einschränkung der Gewerbe- 
freiheit im Wirtschaftswesen, Bestrebungen, welche sich der 
vollen und ganzen Zustimmung der politischen Föderalisten 
erfreuten, indem diese die Gelegenheit nicht versäumen wollten, 
den Kantonen einige Kompetenzen zurückzuerobern, vielleicht 
sogar hofften, gegen eine Beform in diesem Sinne die RUck- 
gewährung der Ohmgelder zu erhalten und dadurch eine neue 
Stärkung der Zentralgewalt durch Einführung einer eidgenös- 
sischen Branntweinsteuer zu verhindern. 

Der Bundesrat trat in seinen Botschaften vom 18. Juni 
und vom 20. November 1889 diesen Bestrebungen gegen das 
Wirtshaus scharf entgegen, und er musste es tun, schon aus 
politischen GrUnden. Er hatte aber auch sachlich umsomehr 
Grund, von einem Vorschlag auf Revision des Art. 31 abzu- 
sehen, als es sich in der Tat von seinem Standpunkt aus 
nicht empfahl, die ganze einmal wach gewordene Bewegung 
gegen den Alkohol in einen an sich unfruchtbaren Kampf 
gegen das Wirtshaus verlaufen zu lassen und die in weiten 
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Kreisen hervortretende Initiative zu energ:ischerem EiiiBchreiten 
unter Umständen damit lahm zu legen. So begreifen wir es, 
daes er mit voller Wucht sich gegen die Revision von Art. 31 
auasprach und ein gutes Drittel seiner Botschaft mit Tabellen 
und Karten aufs beste ausgerüstet auf die Besprechung dieser 
Frage verwandte, zu deren Beleuchtung ihm auch eine Arbeit 
des eidgenössischen statistischen Bureaus, die vergleichende 
Darstellung der Gesetze und Erfahrungen einiger ausländischer 
Staaten wertvolles Material liefern musste. Und wir müssen 
zugestehen, dass es ihm in der Tat gelungen ist, seine Auf- 
fassung statistisch recht gut zu stützen. Wenn wir trotzdem 
von der anderen Partei aber ganz dasselbe sagen mOssen, so 
beruht das eben darauf, daas beide Teile verschiedene Gesichts- 
punkte aufgestellt hatten. Der Bundesrat wollte die Brannt- 
weinpest und nur diese bekämpfen. Für den Branntweinkonsum 
kam aber das Wirtshaus in der Tat kaum in Betracht; hier 
waren es vor allem die zahllosen Zwergbetriebe, welche als 
Herde der Infektion anzusehen waren. Wollte man nur die 
Branntweinpest bekämpfen, dann brauchte man die Revision 
des Art. 31 nicht, ja sie war sogar nicht einmal rätlich, da 
durch eine Beschränkung der Wirtschaften zugleich auch die 
Konkurrenzfähigkeit der sogenannten hygienischen Getränke 
eingeschränkt worden wäre Ganz anders die Initianten. Für 
sie handelte es sich nicht nur um die Bekämpfung des Brannt- 
weins, sie wollten gegen die Trunksucht im allgemeinen vor- 
gegangen wissen. Und da hatten sie mit der Betonung der 
Freiheit des Wirtschaftsgewerbes vollkommen recht. Fragte 
sich nur, was unter den damaligen Verhältnissen aussichts- 
reicher erschien. Bekämpfung der Trunksucht im allgemeinen, 
oder nur Bekämpfung der Br^mtweinpest und Freilassung des 
Genusses gegohrener Getränke? Und da muss wohl zugegeben 
werden, dass, wenn es sich bei dieser Frage um ein Entweder 
— Oder handelte, entweder Revision von Art. 31 oder Art. 32, 
dann die Stellung des Bundesrates vollkommen gerechtfertigt 
war, schon darum, weil durch Art. 32 etwas positives ge- 
schaffen wurde, während der revidierte Art. 31 nur eine vage 
Möglichkeit für etwas derartiges bot, eine Möglichkeit, die, 
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wie die Folgezeit zeigte, nur spärlich ausgenutzt wurde. Denn 
freilich im Verlauf der Dinge wurde Art. 31 trotzdem revi- 
diert. Die Stellungnahme der Föderalisten bewog auch die 
Vertreter anderer Parteien, der Revision zuzustimmen, in der 
Voraussetzung, dass eben die föderalistische Richtung nur 
durch dieses Zugest&ndnis fUr die vom Bundesrate geplante 
Ausdehnung der Bundeskompetenzen zu gewinnen sei. Die 
Exekutive aber hatte schliesslich keinen Grund mehr, ihre 
Zustimmung zur Revision zu verweigern, sobald sie die Gte- 
wissheit haben konnte, dase ihre weitergehenden Anträge zur 
Einschränkung des Branntweinkonsums im besonderen ge- 
sichert seien. Andererseits darf aber aus dem endlichen Sieg 
der Revisionsbestrebungen mit Marthaler gewiss auch darauf 
geschlossen werden, dass nach der Ansicht weiterer Kreise 
der Zweck der ganzen Bewegung nicht so ganz ausschUesslich 
nur die Bekämpfang der Branntweinpest sein sollte, wie der 
Bundesrat wähnte. Diese Auffassung wird, wie auch Mar- 
thaler sehr richtig bemerkt, dadurch zur Evidenz erhoben, 
dass im Laufe der Beratungen die ursprtin^ich ebenfalls 
nicht vorgesehene Bestimmung über den Alkoholzehntel dem 
neuen Art. 32 bis beigefügt wurde. 

Die Revisionsvorlage von 1886 bestand also eigentlich 
aus zwei Teilen: 

1. aus der Einfdgung des Art. 32 bis, durch welchen den 
Kantonen die Besteuerung der gegohrenen Getränke 
kategorisch verboten, dem Bunde das Recht zuerkannt 
wurde, im Wege der Gesetzgebung Vorschriften über 
die Fabrikation und den Verkauf der gebrannten Wasser 
zu erlassen und die Kantone an dem Gewinn dieser 
Besteuenmg nach Massgabe ihrer Bevölkerungszahl 
beteiligt wurden; 

2. aus der Revision des Art, 31, durch welche den Kan- 
tonen das Recht zurückgegeben wurde, durch gesetz- 
liche Massnahmen die Zahl der Wirtschaften zu redu- 
zieren und deren Betrieb gewissen Einschränkungen 
zu unterwerfen. Über die Ausnützung dieser Befugnis 
siehe unten § 11 u. 12, 
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Am 25. Oktober 1885 wurde die Novelle trota hochgra- 
diger Erregung der Brennerei- und Wirtschafteintereasenten, 
deren Interessen bis jetzt hinter den öffentlichen hygienischen 
und fiskalischen hatten zurücktreten müssen, sowohl von der 
Mehrheit des Volkes als von der Mehrheit der Kantone an- 
genommen und zwar mit einem Mehr von 72,787 Stimmen. 
(230,250 Ja, 167,463 Nein.) Damit war den Bundesbehörden 
die Befugnis gegeben, auf dem in Art. 32 bis umrissenen Ge- 
biete gesetzgeberisch vorzugehen. Dass der Bund sich dabei 
vor eine recht heikle Aufgabe gestellt sehen würde, das war 
nach dem Ergebnis der Abstimmung über die Novelle selbst 
in Anbetracht der grossen Zahl von Neinsagern lebhaft vor- 
auszusetzen und es war nur natürlich, dass bei den nun fol- 
genden Verhandlungen über das vorgesehene Alkoholgesetz 
die privatwirtschaftlichen Interessen in weit stärkerem Masse 
als bisher Berücksichtigung finden mussten. 

Ich kann die verschiedenen Stadien der Diskussion, die 
verschiedenen Projekte und Vorarbeiten Übergeben, es kann 
hier nicht meine Aufgabe sein, eine Geschichte der Schweizer 
Alkoholgesetzgebung zu schreiben, umso weniger, als ich in 
dieser Beziehung auf eine frühere Basler Dissertation von 
Fr. Hauck Über die „Entwicklungsgeschichte des Schweizer 
Alkoholmonopols" verweisen und mich damit begnügen kann, 
das dort gegebene historische Detail mit Bezug auf die neueste 
Zeit gelegentUcb zu ergänzen. 

Am 25. Oktober 1885 war die Partialrevision der Bundes- 
verfassung angenommen worden, aber erst fünf Vierteljahre 
später, am 22. resp. 23. Dezember 1886 wurde das damals 
vorgesehene Alkoholgesetz von den eidgen. Räten angenommen 
und am 15. Mai 1887 nach einem letzten leidenschaftlichen 
Referendumssturm vom Souverän bestätigt. Es brachte dem 
Bund das Alleinrecht zur Herstellung und zur Einfuhr ge- 
brannter Wasser, stellte hinsichtlich der Einfuhr nur den 
Import feinerer Spirituosen gegen eine Monopolgebühr von 80 
bis 100 Fr. den Privaten frei und wies im übrigen "/< "^es 
Landesbedarfes dem Import durch den Bund, '/* ^^^ Inland- 
produktion zu, wodurch es der Landwirtschaft den Bestand 
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von 60 bis 70 mittelgrossen Brennereien sicherte. Dies die 
hauptsächlichsten Prinzipien des neuen Älkoholgesetzes, für 
deren Umsetzung in die Praxis das Gesetz selbst wohlweislich 
nur allgemeine Richtlinien au&tellte. Alsbald nach Annahme 
des Entwurfes trat daher auch an die mit seiner Durchführung 
betrauten Bundesbehörden die Notwendigkeit heran, diese im 
Gesetze gegebenen Umrisse durch eine ausführliche Voll- 
ziehungeverordnung auszubauen und im Detail auszuarbeiten: 
es geschah dies erstmalig durch das sogenannte Pflichtenheft 
vom 9. September 1888, sowie durch eine Reihe von Bundes- 
beschlüssen betr. die Organisation der Alkoholverwaltung, den 
succesaiven Vollzug der einzelnen Teile des Alkoholgesetzes, 
die einzeln aufzuzählen an diesem Orte keinen Wert hat. Die 
Ausarbeitung des Pflichtenheftes war eine der schwierigsten 
Aufgaben der Verwaltung, handelte es sich doch bei der Ein- 
führung des Alkoholmonopols um eine Institution, die in allen 
Beziehungen ein absolutes Novum darstellte. So ist es nicht 
zu verwundem, dass dieses erste Pflichtenheft nicht bereits 
allen Bedürfnissen und Interessen vollständig entsprach und 
schon nach kurzer Zeit eine Revision desselben an Hand 
der gemachten Erfahrungen erforderlich wurde. Diese Revision 
kam am 23. Mai 1883 zustande, betraf aber nur wenige 
Punkte (Normierung der Spritpreise jeweilen nach dem Stand 
der Kartoffelpreise auf gewissen Märkten). Tiefer greifend 
waren die Beschlüsse, die die Bundesversammlungen im De- 
zember 1893 in bezug auf die inländische Produktion fasste 
und deren Ausführungen den Erlass eines neuen Pflichtenheftes 
unterm 2. Juni 1894 nötig machten. 

So sehr sich nun auch das Alkoholgesetz von 1886 
bemüht hatte, nur allgemeine Prinzipien gesetzlich fest- 
zulegen und alle ins Detail gehenden Bestimmungen zu 
vermeiden, so hatten sich doch bei der Durchführung des 
Monopols gewisse Inkonvenienzen gezeigt, die dazu führten, 
dass in den Pflichtenheften und Bundesbeschlüssen Bestim- 
mungen Aufnahme finden mussten, die der gesetzlichen Grund- 
lage entbehrten. Eine Revision des Alkoholgesetaes selbst 
schien daher dringend geboten und wurde denn auch am 
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29, Juni 1900 vorgenommen- Aber sie brachte nur unwesent- 
liche Bestimmungen, die umsoweniger schwer ins Gewicht 
fallen, als es sich dabei meistens nur um die nachträgliche 
Legitimation schon vorher geübter Usancen handelte. Die 
Yollziehungsverordnung zum neuen Älkoholgesetz, ebenso wie 
das neue Pflichtenheft datierten vom 24. Dezember 1900» 
Gesetz und Verordnung traten am 16. Januar 1901 in Kraft. 
Dagegen ist das gleichfalls seit längerer Zeit postulierte Or- 
ganisationsgesetz noch nicht zustand« gekoi 



^ 2. Der Begriff des Staatsmonopols. 

So bildet also die Einfuhrung des Staatsmonopols für 
Fabrikation und Handel in bezug auf die gehrannten Wasser 
unbestritten den Kulminationspunkt der schweizerischen Äl- 
koholgesetzgebung und es dürfte daher wohl angebracht sein, 
einen Äugenblick bei dem Begriff und der Bedeutung des 
Staatsmonopols zu verweilen') Im wirtschaftlichen Leben 
versteht man unter einem Monopol gemeiniglich die Konzen- 
tration des Angebotes (oder unter Umständen auch der Nach- 
frage) eines Verkehrsgutes in der Hand einer einzigen phy- 
sischen oder juristischen Persönlichkeit. Solche Monopole 
können entweder natürliche oder kQnstliche sein: natürliche, 
wenn es sich um ein nur in beschränktem Masse oder nur 
an gewissem Orte oder nur bei gewissen Personen vorhan- 
denes Gut handelt, künstliche, wenn sie nicht auf natürlicher 
Seltenheit des Gutes, sondern auf willkürlicher Festsetzung 
beruhen. Solche Festsetzungen können auf zweierlei Weise 
entstehen : 

1. durch freie Vereinbarung von Privaten, 

2. durch staatliche Verordnungen. 

Monopole der ersteren Art werden, wenn sie nicht schon in 
der Natur selbst begründet liegen, vielfach nur vor übe r- 



') S. auch Geiz, Branntweinmonopol. Studien cl. ataatsw. St 
e. Bd. 16. 
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gehend bestehen können, während durch den Staat geschaffene 
Monopole selbstverständlich so lange in Kraft bleiben, so lange 
der Staat die Macht hat, seine Verordnungen durchzuführen. 
Auch diese, auf R«chtstitehi beruhenden Monopole zerfallen 
nun wieder in zwei Gruppen, je nachdem ihr ßechtetitel zu 
Gunsten privater (einzebie oder GeseUschrften) oder zu Gunsten 
des Staates lautet. Als solche Privatmonopole sind anzusehen 
alle jene Vorrechte einzelner Körperschaften, wie sie die 
mittelalterliche Gewerbeverfassung mit sich brachte, aber 
wich alle jene Ausnahmestellungen, welche das Gesetz ein- 
zelnen Personen gewährt, indem es sie zu alleiniger Ausübung 
gewisser Funktionen (Börsenagenten, Makler, Notare) oder 
Gewerbe (Wirte etc.) konzessioniert. Staatsmonopole oder Re- 
gale treten dann ein, wenn der Staat sich selbst die Ausübung 
gewisser Tätigkeiten vorbehält; der Ausdruck ,,Begal" deutet 
dabei mehr auf die rechtliche Seite, der Ausdruck „Monopol' 
mehr auf die wirtschaftliche Bedeutung dieses Zustandes hin. 
Solche Staatsmonopole waren namentlich zur Zeit des Mer- 
kantilismna sehr beliebt und erstreckten sich auf alle mög- 
lichen und unmöglichen Dinge. Der Liberalismus dagegen, 
der Nachfolger des Merkantilismus, ist im grossen ganzen 
kein Freund der Monopole gewesen ; er, der in der Entfesselung 
der gesamten Kräfte eines Landes dessen alleiniges wirtschaft- 
liches Heil erblickte, er konnte unmöglich zugeben, dass det 
Staat in irgend einem Gebiet des Erwerbslebens die Konkur- 
renz der Privaten ausnehme oder auch nur hemme. So er- 
scheint schon Adam Smith das Monopol als etwas schlechthin 
Unwirtschaftliches; der Staat arbeitet teuer, da die Agenten 
eines Fürsten den Reichtum des Herrn als unerschöpflich be- 
trachten, da sie sich weder um den Preis kümmern, zu dem 
sie kaufen, noch zu dem sie verkaufen, noch auch um das, 
was der Transport der Waren kostet. Zur Leitung des ganzen 
Betriebes werde nicht der berufen, der die grösste Fähigkeit 
dazu besitze, sondern derjenige, der durch Dienstalter und 
persönliche Beziehungen bis zu diesem Posten aufrücke; ihn 
treffe dabei die Verantwortung in weit geringerem Masse als 
den privaten Unternehmer ; dieser müsste Tag für Tag mit 
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Einsetzung aller seiner Kräfte um seine Existenz kämpfen, 
wahrend ein älterer Beamter auch grössere Fehler begehen 
dürfe, ehe man ihn von seinem Posten entferne. Daher wollten 
die meisten Beamten nur ihren Vorgesetzten keinen Anlass 
zur Klage geben, während ihnen das Gedeihen oder Mieslingen 
des monopolisierten Gewerbes als solchem herzlich gleichgültig 
sei Sie hätten ihre Verordnung und ihr Schema, wonach 
sie handelten und auf deren Urheber sie alle Verantwortung 
Uberwälzen könnten; gerade die Gebundenheit aber schädige 
das Unternehmen, denn der Betrieb eines Gewerbes setze 
überhaupt eine unbedingte Verfügungsfreiheit voraus. Der 
Betriebsleiter müsse in der Lage sein, sich den Konjunkturen 
des Weltmarktes anzupassen, rasch und entschlossen die Gunst 
des Augenblicks zu benutzen. Es ist nach Adam Smith selbst- 
verständlich, dass hierzu absolute Selbständigkeit und Selbst- 
verantwortlichkeit unerlässliche Vorbedingung ist. Beides föllt 
aber weg, sobald besoldete Beamt« die Geschäfte wahrnehmen. 
Volkswirtschaftlich bedeutet es daher einen reinen Verlust, 
wenn der Staat ein Gewerbe in eigene Regie nimmt, da er 
infolge der erwähnten Umstände teuer und schlechter produ- 
ziert, als es der Privatfleiss tun würde. Wird auch das Ka- 
pital, das er zur Errichtung solcher Anstalten verwendet hat, 
weniger produktiv und fördert den Nationalreiohtum weniger, 
als er es getan hätte, wenn es bei völliger Handels- und 
Gewerbefreiheit da und derart hätte angelegt werden können, 
wo es die grösste und sicherste Rente geboten hätte. „Die 
Post", so sagt er wörtlich, „ist vielleicht das einzige kauf- 
männische Unternehmen, das vom Staate mit Erfolg betrieben 
werden kann, denn es erfordert ein geringes Anlagekapital, 
femer gibt es dabei keinerlei Betriebsgeheimnisse und endlich 
sind die Einnahmen hierbei sicher und gehen sofort ein 

Noch schärfer als Smith urteilt sein französischer Schüler 
J. B. Say. „Eine Regierung" so sagt er „hat das Unglück 
mit der Nachlässigkeit, der üntauglichkeit und der Bestech- 
lichkeit ihrer Beamten rechnen zu müssen," deren eignes In- 
teresse nur zu oft dem öffentlichen schnurstracks entgegen- 
stehe und über welche er vermöge mangelnder Sachkenntnis 
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nicht die Kontrolle auszuüben imstande ist, wie sie der pri- 
vate Selbst-Kaufmann ober seine Untergebenen hat. Wenn 
er infolge dieser ungünstigen Lage in allen Geschäften, die er 
abschliesst, immer den Kürzeren zieht, so darf er nicht mut- 
willig durch gewerbliche Anstalten den Zustand herbeiführen, 
der ihn den Privaten gegenüber in Nachteil setzt. Unter allen 
Umständen produziert der Einzeluntemehmer mit geringeren 
Kosten als die Regierung, denn diese hat übergrosse Summen 
zur Verfügung und dabei zu wenig Verständnis für ihre eige- 
nen Geschäfte. Der Staat ist nicht in der Lage, die Kon- 
junkturen des Weltmarktes zu übersehen, er wird mit seiner 
Berechnung immer im Dunkeln tappen und ausserordentlicher 
Geschäftsverlust wird ihn ebenso unverdient treffen, wie ein 
aussergewöhnlicher Gewinn. Macht aber der Staat gute Ge- 
schäfte, so macht er sie auf Kosten der Konsumenten, denen 
er auf diese Weise das Geld aus der Tasche zieht, unver- 
hältnismässige Einbussen aber müssen aus öffentlichen Mitteln 
gedeckt werden, aber in beiden Fällen erleidet die Gesamtheit 
einen Schaden." Das Monopol schafft keine neuen Werte, 
sondern da das Geld, dessen der Staat für seine Unterneh- 
mungen bedarf, aus irgend welchen Privat-Quellen geflossen 
sein muss, bewirkt es nur den Übergang aus einer Hand 
in die andere; ein volkswirtschaftlicher Nutzen entsteht 
also höchstens dadurch, dass dabei eine Anzahl Beamte be- 
schäftigt und entlohnt werden können, ein Vorteil, der aber 
durch den weit grösseren Nachteil, dass das Kapital dem 
produktiveren Privatfleiss entzogen ist, mehr als aufgewogen 
wird." 

Einen neuen Gesichtspunkt in der Beurteilung der Mono- 
pole treffen wir bei den deutschen Liberalisten und National- 
ökonomen; sie unterscheiden zwischen Finanzmonopolen und 
Wohlfahrtamonopolen. So verwerflich auch ihnen die ersteren 
erscheinen, so sehr finden sie die letzteren {Münz,- Post- und 
Lotteriemonopole) gerechtfertigt. Jakob weist darauf hin, 
wie die Herstellung und die Einführung der gesetzlichen Zah- 
lungsmittel in den Verkehr der vollen Autorität der öffent- 
lichen Gewalt bedürfe und deshalb von ihr durchgesetzt werden 
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mllBse, weil nur dadurch dem Publikum eine genügende Garantie 
geboten werde. 

Und ähnlich verhalte es sich mit dem Lotteriewesen, das 
in der Hand von Privaten belassen, zu den schlimmsten Aus- 
wüchsen fuhren müsse, und nur dann in gewissen Bahnen gebalten 
werden könne, wenn es vom Staate verwaltet werde. Und 
Bau führt ähnliche Gründe an für die Monopolisierung von 
Post und Eisenbahn und wird darin unterstützt von Gustav 
Gohn, der in seiner Schrift über die englische Eisenbahn- 
politik in den letzten zehn Jahren (Leipzig 1885) nachweist, 
wie der Privatbetrieb der Eisenbahnen zu einem drückenden 
Monopol der Unternehmer wird, welches eine Verkehrser- 
schwerung ohnegleichen darstelle und wie dabei die Staats- 
emenbahnen unbedingt den Vorzug verdienten. Auch sonst 
erkennt Kau überall da die Monopole als gerechtfertigt an, 
wo ein Gewerbezweig vom Staate ebenso vorteilh^ wie von 
Privaten betrieben werden kann, was überall da der Fall sein 
wird, wo die Bürger noch geringe technische Kenntnisse be- 
sitzen oder wo die Vorteile des Grosshetriebes besonders schwer 
ins Gewicht fallen. Und entgegen der gewöhnlichen Ansicht, 
wonach ein Monopol stets eine ungleiche Belastung der Bürger 
hervorrufen würde, glaubt er, dass auch ein Monopol den Cha- 
rakter einer guten, ^eichmässigen Steuer haben könne, dann 
nämlich, wenn es die Gütererzeugung nicht stört, den not- 
wendigen Lebensunterhalt nicht schmälert und das Einkommen 
sonst in gleicher Weise belastet; er erkennt ein solches Mono- 
pol in dem Fall als berechtigt an, wenn der erzielte Gewinn 
gar nicht oder wenigstens nicht ebenso gut durch eine andere 
Steuerform aufgebracht werden könnte. Alle andern Monopole 
aber, soweit sie nicht etwa durch die Selbsterhaltungspflicht 
des Staates geboten erscheinen, also politischen, nicht ökono- 
mischen Charakter tragen (Pulverregal), sind auch nach ihm 
unbedingt verwerflich. 

Viel weiter und von ganz anderen Prämissen aus, geht 
Adolf Wagner. Der Staat hat nach ihm ein unbedingtes 
Recht an dem Eigentum seiner Bürger, daher ist auch gegen 
Monopole grundsätzlich nichts einzuwenden, immerbin soll ihre 
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Zahl, da sie den Verkehr ungebührlich belasten, mdglichst ein- 
geschränkt werden. Vor allem aber betont er, dass durch 
<Ia8 Monopol eben nicht nur eine Besteuerung, sondern auch 
eine Übertragung privatwirtechsftlicher Renteneinkommens 
und Untemehmergewinnes an den Staat bewirkt wird. Und 
wenn wir uns vielleicht auch nicht auf denselben prinzipiellen 
Boden wie Wagner stellen kOnnen, so mQssen wir doch die 
Wichtigkeit gerade dieses letzteren Punktes vollständig zu- 
geben; wenn der Staat wirklich in der Lage ist, kaufinänni- 
fiche Unternehmungen ebenso gut und ebenso lukrativ wie 
etwa eine grosse Aktiengesellschaft zur Durchführung zu 
bringen, dann liegt es viel eher im Interesse der Gesellschaft, 
dass der Qewinn dieser Unternehmungen in die Staatekasse 
iliesse, also im gewissen Sinne der Allgemeinheit zugute 
komme, als dass er dazu diene, einigen wenigen Industrie- 
magnaten ein fiirstUches Ginkommen zu gewähren. Zu Zeiten 
der Naturalwirtschaft bestritt der Staat seine Ausgaben fast 
ausschliesslich durch die Ginnahmen aus seinem Grundbesitz, 
heute spielt dieses Domanialeiokommen im Staatshaushalt 
keine Holle mehr, der Orossteil des Staatsbedarfes wird durch 
direkte Steuern gedeckt. 

Ich glaube aber nicht, dass man mit diesem Prinzipe 
allein auf die Dauer auskommen wird; heute schon hat de>' 
Steuerfuss eine solche Höhe erreicht, dass eine Steigerung des- 
selben durch die nächste Zeit vielfach ausgeschlossen ist, will 
man sich nicht der Gefahr aussetzen, dass die Steuereinnahmen 
trotz erhöhter Steuer infolge Zunehmens der Steuerhinter- 
ziehung sich relativ verringern! Denn die Belastungsföhigkeit 
des bürgerlichen Gewissens hat ihre Grenzen, die umso schneller 
erreicht werden, in je stärkerem Masse unter den beutigen 
politischen Verhältnissen und der horizontalen Parteigliederung 
unseres Volkes das alte Gemeingefühl von wirtschaftlichen 
Sonder- und Klasseninteressen verdrängt wird. 

Dennoch aber sind die Ausgaben des Staates in stetem 
Wachstum begriffen, nicht zum mindesten deshalb, weil heute 
viel weitherzigere Ansichten in bezug auf staatliche Unter- 
stützungspflicht und soziale Wohlfahrtspflege sich Bahn ge- 
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brechen haben. Es ergibt sich also die Notwendigkeit für 
den Staat neue Einnahmequellen zu schaff^i und es scheint in 
der natürlichen Entwickelung der Dinge zu liegen, dass er 
dieselben am selben Orte sucht, wo auch seine einzelnen An- 
gehörigen sich ihren Unterhalt erwerben, im wirtschaftlichen 
Leben. 

Heute schon haben wir Ansätze einer derartigen Ent- 
wicklung: Post und Telegraph, Eisenbahn und Straseenbahn, 
Gas- und Wasserwerke liefern Staat und Kommunen erhebliehe 
Einnahmen, ohne dem Einzelnen drückende Lasten aufzuer- 
legen; die pure Not der Selbsterhaltung wird den Staat der 
Zukunft zwingen, auch weitere Gebiete des Wirtschaftslebens: 
Bergwerke, Wasserkräfte unter seine Eontrolle zu bringen, 
will er nicht, dass neben seiner politischen Organisation eine 
von ihm unabhängige wirtschaftliche Macht erstehe, der er 
ebenso hilflos gegenüberstände, wie einst vor Jahrhunderten 
jenem andenL reicheren Grossgrundbesitzer : der Kirche. 

So halte ich also eine immer stärkere Beteiligung des 
Staates am wirtschaftlichen Erwerbsleben der Nation aus fis- 
kalischen wie aus politischen Gründen itir durchaus wünschens- 
wert und natumotwendig. Allerdings für diese Beteiligung ist 
die Form des Monopoles nicht von vorneherein vorauszusetzen, 
es wäre denkbar und kommt auch in der Tat vor, dass Staats- 
und Privatbetriebe neben einander dasselbe Gewerbe betreiben: 
man denke nur z. B an die mancherlei fiskalischen Bergwerke, 
an die Porzellanmanufakturen, an die Staatsdruckereien. Allein 
diese letzteren arbeiten ja nur für Staatszwecke, sie sind keine 
Erwerbsanstalten, während die Porzellanmanufakturen der pri- 
vaten Konkurrenz gegenüber nur durch reiche Zuschüsse er- 
halten werden kOnnen ; es wird daher auch heute kein Mensch 
mehr für den Staatsbetrieb solcher Qualitätsindustrie eintreten, 
denn ihnen gegenüber blieben die von Smith und seinen Schü- 
lern vorgebrachten Einwürfe im vollen Umfange bestehen: 
Man kann als Satz aufstellen, dass alle diejenigen Industrien 
die sich bis heute der Kartellierung und Vertrustung haben 
entziehen können, für den Staatsbetrieb a priori ungeeignet 
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Seine Stärke liegt auf dem Gebiete der Grossindustrie 
und hier überwiegen die Vorteile des staatlichen Grossbetriebes 
die Nachteile einer bureaukratischen Verwaltung umsomehr, 
als auch der private Äktien-Grossbetrieb ähnliche Nachteile 
aufzuweisen hat. In der Natur eines jeden Grossbetriebee 
aber liegt das Streben nach der Alleinherrschaft, er will grösser 
werden, die Konkurrenz ausschalten. Im privatwirtachaftlichen 
Regime äussert sich dies Streben in der sogenannten Interessen- 
vereinigung, in Kartell und Trust, durch welche aamtliche 
oder annähernd sämtliche Betriebe eines Produktionszweiges 
zu einem einzigen Ganzen verbunden werden. Typische Bei- 
spiele für diese Interessenunionen bietet das Bankwesen und 
die elektrische Industrie. Aber auch sonst durfte es kaum 
einen im Grossbetrieb hergestellten Artikel geben, der nicht 
kartelliert wäre. Wer sich einen kleinen Überblick über den 
Umfang dieser Kartellierungen verschaffen wül, der vertiefe 
sich ein wenig in die Eartellenquete etc. des deutschen Reiches 
oder in die monatlich erscheinende Wiener Kartell-Rundschau, 
und er wird sehen, dass es einfacher und zeitsparender wäre, 
die Zahl der nichtkartellierten als die der kartellierten Artikel 
festzustellen. So liegt also das Streben nach dem Monopol 
in der Natur eines jeden Grossbetriebes und der Staat, der 
sich nur für Grossbetrieb eignet, wird dieses Streben umsoeher 
zur Durchführung gelangen lassen, als ihm nicht nur eine un- 
begrenzte Kapitalkraft, sondern auch die volle Gesetzgebungs- 
gewalt zur Verfügung steht. Abgesehen davon wäre ja auch 
ein Konkurrenzkampf zwischen Staat und Privaten schon aus 
allgemeinen Gründen nicht zu wünschen: die Teilnahme des 
Staates am nationalen Erwerbsleben wird daher wohl stets 
in die Form des Staatsmonopols gekleidet sein. 

Andererseits aber liegt gerade in dem monopolstrebigen 
Charakter einer jeden Grossindustrie die tiefere Begründung 
für das Eingreifen des Staates Überhaupt. Das Wesen der 
Privatindustrie liegt in dem freien Spiel der Kräfte, liegt in 
der Möglichkeit und im Vorhandensein der freien Konkurrenz, 
wo diese durch Kartelle und Trust beseitigt, durch Aufrichtung 
privater Monopole erdrückt erscheint, da hat die Privatindustrie 
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ihre Existenzberecbtigung verloren, denn sie ist ihrem eigenen 
Wesen untreu geworden. Haben wir daher vorhin den Satz 
aufgestellt, dass alle Qualitfttsindustrie von vorneherein zur 
Monopolisierung untauglich seien: so stellen wir dem nun den 
andern entgegen: Jede Industrie, in welcher sich ein privates 
Monopol ausgebildet hat oder auszubilden im Begriffe steht, 
ist zur Verstaatlichung reif: die Privatindustrie hat ihr Recht 
an sie verioren, der Staat kann sich ihrer bemächtigen, sobald 
es ihm zweckmässig erscheint Den Änstoss hiezu können 
Grflnde verschiedener Art sein: rein politische, bei welchen es 
sich lediglich um die Sicherheit des Staates handelt (Pulver- 
monopol) etc., wirtechafts- und sozialpolitische, wenn es gilt, 
die wirtschaftliche Übermacht irgend einer Gruppe von Mono- 
polinhabem zu brechen, Konsumenten oder Arbeiter vor sknippel- 
loser Ausbeutung zu schützen. Beispiele flir derartige Monopole 
bietet vor allem das Verkehrewesen, 

An sich zum Grossbetriebe ersten Ranges und damit zur 
Monopolisierung gewissermassen prädestiniert, hatte (man ver- 
gleiche das früher Ctesagte) der Privatbetrieb hier zu solchen 
Unerträglichkeiten geführt, dass man es vorzog, den Staat mit 
der Verwaltung dieser Betriebe zu betrauen, wobei man vom 
Staate als der Organisation der Allgemeinheit, erwartete, dass 
er bei dieser Verwaltung seine eigenen fiskalischen Interessen 
hinter denen des verkehrenden Publikums zurücktreten lasse. 
Es wurde also das Staatsmonopol ausdrücklich zu dem Zwecke 
geschaffen, um eine Beschränkung in der Ausnützung einer 
durch die Verhältnisse selbst gegebenen Monopolstellung herbei- 
zuführen. Man benennt solche Monopole mit dem wenig glück- 
lichen Namen Wohlfahrtsmonopole, sie wurden gegründet, um 
die Ausbeutung der Konsumenten durch die privaten Monopol- 
inhaber zu verhindern und der Staat spielt dabei gegenüber 
den Bürgern ungefähr dieselbe Rolle wie eine Konsumgenossen- 
schaft gegenüber ihren Genossenschaftern. Eine zweite Gruppe 
sozial politischer Monopole bezieht sich in ähnlicher Weise 
auf solche Industrien und Tätigkeiten, die in der Hand der 
Privaten zu schweren Schädigungen der Allgemeinheit führen 
könnten. Unfilhig sie ganz zu verbieten, unvermögend sie auch 
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nur einer wirksamen Kontrolle resp. Beschränkung zu untei- 
werfen, zog man es vor, ihren Betrieb in der Hand des Staates 
zu monopolisieren, in der Hoflfoung, dass er die ärgsten Miss- 
stände abschaffen werde. Wir wollen diese Monopole Prä- 
ventivmonopole nennen und rechnen hiezu; das Lotterie- 
regal, das Zündhölzchenmonopol und wie wir später sehen 
werden, in gewissen Fällen das Branntweinmonopol. Für die 
Ausnutzung der Monopolstellung in bezug auf die Preisbildung 
liegt hier a priori keine Beschränkung vor; im Gegenteil, wo 
es sich um Zweige handelt, deren Schädlichkeit man anerkennt, 
wird man gegen eine radikale Ausnützung derselben nichts 
einzuwenden haben, sofern dabei zu hoffen ist, dass ihr Ge- 
brauch dadurch restringiert werde. Wo es sich jedoch wie 
beim Zündholz um Produkte dreht die bloss in der Art dei 
Herstellung, nicht aber in der Verwendung zu Bedenken An- 
lass geben, wird der Staat als Monopolinhaber in dieselbe Lage 
kommen, wie bei dem sogenannten Wohlfahrtsmonopol 

Gegenüber diesen beiden oder wenn man wül drei Gruppen 
von Verstaatlichungsmotiven spielen die rein finanzpolitischen 
Gründe nur eine untergeordnete Rolle. Denn reine Finanz- 
monopole werden sich in der Kegel nur auf solche Dinge be- 
ziehen können, deren Gebrauch oder Nichtgebrauch für das 
Wohl und Wehe der Allgemeinheit völlig oder doch in hohem 
Masse irrelevant ist; da bei allen andern Monopolobjekten 
wohlberechtigte Konsumenteninteressen den Staat, der sich ja 
aus solchen Konsumenten zusammensetzt, an einer vollen Aus- 
nutzung seiner Monopolstellung hindern werden. 

Viele solcher Dinge gibt es nicht, wir werden sie im All- 
gemeinen unter der Kubrik für Genussmittel und Luxusgegen- 
stände zu suchen haben. Es sind also Dinge, die, wie man in 
der Vorlesung über Finanzwissenschaft hören kann, zur Objekt- 
besteuerung vorzüglich geeignet sind und tatsächlich auch sich 
beinahe überall irgend einer Steueibelastung zu erfreuen haben. 
Diese Besteuerung ist jedoch oft recht schwierig durchzuführen 
und bringt dabei häufig nur wenig ein: in solchen Fällen ist 
das Monopol ein willkommener Steuerersatz, da es bei ver- 
hältnismässig einfacheren Verfahren einen hohen Gewinn sichert. 
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Ob Steuer oder Monopol, das wird dabei in jedem einzelnen 
Fall nach Zweckm&ssigkeitsgrQnden entschieden werden mllseen : 
Der Kreis der für das Monopol in Betracht kommenden Ge- 
nusemittel und Luxusgegenstande beschränkt sich jedoch auf 
solche, die Massenartikel sind (Tabak, Bier, Branntwein etc.). 
Aber auch in diesem Falle bleibt bestehen, dass der staat- 
liche Monopolgewinn in erster Linie üntemehmergewinn dar- 
stellt, eine reinliche Ausscheidung dessen aber, was Unter- 
nehmergewinn und was Besteuerung sei, ist einfach unmöglich: 
es liegt eben im Begriff des Monopols, dass der Preis der 
Ware oder der Dienstleistung so lange gesteigert werden 
kann, bis er beginnt die Nachfrage ungünstig zu beeinflussen 
und wer dabei Monopolinhaber und Subjekt der Preissteigerung 
sei, ob Private oder der Staat, ist prinzipiell vollkommen'gleich- 
gUltig. Auch das reine Finanzmonopol kann daher höchstens 
als Steuersurrogat, niemals aber als Steuer form betrachtet 
werden. 



§ 3. Das Branntweinmonopol im Allgemeinen und das 
Schweizer Gesete im Besonderen. 

Man kann nun, wenn man sich nicht von vornherein über 
die absolute Schädlichkeit des Branntweins klar ist, zweifel- 
haft sein, welcher unserer drei Monopolarten man das Brannt- 
weinmonopol zuweisen solle. Zunächst erscheint es wohl nur 
als ein Surrogat der Branntweinsteuer, die wir in beinahe 
allen Ländern der Erde antreffen. Man scheidet die verschie- 
denartigen hiebei zur Anwendung gekommenen Systeme am 
besten in zwei Arten: ') 

A Die Steuern auf Grund von Ausbeuteeinnahmen, 
B. Bei Steuern auf Grund tatsächlicher Ausbeuten, 
Zur Gruppe A gehören: 

I, Die Steuern von zu verarbeitenden Materialien: 

1. Rohmaterialsteuer, . 

2. Malzsteuer. 



') Vgl. Wolf, Branntweinsteuer. 
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n. Die Steuern nach der Leiatungsfthigkeit der Werkvor- 
richtungen : 

1. Die Steuern nach der fUr eine einmalige Funktion 
geschätzten Leistungsföhigkeit von Werkvorrichtun- 
gen und nach der Zahl der Funktionen. 

a) Maischraumsteuer, 

b) Brennraumsteuer. 

2. Die Steuern nach der Leistungsfähigkeit von Werk- 
vorrichtungen während eines gewissen Zeitraumes 
ohne Rücksicht darauf, wie oft die besteuerten Werk- 
vorrichtungen während jenes Zeitraumes funktionieren 
(PauschaLsteuem). 

a) Maischrsumpauschalsteuer. 

b) Brennraumpauschalsteuer (Blasenzins laut Bern 
von 1886) 

m. Abfindung (vgl die sog. Ohmgeld- „Abonnements" in 
Genf etc.) 

1. Abfindung mit dem Brenner auf Grund einer ange- 
nommenen Erzeugungemenge; 

2. Abfindung mit dem Schenker auf Grund einer ange- 
nommenen Ausschankmenge. 

Zur Gruppe B. gehören: 

I. Die Steuer des Fabrikanten für die kontrollierte Menge 
seines Fabrikates. 

IL Die Steuer vom Ausschank für die wirkliche Menge des 
ausgeschenkten Branntweins. 
Eine Reihe dieser Erhebungsformen scheidet nun aller- 
dings gleich von Anfang als ungeeignet aus, so vor allem die 
Malzsteuer, die, da die Perzentzahl des bei der Brennerei ver- 
werteten Malzes je nach Art des Rohmaterials und des Be- 
triebes zwischen 1'/»— 40 schwankt, enorm ungleich und äusserst 
unergiebig ist. In der BranntweinsteuergeaeteEgebung der meisten 
Länder wurden femer häufig mehrere Arten der Besteuerung 
mit einander kombiniert, zahlreiche Variationen der oben auf- 
geführten Typen kommen hinzu, so dass es den Rahmen vor- 
liegender Arbeit vollständig sprengen würde, wollte ich mich 
näher auf alle diese Formen der Steuererhebung einlassen. 
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Eine bloss allgemeine Untersuchung dieser Typen auf ihre 
Anwendbarkeit wäre zudem auch ein recht aussichtsloses Be- 
ginnen, ist doch in jedem einzelnen Land und in jedem ein- 
zelnen Fall mit soviel Besonderheiten, die in den historischen 
Verhältnissen, in den Zeitumständen, in örtlicher Eigenart und 
im Charakter der Bevölkerung begründet sind, zu rechnen, 
dass auch hier wieder nur von Fall zu Fall entschieden werden 
kann und die Frage nach dem absolut besten richtigsten System 
eine recht müssige ist. So berechnet B. Bobet in seiner 
Schrift: Etüde sur le monopole de Talcool en Suisse (OrenoUe 
1900), dass Frankreich durch die Adoption unseres Systems 
bedeutende Einbussen gegenüber seinen jetzigen ErtJ^ignissen 
der Branntweißbesteuerung erleiden würde und lehnt daher 
die Einfuhrung des Monopols ausdrücklich als unrentabel ab, 
trotzdem ein solches gegenüber der gewöhnlichen Besteuerung 
eine recht hoch anzuschlagende Vereinfachung darstellt Aber 
auch für die Schweiz ist die Frage durchaus noch nicht gelöst, 
ob nicht durch einfache Besteuerung der Frivatindustrie even- 
tuell ein höheres finanzielles Ergebnis hätte bewirkt werden 
können. Wenn trotzdem der Monopolgedanke siegreich zum 
Durchbruch kam, und heute kaum jemand mehr im Ernste 
daran denkt, das Monopol wieder aufzuheben, so liegt da£ eben 
daran, dass bei Erlass der schweizerischen Alkoholgesetzgebung 
ganz andere als bloss fiskalische Interessen in Frage kamen, 
Interessen, die in der Tat nur durch das Monopol befriedigt 
werden konnten. Sobald wir aber das einmal konstatiert haben. 
80 können wir das schweizerische Älkoholmonopol nicht mehr 
als reines Finanzmonopol betrachten, denn wenn auch der 
Grundton, auf welchem die ganze schweizerische Alkoholgesetz- 
gebung gestimmt ist, die Bekämpfung des Alkoholismus durch 
die Konkurrenz fiskalischer und privatwirtischaftlicher Interessen 
stark getrübt erscheint, so ist er doch nicht so verwischt 
worden, dass er nicht doch noch dieser ganzen Gesetzgebung 
einen besonderen Charakter verliehen hätte, der sie von all 
den vielen Finanz-Monopolprojekten unterscheidet, die seither 
in anderen Staaten aufgetaucht sind. Das schweizerische 
Alkoholmonopol ist ein echtes Präventivmonopol, dessen Zweck 
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es ist, eine für schädlich erkannte Industrie, deren Aufhebung 
aus agrikolen Gründen nicht durchsetzbar erschien, in mög- 
liehet unschädliche Formen zu zwingen. Während daher die 
andern Projekte alle darauf ausgingen, die Brennerei trotz 
hoher Steuerbelastung in ihrem gegenwärtigen Bestand und 
unter besonderer Schonung des mittleren und kleineren Be- 
triebs zu erhalten, also konservierend zu wirken, wollte das 
schweizerische Gesetz vor allem die vielen kleinen Fuselbrenne- 
reien aufheben und wurde nur durch die RGcksicht auf die 
Landwirtschaft verhindert, die ganze schweizerische Brennerei 
auf den Aussterbeetat zu setzen. Neben dieser negative» 
Absicht bezweckte es aber noch etwas Positives: Durch die 
staatliche Rektifikation sollte die Qualität des in den Verkehr 
zu bringenden Trinkbranntweins gehoben und dadurch ein 
weiteres schädliches Moment beseitigt werden Wir sehen 
also, dass das schweizerische Alkohotmonopol eine für das 
Interesse der Allgemeinheit hochwichtige Aufgabe übernommen 
hat und daher unmöglich als reines Finanzmonopol ausge- 
sprochen werden kann. 

Gehen wir nun noch ein wenig auf einige andere Eigen- 
tümlichkeiten der schweizerischen Gesetzgebung ein. Brannt- 
weinmonopole mit Präventiv Charakter kennen ausser der 
Schweiz noch vier andere Staaten, nämlich Russland, Süd- 
kar oli na und die beiden skandinavischen Reiche Schweden 
und Norwegen. Alle diese Monopole sind Detailmonopole, 
d. h. der Ausschank des Branntweins geschieht in Russland 
und Sudkarolina in staatlichen resp. kommunalen, in Schweden 
und Norwegen in gemeinnützig verwalteten, im Besitz monopol- 
berechtigter Gesellschaften befindlichen Lokalen Die Schweiz 
hat auf die Monopolisierung des Detailverkehrs verzichtet, ja 
die für unsere Gesetzgebung so charakteristische Trennung 
der Kompetenzen von Bund und Kantonen hat es sogar be- 
wirkt, dass Kleinhandel und Ausschank nicht einmal der 
Bundesgesetzgebung unterstellt, sondern dass ihre Regelung 
dem Belieben der Kantone überlassen wurde. Dem Monopol 
unterworfen sind nur Fabrikation und Handel, erstere aucli 
nur insoweit, als der Bund sich das alleinige Änkaufsrecht 
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des einheimischen Produktes vorbehslten, dagegen auf ei- 
gene Regie der Brennereien verzichtet hat. Das schwei- 
zerische Älkohohnonopol ist also kein vollständiges, aoge- 
nwintes Vollnionopol, sondern da es nur gewisse Partien des 
Verkehrs beschlägt, ein sogenanntes Teibnonopol. Ein solches 
ist es auch noch in anderer Beziehung, insofern es sich näm- 
lich nicht auf alle gebrannten Wasser, sondern bloss auf die 
aus Kartoffeln und Körnerfrüchten hergestellten und auch hier 
bloss auf ihre Fabrikation, nicht aber auf ihre weitere Ver- 
arbeitung zu Getränken bezieht. 

Mit dieser letzten Einschränkung hängt es nun aber auch 
zusammen, dass das Monopol in Kombination mit einer Ein- 
gangs- und Fabrikationssteuer erscheint, indem nämlich die 
Einfuhr von sogenannten Qualitätsspirituosen oder von Roh- 
stoffen derselben zwar allgemein gestattet, aber an der Grenze 
mit einer Gebühr belastet wird, andererseits aber auch die 
inländische Produktion, soweit sie mit monopolpflichtigen 
.Stoffen arbeitet, einer Steuer unterworfen ist. 

Trotz dieser mannigfachen Beschränkung hatte die Ein- 
führung des Monopoles, wie wir gesehen haben und noch 
weiter sehen werden , mit mancherlei Schwierigkeiten zu 
kämpfen, wenn auch der Umstand, dass die Schweiz ein 
spiritusimportierendes, nicht aber -exportierendes Land ist, 
seine Errichtung wesenthch begünstigt hat. Es ist dies auch 
ein weiteres Charakteristikum unseres Monopols gegenüber 
den Projekten unserer Nachbarstaaten, die alle mit einem 
grossen Spiritusexport zu rechnen haben und daran auch viel- 
fach gescheitert sind, da man befürchtete, durch ein Monopol 
an einer intensiveren Beteiligung auf dem Weltmarkt behindert 
zu werden. In der Schweiz waren es nur interne Interessen 
fiskalischer agrikolindustrieller Natur, in deren Widersti'eit 
das Monopol seine gegenwärtige Gestaltung fand. Diese In- 
teressen machten sich bei Entstehung der schweizerischen 
Gesetzgebung, wie wir gesehen haben, nicht alle zugleich be- 
merklich, sondern traten in den verschiedenen Stadien der 
Unterhandlungen ehies nach dem andern in den Vordergrund 
und verlangten ihre Berücksichtigung, Wenn wir daher in 
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Aea folgenden Paragraphen zur eingebenden Würdigung dieser 
Hesultate des Monopols übergehen wollen, so dürfte es sich 
empfehlen, die erwähnten Interessen in der umgekehrten 
Reihenfolge ihres historischen Auftretens zu behandeln, sodass 
die zuletzt geltend gemachten zuerst, die primären Ursachen 
der Älkoholgesetzgebung aber zuletzt zur Besprechung gelangen. 
Bevor wir jedoch hiezu übergehen, sei uns gestattet, in 
einem kurzen Resum^ noch einmal die wesentlichsten Bestim- 
mungen der eidgenössischen Gesetzgebung zusammenzufassen: 
I, Von der Gesetzgebung nicht betroffen ist 

1. der Handel mit gegohrenen Getränken aller Art 
in Quantitäten über 2 L. Derselbe darf auch von 
den Kantonen keiner Besteuerung oder Behinderung 
anderer als sanitätspolizeilicher Art unterworfen 
werden; 

2. der Handel mit gebrannten Wassern in Quantitäten 
über 40 L. 

II. Der eidgenössischen Gesetzgebung ist unterworfen die 
Fabrikation und der Verkauf gebrannter Wasser. Der 
Bund hat von diesem Rechte Gebrauch gemacht durch 
die Einführung des Branntweinmonopols. Demselben 
sind unterworfen 

1. alle aus Bier, Zucker, Rüben, Melasse, Kartoffeln 
oder Körnerfrüchten erzeugten Spirituosen; 

2. die aus Wein, Drusen, Obst und ObstabfäUen, 
zuckerhaltigen Beeren und Wurzeln ausländischer 
Provenienz erzeugten Destillate; 

8. die aus dem Auslände eingeführten Destillate aller 
Art. Die Monopolptlicht wird zur Geltung gebracht: 

a) durch Übernahme des gesamten aus mehlhaltigen 
Stoffen in den konzessionierten Losbetrieben er- 
zeugtenRohspiritus seitens der Alkoholverwaltung, 

b) durch Erhebung von Monepolgebühren 

a) auf die inländische Destillation ausländisehen 
verdorbenen WeinesoderausländischerTrocken- 
beerentrestern, 
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ß) auf die Einfuhr von Bohspriten, Branntweinen, 
Likören jeder Art, sofern dieselbe durch Pri- 
vatpersonen ausgeübt wird, sowie auf die 
Einfuhr von zum Brennen bestimmten aus- 
ländischen Weinen, Drusen, Obstsorten, Obst- 
abfällen, Beeren und Wurzeln: 
c) durch das Verbot der privaten Einfuhr für alle 
über 72" haltigen Hohsprite und Branntweine 
und durch Übertragung des Importes solcher 
Waare an die Alkoholverwaltung 
Dagegen ist dem Monopol nicht unterworfen : 

1. die Destillation aus Wein, Drusen, Obst und Obst^ 
abföUen, Beeren und Wurzeln inländischer Her- 
kunft ; 

2. die Verarbeitung des von der Monopol-Regie ge- 
lieferten Rohproduktes zu Getränken; 

■i. der Kleinhandel und der Ausschank der gebrannten 
Wasser, 
m. Der kantonalen (resetzgebung unterliegen 

A. kraft eigenen Rechts: 

1. das Wirtschaftswe&en und der Kleinhandel mit 
geistigen (gegohrenen und gebrannten) Getränken ; 

B. kraft delegierten Rechtes : 

2. die monopolfreie Fabrikation von Destillaten 
aller Art; 

3. die Verarbeitung des Monopolsprites zu Getränken, 
beides in dem Sinne, dass den Kantonen das 
Recht der Beaufsichtigung und der Besteuerung 
event. auch der Monopolisierung dieser Gewerbe 
übertragen ist. 

Gehen wir nach diesem kurzen systematischen Überblick 
zur Besprechung der Resultate dieser Gesetzgebung über und 
beginnen wir zunächst mit den Rückwirkungen derselben auf 
den Handel. 
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ERSTER TEIL. 



Die priTatwlrtschaflllcheBeileiitong der seliweizertscheD 
Alkobolgesstzgebang. 

§ 4. Der Handel mit geistigen Getränken. 

Die Rtjckwirkungen der eben skizzierten eidgenösaischen 
Gesetzgebung auf den privaten Handel waren sehr verschie- 
dener Art, je nachdem es sich dabei um den Handel mit ge- 
gohrenen Getränken oder um den mit gebrannten Wassern han- 
delte. Für den ersteren bedeutete das neue Recht eine wahre 
Befreiung, in deren Folge er sich mächtig ausbreitete, wenn er 
auch in qualitativer Hinsicht, d. h mit Rücksicht auf seine 
Betriebsformen in den neuen Verhältnissen einen direkten An- 
stoss zu tiefer greifenden Umgestaltungen nicht finden komite. 
Bei ungefähr gleich bleibender einheimischer Produktion kommt 
diese Steigerung des Getränkehandels am deutlichsten in den 
Weinimportziffem zum Ausdruck. Es betrug die reine Einfuhr 
von Wein und Bier in den Jahren (in hl) 

1880-85 740,000 Wein 40,000 Bier 
1900—02 1,100,000 Wein 88,000 Bier 

Dieser steigende Import vor allem fremder Weine in die 
Schweiz, der erst möglich wurde, seit die inneren Zollschranken 
gefallen, ist für die schweizerische Handelspolitik von grösster 
Bedeutung geworden. Von 1892 — 1901 verteilte sich wie 
folgt auf die hauptsächlichsten Bezugsländer. 
Tabelle I. 
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Die Hauptlieferanten der Schweiz für Wein ^d also vor 
allem Spanien, Italien und Frankreich und es ist sehr begreif- 
lich, dass in unsem Handelsvertragsunterhandlungen mit diesen 
Ländern die Wein- und Traubenzölle eine Hauptrolle spielen 
und dies umso eher, je stärker der Wein am Glesamtexport 
dieser Länder beteiligt ist. 

Die enorme Bedeutung des schweizerischen Weinhan- 
^Is für die schweizerische Handelspolitik ist namentlich im 
Zollkrieg der Schweiz in eklatanter Weise zutage getreten. 
Wie aus unserer Tabelle 2 zu ersehen ist, sank der franzö- 
sische Wein-Export nach der Schweiz in jähem Fall von 10.1 
Millionen Fr. auf 1.2 Fr., oder in Mengenmassen ausgedruckt 
um nicht weniger als 236,000 hl. Für Frankreich war dieser 
Ausfall umso fühlbarer, als die Schweiz trotz ihrer Kleinheit 
in der Jtleihenfolge der französischen Absatzgebiete gleich nach 
England an 2. Stelle stand. Es betrug der franzßsische Wein- 
-export in Hektoliter 

Total Schweiz Grossbritan. Deutschland Belgien 

1892 1.840.000 251.000 329.000 249.000 237.000 

1893 1.569.000 26.000 315.000 241.000 214.000 

Der grosse Rückfall des französischen Weinexports um 
rund 270.000 hl ist, wie aus dieser Tabelle ersichtlich, fast 
ganz auf Rechnung des schweizerischen Handels zu schreiben 
und so war es ganz natürlich, daes gerade von seiten der 
französischen Weinbauinteressenten Frankreichs, von Mäcon 
aus, der Stadt im Herzen des burgundischen Weinlandes, der 
Kuf nach einer Verständigung erhoben und die ersten Schritte 
2ur Versöhnung getan wurden : die Wiederanbahnung der 
handelspolitischen Vertragsverbandlungen zwischen Frankreich 
und der Schweiz ist in erster Linie dem Weinhandel gutzit- 
schreiben. Trotzdem, den Schaden, den Frankreichs Wein- 
export durch den Zollkrieg erlitt, hat es auch heute noch 
nicht ganz eingeholt, wie unsere Tabelle 2 erkennen lässt. Der 
lachende Erbe Frankreichs war vor allem Spanien, dessen 
Lnport vom Jahre 1894 an einen staunenswerten Aufschwung 
genommen hat, wenn auch zu beachten ist, dass früher schon 

3 
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ein Teil der aus Frankreich eingeführten Weine spanischen 
Ursprungs oder doch mit spanischen Gewächs koupiert ge- 
wesen war. Durch den Zollkrieg mit Frankreich wurde dieser 
indirekte Verkehr unmöglich gemacht und an dessen Stelle 
traten direkte Lieferungen, die ausserdem für den wirklichen 
französischen Wein Ersatz schaffen sollten. Ein Blick auf 
die Tabelle 2 zeigt, einen wie gewaltigen, dominierenden An- 
teil heute der spanische Weinimport nicht nur im gesamten 
Weinimport der Schweiz, sondern auch im gesamten Bpanischen 
Export nach der Schweiz spielt und «s ist leicht zu ersehen, 
dass in jedem Handelsvertrag mit Spanien der Wein weitaus 
die wichtigste Position darstellen wird; umsomehr als Spanieo 



Tabelle 11. 


Elnftihr der Schweiz 
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beständig die Konkurrenz Italiens zu fürchten hat, das früher 
auf dem schweizerischen Markte ebenso vorherrschte wie heute 
sein westlicher Kachbar. Eine nur schwach differenzielle Be- 
handlung der spanischen Weine würde genügen, um es jeden 
Äugenblick das Terrain an diesen Konkurrenten verlieren zu 
lassen. Die Schweiz ist daher in der Lage, durch Entgegenkom- 
men in bezug auf Wein und Südfrüchte sich mannigfache Vor- 
teile für die Industrie zu erwerben und hat es auch jedesmal 
nach Möglichkeit versucht Allerdings nicht ohne die lebhafte 
Unzufriedenheit der schweizerischen Weinbauern dadurch zu 
erwecken Die sinkenden Preise, die billige südländische Kon- 
kurrenz haben dem einst ertragreichen Weinbau der Schweiz 
empfindlichen Abbruch getan und die Rentabilität bedeutend 
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geschmälert;, wenn den Klagen der Winzer zu glauben ist, 
dann wUrde ein geringes weiteres Sinken der Preise genügen, 
um den Ruin zu besiegeln. Wir wollen die Richtigkeit dieser 
Behauptung ununtersucht lassen, nur eines wollen wir hervor- 
heben, dass fQr viele Gegenden dieser Ruin volkswirtschaftlich 
keineswegs allzusehr zu bedauern wäre. Die einseitige Pflege 
des Weinbaues hat auch ihre schweren Gefahren, die darin 
liegen, daes alle andern Zweige der landwirtschaftlichen Pro- 
Tabelle III. 
Oenossenschaftliche Organisation des 6etrtlDkehand«l6. 
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duktion vernachlässigt und die allemotwendigsten Lebensmittel 
dadurch notwendigerweise verteuert werden, wie dies z.B. 
im Wallis der Fall ist, dass bei beinahe rein agrarischer 
Bevölkerung ganz merkvrOrdig hohe Lebensmittelpreise auf- 
weist. ,Un pays agricole", so schreibt ein Walliser Eoiv 
respondent der Gazette de Lausanne unterm 9. Okt. 1906 mit 
Bezug auf diesen Umstand, ,qui ächzte k l'^tranger du beurre, 
des <Euf8, des l^gumes et des fourrages pour des eonunes qui 
se chiffrent annuellement par des centaines de mille francs, 
ce pays-lä souffire d'un 6tat anormal. ' 
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AndörerBeits sind die Weinbauintereasenten ihrerseits nicht 
beim blossen Protest stehen geblieben, sie haben vielmehr 
versucht, durch eine zweckmässigere Organisation des Cre- 
tränkehandels auf genoseenscht^tlicher Grundlage die Ungunst 
der Verhältnisse wettzumach«n. Wir geben in Tabelle 3 eine 
Übersicht über die gegenwärtig in der Schweiz existierenden 
genossenschaftlichen Orguusationen dieser Art, deren geringe 
Zahl uns allerdings zeigt, wie wenig entwickelt diese Art der 
Selbsthilfe noch ist. Wohl die bedeutendste dieser Oenossen- 
schaften ist diejenige von Egnach im Kanton Thurgau, deren 
Zweck allerdings nicht die genossenschaftliche Produktion von 
Wein, sondern von Most ist. 1901, als erste ihrer Art ge- 
gründet, zählt sie heute 105 Mitglieder In kürzester Zeit 
hat sie erstaunliches geleistet. Vom ersten Jahre an lieferte 
sie 3000 hl, allein schon heute, 1906, beläuft sich die Pro- 
duktion auf über 8000 hl, wobei noch ein Export von 35 
Wagons frischer Früchte stattfand. Dieser Aufschwung ist 
vor allem der Verwendung zweckmässiger Maschinen: hydrau- 
lischer Pressen, grosser Reservoire zu verdanken. Die finan- 
ziellen Ergebnisse sollen befriedigende sein. 

Tiefer als in die Verhältnisse des Wem-, Bier- und Most- 
handels griff nun aber die neue Gesetzgebung in diejenigen 
des Branntweinhandels ein. 

Durch die Aufrichtung des AlkoholmonopoLe wurde der 
Grosshandel mit Trinkeprit und Spriritus dem privaten Erwerbs- 
leben entzogen und zu einer Funktion der Staatsgewalt ge- 
macht, der Staat griff also tief in die Interessensphären ein- 
zelner seiner Angehörigen ein. Bei den Beratungen des Alko- 
holgesetzes hatte man sich nun allerdings von vornherein ge- 
neigt gezeigt, die Betroffenen schadlos zu halten, allein man 
beschränkte sich in der Gewährung der Entschädigungen auf 
die Besitzer oder Eigentümer von Brennereien, der Handel 
als solcher ging also leer aus, wobei allerdings zu bemerken, ist, 
dass Handel und Grossbrennerei häufig von ein und derselben 
Person ausgeübt wurden. Man stützte sich dabei auf ein Urteil 
des Bundesgerichtes, welches anlässlich der Einführung des 
Pulvermonopols insofern einen Präzedenzfall hierzu geschaffen 
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hatte, als ee zwar den allgemeineii drundsatz aufstellte, es 
sei der in seioem Eigentum geschftdigte Bttrger von staats- 
wegen zu entschädigen, dagegen den Bund von der Verpflichtung 
enthob, dicijenigen, welche ehedem den Pulververkaaf als freies 
(bewerbe betrieben hatten, für den ihnen durch die Rega- 
lisiening desselben entgangenen Gewinn schadlos zu halten. 
Es bestiuid daher auch beim Alkoholmonopol von vornherein 
Übereinstimmung darüber, dass andere Gewerbetreibende als 
die betroffenen Brenner weder fUr entgangenen Gewinn noch 
für Bitwertung von Eigentum auf Entschädigung sollten An- 
spruch machen können. Interessfuit ist, in wie weit gehendem 
Masse ein späteres Urteil des Bundesgerichtes (vom 14. Januar 
1876 in Sachen Huber, B. ger. Entscheid 11 pag. 91) diese 
Entschftdigungspöicht beschrfinkt, ja eigentlich im Gegensate 
zu dem früheren Urteile aufhebt. Es will nur die wohler- 
worbenen, auf einem konkreten privatrechtlichen Erwerbstitel 
beruhenden, ein YermdgensstQck bildenden Rechte schützen, 
nicht aber etwa diejenigen Befugnisse, welche Kraft gesetz- 
licher Bestimmungen den Inhalt eines Rechtsverhältnisses bilden 
(gesetzliche Rechte). Unter diese wohlerworbenen Privatrectit« 
föllt das Eigentum im subjektiven Sinne als Recht an einer 
Sache. Dagegen sind die den Inhalt des Eigentums in objek- 
tivem Sinne bildenden Befugnisse ledighch gesetzliche Rechte. 
Das Eigentum an einer Liegenschaft verleiht nicht das Recht 
vollkommener und ausschliesslicher Herrschaft über dieselbe, 
es bleibt ihm gegenüber vielmehr das Recht der Gesetzgebung 
gewährleistet, den Umfang und Inhalt des Privatrechts zu be- 
stimmen, bezw. durch positives Gesetz die im allgemeinen er- 
forderlichen Beschränkungen nach der positiven oder negativen 
Seite hin einzuführen. Darnach besteht also für den Staat 
eine Entschadigungspflicht nur dann, wenn es sich um eigent- 
liche Expropriation, nicht aber, wenn es sich nur um eine Be- 
schränkung der Ausnützung eines Objektes handelt, das im 
übrigen im Eigentum seines Besitzers bleibt. Wie wir im 
folgenden Paragraph sehen werden, ist der Bund bei Aus- 
richtung der Brennereientschädigungen von dieser strengeren 
Auffassung mehrfach abgewichen. 
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Trotzdem nun für den Grrosshandel keinertei Entschädigung 
außgerichtet wurden, darf man die Schädigung die dem Handel 
aus der Einfilhrung des Monopols erwuchs, nicht allzu tra- 
gisch nehmen; war ihm doch gleich hei Einführung des Mo- 
nopols ein nicht unerheblicher Gewinn in den Schoss gefallen. 
Um eine vorzeitige Einfuhr bedeutender Spritmengen zu ver- 
hindern, die durch das Vorgehen der deutschen Reichsregierung, 
welche vom 1. Juli 1887 an ftlr 1/i Jahr die Exportvergütung 
für Branntwein verdreifachte, den Händlern sehr nahe gelegt 
war, wurde vom Schweizer Bundesrat auf den 20. Juli die 
Sperrung der Grenze für alle monopolpäichtigen Spirituosen 
verordnet. Durch diese plötzliche Unterdrückung der privaten 
Einfuhr wurde selbstverständlich für die im Lande liegenden 
Vorräte von einem Tage zum andern eine starke Preisstei- 
gerung bewirkt. So wurden nach Angaben einer Basler Firma 
Prager Sprite am 14. Juli in Basel noch zu Fr. 65. — per hl 
verkauft, am 21. Juli standen dieselben bereits auf Fr. 105. — , 
es betrug also der Wertzuwachs per hl volle 40 Fr. Bei 
einem Inlandvorrat von (nach Sehätzung der Regie) 10,000 hl 
absoluten Alkohols gewiss ein äusserst respektabler Satz. Der 
Bundesrat sah sich daher auch genötigt, etwas Wasser ins 
Feuer zu giessen und durch ausnahmsweise billige Spritlie- 
ferungen {17 — 25 Fr. per hl) an Industrielle, die nachweislich 
keine Spritvorr&te hatten, und an Firmen, die laut Lieferungs- 
kontrakten noch zu alten Preisen verkaufen mussten, eine 
Baisse herbeizuführen. In der Tat waren denn auch die Preise 
für Prager Sprit nach den Angaben derselben Basler Firma 
biß zum 29. Juli 1887 wieder auf 87 Fr. zurückgegangen, es 
betrug also die Steigerung per hl nur noch rund 20 Fr. Da- 
gegen macht« der Bund von der Art. 19 ihm verliehenen Kom- 
petenz die im Lande befindlichen Vorrate an monopolisierten 
gebrannten Wassern gegen Entschädigung an sich zu ziehen 
oder aber sie mit einer Nachsteuer zu belegen, der enormen 
Schwierigkeiten wegen, die die Inventarisierung geboten hätte, 
keinen Gebrauch. 

Für die spätere nicht ungünstige Lage des Grosshandels 
ist endlich noch zweierlei zu beachten. 
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1. Bezieht sich das Oroeshandelsmonopol des Bundes nur 
auf Trinksprit, sowie auf denaturierten Spiritus, welch 
letzterer zeitweise auch freigegeben wurde. Es bleibt 
also dem privaten Qroeshandel der ganze Handels- 
verkehr in Qualitätsepirituosen, ein Oeschäftezweig, 
der mit Aufrichtung des Monopols sicherlich nicht 
zurückgegangen ist. Und es bleibt 

2. dem privaten Handel der ganze Zwischenhandel mit 
Trinksprit in Quantitäten unter 150 Liter und in 
Stärken von unter 95° vorbehalten, da die Regie nur 
Quantitäten von mehr als 150 L. und in der Qualität 
nur 95* Sprit abgibt. Wir werden allerdings später 
sehen, wie sich in neuerer Zeit eine Tendenz zur 
Umgehung dieses Zwischengroashandels kundgibt, in- 
dem auch die kleineren Bezüger, die gerade noch 
150 L. beziehen können, sich immer mehr daran ge- 
wöhnen, direkt bei der Verwaltung ihre Bestellungen 
zu machen. Dennoch aber ist auch heute noch der 
Gewinn dieses Zwischenh^idels ein ausserordentlicher. 

Trotzdem oder weil, es ist schwer zu sagen, die Regie 
prinzipiell eine Verpflichtung zur Lieferung bestimmter 
Marken nicht Übernommen hat, offerieren und berechnen ein- 
zelne Zwischenhändler ihren Abnehmern den von der Ver- 
waltung bezogenen Sprit unter Beifügung renommierter aus- 
ländischer Pinnen oder unter Angabe bestimmter Herkunfts- 
orte, welche Bezeichnungen zwar zufällig richtig sein können, 
in vielen Fällen aber nicht zutreffen (Bericht pro 1891, S.59). 
Ein Zwischenhändler ist wegen dieser reklamenhaften Aus- 
bietung der Ware durch seine Konkurrenten wiederholt bei 
der Alkoholverwaltung vorstellig geworden; er musete jedoch 
abgewiesen werden, da die gesetzhchen Bestimmungen der 
Regie keine Anhaltspunkte zu einem Einschreiten bieten, 
sie vielmehr einzig die durch die betreffenden Machenschaften 
irregeführten oder benachteiligten Abnehmer als zu einer 
Zivilklage gegen die Lieferanten legitimiert ansehen kann. 
Reichen flewinn zog dieser Zwischenhandel aber auch 
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aus den Freiserhöhungen der Alkobolverwaltimg, die am 17. Ja- 
nuar 1888 in Kraft traten. Ala^) im Herbste 1887 infolge 
der reichen Kartoffelernte die proviBorifichen Brennloee mit 
fUr die Produzenten auenahniBweiBe gQnBtigen Bedingungen 
vergeben wurden, sagten sich einige findige SpritbSndler schon 
damals, die Verwaltung werde, um den Ertrag des Monopols 
nicht allzusehr zu schädigen, eine Erhöhung eintreten lassen 
müssen. Sie begannen deshalb bald darauf, Verkäufe zu den 
alt€n, um rund 25 Fr. niedrigeren Preisen zu machen. Eine 
intensive Anregung aber erhielten diese Vorkäufe durch die 
anfangs Dezember 1887 erfolgte Publikation des Budgets der 
Alkoholregie pro 1888, welches erhöhte Abgabepreise aus- 
drücklich in Aussicht nahm. So schätzt die Verwaltung die 
Menge der Vorkäufe auf insgesamt 20,000 Meterzentner, wo- 
bei die weitaus überwiegende Zahl der bezüglichen Bestell- 
ungen in die Zeit zwischen Publikation und Genehmigung des 
Budgets Wlt. Was die dadurch erz'elten Gewinne anbetrifft, 
so stellt die Alkoholverwaltung hierüber in dem zitierten Be- 
richt folgende Berechnung auf: 

Verkaufe a 

Weinsprit 

Primasprit 

Feinsprit 

Rohspiritus 

Die volle Differenz zwischen alten und neuen Preisen würde 
also 534,700 Fr. betragen. Davon sind aber die Fracht und 
Lagerkosten der Vorkäufer abzuziehen, Posten, die im all- 
gemeinen leider nicht bekannt, aber nach Analogie eines zur 
Untersuchung gelangten Spezialfalles doch recht hoch sein 
müssen. Der Nettogewinn in diesem einen Fall betrug nur 
Fr. 13 per q; auf die Gesamtsumme der Vorkäufe angewendet 
würde das also einen Gesamtnettogewinn der Zwischengross- 
händler von iOO.OOO Fr. ergeben. Die Alkoholverwaltung 
tröstet sich über diesen kleinen Nebenverdienst der Händler, 
der für das Monopol ja unzweifelhaft einen gewissen Verlust 
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1) Vgl. Bericht 1887/88. S. 60 ff. 
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bedeutet, mit der Erwägung, „dass er in der überwiegenden 
Zahl von Fällen dem Sprithandel zuäoss, d. h. einem Geschäfts- 
zweig, der durch das Älkoholmonopol eine starke Einbusse 
erlitt;" sie betrachtet ihn also als eine Art wohlverdienter 
Kompensation, glaubt aber im übrigen, davon Änlaes nehmen 
zu dürfen, um einer möglichst langen Stabilität der jetzigen 
Abgabepreise das Wort zu reden. 

Einen nicht zu unterschätzenden Vorteil für diesenZwiechen- 
grosshandel haben wir endlich noch gar nicht besprochen, 
obwohl er die Natur desselben eigentlich gänzlich umgestaltet 
hat. Wie wir später sehen werden, behält die eidgenSssische 
ßegie die bei ihr bestellten Vorräte in ihren eigenen Lager- 
häusern und liefert sie auf Ordre des Bestellers auch direkt 
und in beliebigen Mengen an Drittpersonen. Damit ist der 
Zwiechengrosshandel der Notwendigkeit, eigene Vorräte zu 
halten, -vollständig enthoben; er ist weiter nichte anderes als 
der Kommissionär, der Bantcier der kleineren Besteller. Einen 
Überblick über den Umfang dieses Kommissionswesens pro 1904 
geben unsere Tabellen 4 und 5.*) Sie gehen uns zugleich 
auch einen guten Begriff von der regionalen Verteilung des 
Spritgrosshandelfi, als dessen Hsuptsitze Zürich und Basel sich 
deutlich hervorheben. 

Ahnlich wie der Grosshandel, so hat auch der Kleinhandel 
mit geistigen Getränken nur wenig Anlass, sich Über die Ein- 
führung des Monopols zu beschweren, von welchem er ja gar 
nicht direkt berührt wird. Immerhin wird dem Monopol aus 
Kleinhandelskreisen hie und da vorgeworfen, dass es ihn in- 
sofern behindere, als es Barzahlung verlange. Dieser Vorwurf 
ist aber meines Erachtens recht wenig stichhaltig. Der De- 
taillist kann auch heute jederzeit auf Kredit kaufen, wenn 
er sich an den Zwischenhändler wendet; dieser muss aller- 
dings bei der Alkoholverwaltung bar zahlen und wird dafür 
den Kredit suchenden Detaillisten für die Gewährung desselben 
zählen lassen; er würde das aber auch tun, wenn er nicht 
seihet bar zahlen mUsste, und selbst die Begie müsste einen 

^) Stat Angaben betr- die Gesrhlftsfahrung der «dg. Alkobolver- 
waHung pro 1901. BeUage zu Delegationsbericht S8. S- 62 — 56. 
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kleinen Preisau&chlag eintreten lassen, wollte sie auf Kredit 
verkaufen. Durch das Älkoholgesetz ist im übrigen der Klein- 
handel der kantonalen Gesetzgebung unterstellt und es wird 
in Kleinhandelskreisen sehr darüber geklagt,') dass nicht nur 
die an die Bewilligung zum Kleinverkauf geknüpfte Verkaufs- 
Bt«uer in den verschiedenen Kantonen eine höchst ungleiche 
sei, sondern auch, dass die von dem Spirituosenhäudler in seinem 
Wohnsitzkanton erworbene Bewilligung und bezahlte dies- 
bezügliche Kleinverkaufssteuer in einzelnen Kantonen flir den 
Kleinverkauf auf ihrem Oebiet einfach als ungültig angesehen 
werde während andere Kantone den Betneb ohne neue Kon- 
zession und ohne neue Yerkaufssteuer gewähren. Bei dieser 
Unsicherheit des Bechts sei es ehrenhaften Fabrikations- und 
Exportfirmen von Qualitätsspirituosen, welche vielfach Sen- 
dungen von Quantitäten unter 40 L. zu machen im Falle 
sind, begegnet, dass sie bald da, bald dort wegen Gesetzes- 
übertretung zur Anzeige gelangt und zu Bussen verurteilt 
worden seien und gewärtigen müssen, dass dies nachträglich 
auch in solchen Kantonen geschehe, welche bisher dem ausser- 
kantonalen Spiritushändler, der in seinem Wohnsitz ein Patent 
erworben und Steuer bezahlt, den Verkauf anstandslos ge- 
währten. Von ihnen'verlangen, sich dadurch Sicherheit zu ver- 
schaffen, dass sie ohne weiteres in allen Kantonen Verkaufs- 
patente lösen, heisse nichts anderes, als ihnen den Handel unmög- 
lich machen. Die Richtigkeit dieser Klagen ergab sich aus einer, 
anlässlich einer Petition von 6 zugerischen Kirschwasserfabri- 
kanten vom Bunde vorgenommenen Umfrage bei den Kantonen. 

Es ging aus ihr folgendes hervor: 

1. Die grosse Mehrzahl der Kantone anerkennt und ge- 
stattet keinen Kleinhandel mit Spirituosen auf ihrem Gebiet 
ohne Losung des kantonalen Patentes und Bezahlung der diesbe- 
zügUchen kantonalen Taxe. Als Kleinverkauf auf dem Gebiete 
des Kantons werden aber auch von ausserhalb herkommende 
Spirituosensendungen in Quantitäten unter 40 L. betrachtet. 

Eine Ausnahme machen einzig die Kantone Zürich, Bern, 
Zug und Tessin. 

i) Vgl. Bericht d. Dep. d, Innern vom 17.M«rB 1890. B-B- 1890 I- S. 863. 
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ZQrich: ]iisofeni auswärts domizilierte Fabrikanten von 
SpirituoBen Lieferungen nach dem Gebiete des Eantons ZQricb 
ausfuhren, welche nicht unter den Begriff «ärosehandel" falleni 
imd sofern diese Finnen im Eanton keine Depots beEdteeni 
können dieeelben von der Besteuerung befreit werden, sofern 
sie den Nachweis liefern: 

a) daes sie am Orte des Domizils bereits ein Patent 
zum Kleinverkauf gebrannter Wasser erworben haben, 
bezw. eine Fabriksteuer bezahlen; 

b) dass Züricher Finnen gegenüber in analogen FiÜlen 
gleiches Recht gehalten wird, welche Erklärung von der 
betreffenden Kantonsregierung abgegeben werden muaa. 

Bern verfährt nach gleichen Grundsätzen. 

Zug gestattet den ausserkantonalen Spirituosenhändlem 
den Kleinverkauf in seinem Gebiete, soweit die Art des Han- 
dels nicht unter den Begriff des Hausierens föUt, ohne die- 
selben zur Lösung eines Patentes und zur Bezahlung einer 
Fatentsteuer anzuhalten und ohne weitere Bedingung. 

Tessin ebenso. 

2. Die eine Hälfte der Kantone, welche Spirituosen- 
Kleinhandel auf ihren Gebieten nur unter der Erwerbung des 
kantonalen Patentes gestatten, erteilt dieses Patent nur an 
solche, welche im Kanton selbst Wohnsitz haben. Die andere 
Hälfte erteilt das Kleinbandelpatent auch an auswärts woh- 
nende Spirituosenhändler. 

3. Die Patenttaxen variieren in den Minima von Fr. 2 
bis Fr. 60, in den Maxima von Fr. 10 bis Fr. 800. 

Waadt und Teeain haben Maxima von Fr. 1000; indessen 
geben dort die bezQglichen Verkaufspatente noch weitere 
Rechte als nur den Eleinverkauf von Spirituosen. 

Im einzelnen betragen die kantonalen Patenttaxen in: 
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Wollte daher em Händler nach allen diesen Kantonen 
weiteren Kleinhandel mit Spirituosen treiben, so müsste &r, 
da er von der Bezahlung einer Taxe unbedingt nur in den 
Kantonen Teesin und Zug, bedingterweise nur in den Kantonen 
Zürich und Bern dispensiert wäre, für die dieebezüglichen Pa- 
tente im Minimum Fr. 270, im Maximum Fr. 1905 bezahlen. 
Dabei fällt zur Beurteilung der Geschäftsbedingungen des 
Kleinhandels noch in Betracht, dass nach Bekursentscheiden 
des Bundesrates auch eine Sendung von Über 40 L. als Klein- 
handel zu betrachten ist, wenn dieselbe ans verschiedenen 
Sorten von Qualitätsspintuosen, je in Quantitäten unter 40 L. 
zusanunei^esetzt ist. So schikanös nun auch dieser Zustand 
fUr den Kleinhandel ohne Zweifel ist, so wenig kann er in 
konstitutioneller oder bundesrechtUcher Beziehung angefochten 
werden: Er ist eine natürliche Folge der bei Erlass der Al- 
koholgesetzgebung beliebten Teilung der Kompetenzen zwischen 
Bund und Kantonen: Grosshandel Bundessache, Kleinhuidel 
Kantonalangelegenheit. Die Kantone dürfen daher in ihrer 
Gesetzgebung die Erteilung der Bewilligung des Kleinhandels 
mit Spirituosen auf ihrem Gebiete an Bedingungen knüpfen, 
die sie nach Gutdünken strenger oder laxer bestimmen können: 
' sie dürfen die Bewilligung beschränken auf solche, die im 
£anton wohnhaft sind, und es kann nichts dagegen einge- 
wendet werden, wenn sie die Bewilligung sogar nur an im 
Kanton patentierte Wirte erteilen wollen. Da aber der Braimt- 
weinbandel in jedem Kälten der speziellen diesbezüglichen 
<i}esetzgebung desselben unterworfen ist, so gibt a priori die 
von einem Kanton erworbene Bewilligung zum Kleinhandel 
kein Recht zu deren Ausübung in einem anderen Kantone, 

Der Grund für die Klagen der Kleinhändler resp. der 
Kleinhandel treibenden Fabrikanten, liegt daher in der Bundes- 
gesetzgebung und kann nur durch eine Revision resp. Weiter- 
fuhrung derselben beseitigt werden. 

Eine solche wäre nun in zweifacher Weise denkbar: 

1. Herabsetzung der Grenze zwischen Gross- und Klein- 
handel von 40 auf 10 oder 5 L. Dieser Weg ist 
meines Erachtens nicht gangbar, will man nicht gegen 
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die ursprQngliche Tendenz des Gesetzes in gröbster 
Weise Verstössen. Durch Freigabe des Spirituosen- 
bandeis in Quantitäten Über 5 L. wQrde derselbe un- 
zweifelhaft nicht nur bedeutend gefordert, es würden 
auch die Verkaufspreise der Qualitäts-Branntweine 
erbeblich verringert; die Folge wäre ein steigender 
Konsum der Quantitätsspirituosen, die so wie so schon 
dem monopolistischen Eartoffelbranntwein genug Kon- 
kurrenz machen. Sanitarische wie fiskalische Inter- 
essen würden also durch eine solche .Reform' gleich 
sehr bedroht. 

Gültigkeitserklärung der in einem Kanton gelösten 
Patente für alle anderen Kantone; aber eine solche 
Massregel würde eine derartige Bevorzugung deijenigen 
Kantone, die notorisch eine grössere Spirituosenindustrie 
besitzen (Neuenburg, Zug), bedeuten, dass sie schon 
darum nicht ernstlich in Betracht kommen kann. 
Ersatz der kantonalen Patente durch ein einheitliches 
schweizerisches Kleinhandelspatent. Dies wäre so zu 
denken, dass die Kantone fortfahren, die Wirtschafts- 
und Äussehankpatente zu erteilen und die betreffenden 
Patenttaxen zu beziehen, die Erteilung der Patente 
für den Kleinhandel aber ausschliesslich Bundessache 
sein würde und daher auch für die ganze Schweiz 
Gültigkeit haben sollte. Es wäre dieser Weg meines 
Erachtens unbedingt der beste. Allerdings, eine nicht 
zu verachtende Schwierigkeit bietet auch er. Die 
Einnahmen aus der Patenterteilung wären naturlich 
an die Kantone zu verteilen. Aber nach welchen 
Grundsätzen P Gewiss nicht so, dass dabei der A¥ohn- 
sitz der Patentierten den Ausschlag geben würde. 
Aber auch nicht so, dass jeder Kanton eine seiner 
Bevölkerungszahl entsprechende Quote der Gesamt- 
summe erhielte, denn wenn dieses Verfahren auch 
verfassungsmässig ist bezüglich der Monopoleinnahmen, 
80 doch nicht bezüglich der Verkaufssteuereinnahmen, 
für die ausdrücklich ein anderes Verfahren vorge- 



ly Google 



^ 50 - 

schrieben ist. Es bliebe also nichta übrig, als ent- 
weder von Zeit zu Z«it den Oesamtspirituoeenkonaum 
der Schweiz aufzunehmen und darnach den Anteil der 
verschiedenen Kantone zu ermitteln, ein Mittel, das 
mir deshalb recht wenig rätlich erscheint, weil da- 
durch die Kantone noch mehr an der Höhe des Kon- 
sums interessiert würden, als sie es schon sind, oder 
aber eine Revision der Bundesverfassung vorzunehmen. - 
Und das tun wir Schweizer ja so gerne, nicht zum 
mindesten deshalb, weil wir so vieles in unsere Bun- 
desakte hineingestoppelt haben, was gar nicht hinein- 
gehört. 

Könnte also auf diesem etwas schwerMligen Wege den 
an sich nicht unberechtigten Klagen der Detaillisten abge- 
holfen werden, so wäre dabei doch noch zu untersuchen, ob 
man diese Gelegenheit nicht gleich zu etwas mehr benutzen 
könnte. Ich denke dabei weniger daran, dass bei einer Aus- 
dehnung des Geltungsbereichs der Patente auch eine Erhöhung 
derselben nicht unbillig wäre. Was mir spanisch vorkommt, 
das ist das, dass der Handel mit Quantitäten bis zu 4(1 L. 
besteuert werden, aller übriger sogenannter Grosshandel da- 
gegen freibleiben solle. Die Festsetzung einer Grosshandels- 
grenze bei 40 L. ist eine absolut willkOrliche und entbehrt 
jeglicher tatsächhchen Fundierung; sie ist ledighch dazu ge- 
macht, um die Kompetenzen von Bund und Kantonen ausein- 
ander halten zu können, wobei man im aanitarischen Interesse 
die Grenze so hoch wie möglich schraubte. Gerade diese 
Teilung führt aber, wie wir gesehen haben, zu den langwei- 
ligsten Scherereien. Kechtlich zerfällt gegenwärtig der Spi- 
rituosenhandel in 3 Kategorien: 

1. Der monopolisierte Grosshandel in Kartoffel- und Ge- 
treidebranntwein. 

2. Der freie Grosshimdel in Qualitätsspirituosen für Quan- 
titäten über 40 L. 

3. Der dem Kanton unterstellte Kleinhandel mit spiri- 
tuösen Getränken aller Art in Quantitäten miter 40 L. 
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Die MonopolverwaltuDg gibt Sprit und Trinkbranntwein 
nur in Quantitäten von mindesteoB 150 L. ab, zwischea eins 
und drei schiebt sich daher noch ein Zwischengroeshandel mit 
monopolpflichtigen Waren ein, der keine weitere Besteuerung 
erftlhrt. Meines Erachtene würde es nun nichte schaden, 
wenn man den fingierten Unterschied zwischen Gross- und 
Kleinhandel einfach fallen lassen und durch den Unterschied 
zwischen Handel und Ausschank ersetzen würde. Für den 
Handel in beliebigen Quantitäten und mit beliebigen Spirituosen 
wäre ein etwas höher als die heutigen kantonalen Patente 
taxiertes eidgenössisches Patent, fUr den AuBschank dagegen 
ein kantonales oder kommunales Patent zu lösen. Der Ertrag 
des eidgenössischen Handelspatentes würde dem Monopolertrag 
zugeschlagen und käme mit demselben unausgeschieden zur 
Verteilung an die Kantone. Der Verkehr mit denaturierter 
Ware müsste selbstredend freigegeben werden. Durch eine 
solche Ordnung der Dinge würden die heutigen komplizierten 
Verhältnisse jedenfalls wesentlich vereinfacht, wenn auch nicht 
verhehlt werden kann, dass die Steuer insofern ungleich ver- 
teilt würde, als der Verkehr in ganz kleinen Quantitäten 
(Verkauf über die Gasse) verhältnismässig schwerer belastet 
würde, als derjenige in grösseren Mengen. Das würde aber 
nur dem jetzigen Stand der Dinge entsprechen, wie es über- 
haupt nur zu begrUssen ist, wenn der Verkauf über die Gasse 
erschwert wird. Zudem sind die Bruttogewinne der Detail- 
listen so gross (nach Erhebungen der Alkoholverwaltung be- 
trägt der Detailpreis im Durchschnitt ca. 700 % des Monopol- 
preises), dass sie diese Belastung sehr wohl ertragen können. 



§ 5. Die Brennerei. 
Tiefer als in die Verhältnisse des Handels griff das Mo- 
nopol in diejenigen der Brennerei ein, wo es eine vollständige 
Umwälzung bewirkte. Unberührt von der Bundesgesetzgebung 
blieb nur die Fabrikation der sogenannten ' Qualitätsbrumt- 
weine aus Trestem, Beeren, Früchten etc. ; aber der Haupt- 
zweig des Brennereigewerbes, die EartofTel* und Getreide- 
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Destillation, hSrt« auf, ein freies Ctewerbe zu sein, weiüi auch 
der Bund auf die Fabrikation in eigener Regie verzichtete. 
Die eiDheimisclie Produktion hatte von jeher t«uer und schlecht 
^arbeitet, im Interesse des Monopols hätte es daher eigent- 
lich gelegen, mit der ganzen inländischen Produktion t^ula 
rasa zu machen. Dem standen aber die wirklichen oder ver- 
meintlichen Interessen der Landwirtschaft gegenüber, die sich 
recht laut bemerkbar machten und so begnügte man eich, 
einerseits die ganz kleinen Betriebe, die in hygienischer Be- 
ziehung den Hauptschaden darstellten und bis dahin numerisch 
weitaus am stärksten vertreten waren, andererseits aber die 
neun ganz grossen rein industriellen Etablissements, die fast 
nur ausländische Bohstotfe verarbeiten und also mit der 
schweizerischen Landwirtschaft nur lose im Zusammenhang 
standen, aufzuheben und tiess nur eine kleine Zahl von einigen 
60 ') mittelgrossen, meist genossenBchaftlich organisierten Bren- 
nereien am Leben, denen man die Lieferung von 1/4 des 
Landesbedarfes in Losen von 150 höchstens 1000 hl zuwies. 
(Vgl. S. 25.) 

Durch die neuen Yerhälbüsse wurden also 3 £ategorieu 
von Brennereien geschaffen: 

1. Brennereien, welche ihren Betrieb gänzlich einzustellen 
hatten. 

2. Brennereien, welchen kraft Art. 1 und 2 des Alkofaol- 
gesetzes vom Bunde Brennlose zugeteilt wurden (Mo- 
nopolbetriebe.) 



1) 1901 betrug die Zahl dieser Betriebe 64, die sich auf die einzel- 
otn Kantone wie folgt verteilen : 

Baselland . 3 

Bern ... 37 
Preibui^ 4 

Solothurn . . 8 
Schaffhauaen . 2 
üiargau . b 

Waadt .4 

Zflrich . . . 1 

Total M. 
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3. Brennereien, welche sich auf die Verarbeitung mo- 
nopolfreier Stoffe besetrankten. (Freie Betriebe.) 

I. Um mit den letzteren zu beginnen, so gelten als monopol- 
frei nur diejenigen Destillate, welche ausschliesslich aas 
folgenden einbeimischen Rohstoffen hergestöllt sind : Trau- 
ben, Weintrebem (Trebem) Weinhefe (Drusen) Kern-, Stein- 
oder Beeren-Obst und ObstabföUe, Waehholderbeeren oder 
Enzianwurzeln. Den einheimischen Riohstoffen gleichgestellt 
sind femer Hefen (Drusen), die sich aus importiertem Trauben- 
oder Obstwein, oder aus importierten Trockenbeeren, Trau- 
ben- oder Obstsorten aus hergestellten Weinen oder auch 
aus Mischungen von solchen Weinen mit inländischen Weinen 
in der Schweiz selbst gebildet haben, sowie diejenigen aus- 
iKndiachen Trauben und Traubentreber, die als Erzeugnisse 
in der Grenzzone gelegener Grundstücke nach Masegabe des 
Zotlgesetzes von der Entrichtung des Eingangszolles befreit 
sind. Das Mischen monopolfreier Bohstoffe mit nicht dena- 
turierten monopolpflichtigen gebrannten Wassern, ist zwar ge- 
stattet, dagegen dürfen die Brenner solcher Mischprodukte 
entgegen dem Wortlaut des Artikels 8 al. 4 diese nur in 
Quantitäten von 40 Liter ab frei verkaufen. Monopolpflichtig 
und daher den freien Betrieben nur unter gewissen Umständen 
gestattet, ist dagegen das Mischen freier und monopolisierter 
Bohstoffe. Die monopolpflichtigen Rohstoffe zerfallen nämlich 
in 3 ] 



1. Stoffe, welche laut Pflichtenheft nur in Monopolbetrieben 
gebrannt werden dürfen (Kartoffeln und Körnerfrüchte.) 

2. Stoffe, welche gegen Entrichtung einer Monopolgebtthr 
auch durch Inhaber freier Betriebe destilliert werden 
können. Diese Gebühren werden in zweierlei Form 
erhoben. 

a) als Monopolgebtthr bei der Einfuhr der Rohstoffe aus 
dem Ausland (Import Weintreber und Drusen, Kirschen, 
Maumen, Trockenbeeren etc., etc.) All diese Stoffe werden 
nach Entrichtung der EingangsgebUhr mit Bezug auf das 
Brennen selbst wie monopolfreie Ware behandelt. 
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b) Als Fabrikationsgebuhr auf dem in den ausländischen 
Brennereien gewonnenen fertigen Destillat. Diese beruht je- 
weilen auf einer speziell von Fall zu Fall erfolgenden Ab- 
machung zwischen dem eidgenössiBchen Finanzdepartement 
und dem Brenner. In der Regel wird diese nur für eine zum 
Voraus beschränkte Zahl von Betriebaakten und nur für das 
Brennen von verdorbenem ausländischen Wein oder voa 
Trebem, die sich aus der inländischen Trockenbeerenwein- 
fabrikation ergeben haben, getroffen. 

3, Gänzlich verboten sind folgende Stoffe: Topinamber, 
Zucker, Melasse, Rüben, Bier, seien diese Materialien nun in~ 
oder ausländischer Herkunft, femer frische Tranben, Wein, 
Trockenbeeren, Obst, Südfrüchte, Wurzeln, sofern sie aus 
dem Ausland stammen 

Was den Verkauf der in den freien Betrieben erzeugten 
Spirituosen anbetrifft, so dürfen Brenner, welche im nämlichen 
Jahre höchstens 40 Liter nicht monopolpflichtigen Brannt- 
wein herstellen, die oben vermerkte Ausnahme vorbehalten, 
ihr Produkt in Quantitäten von mindestens 5 Lit«r &ei ver- 
kaufen. Im Übrigen ist allen Brennern der Eleinverkauf 
untersagt. Der Verkauf Über 40 Liter ist dagegen für freie 
Brenner, aber auch nur für diese, ein freies Gewerbe. 

n. Sind nun diese Brennereien ausser in der Wahl ihrer Stoffe 
in der Form ihres Betriebes vollständig frei, so sind im Ge- 
genteil die sogenannten Monopolbetnebe an eine lange Reihe 
detaillierter Betriebsvorschriften gebunden, die in dem sog. 
Pöichtenheft niedergelegt sind. Die wichtigsten Bestimmungen 
des neuen Fflichtenbeftes sind nun kurz folgende: 

1. Verteilung der Brennlose 

a) Das der inländischen Produktion vorbehaltene eine 
Vierteil des Landesbedarfes wird durch Ausschreibung an 
landwirtschaftliche Brennereien, unter welchen wieder die 
genossenschafblichen Brennereien bevorzugt werden, vergeben. 

b) Für bereits bestehende Brennereien wird eine 4jähFige, 
für neu errichtete eine 6jährige Vertragszeit gewählt, während 
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die frQheren Losvertr&ge der Mehrzahl nach fiir Sjährige 
Periode abgeschlossen wurden. 

c) Die bei der neuen Verteilung zugewiesenen Lose be- 
ziehen sich auBschlieaslich auf das Verarbeiten inländischer 
Kartoffeln und inländischer Körnerfrüchte,*) während bei der 
ersten Losverteilung auch das Brennen ausländischer Roh- 
materialien — allerdings unter Bevorzugung der inländischen 
Materialien verarbeitenden Brennereien — gestattet war. Nur 
in Ausnahme^len, in welchen die Beschaffung der einheimi- 
schen Rohmaterialien zu Brennereizwecken mit unverhälbiis- 
mässig starken Einbussen für die Losinhaber verknüpft wäre, 
wird auch das Brennen anderer Rohstoffe, jedoch nur unter 
einer den Verhältnissen entsprechenden Herabmindemng der 
Produktionsmenge und des Spirituspreises bewilligt. *) 

d) Eine Brennerei kann nur ein Los erhalten, auch darf 
ein Los nicht auf mehrere Brennereien verteilt werden, ebenso 
wie auch kein Brennereibesitzer oder kein Mitglied einer 
Genossenschaftsbrennerei an mehreren Losen beteiligt sein 
darf. ') 

e) Als landwirtschaftliche Genossenschaftsbrennereien 
gelten nur gemäss dem schweizerischen ObUgationenrecht 
eingetragene Verbände, deren Betrieb einen wirklich land- 
wirtschaftlichen Charakter hat. Die Genossenschaft muss 
jederzeit mindestens 7 grossjährige Mitglieder aufweisen, 
welche einen Landwirtschaftsbetrieb mit Viehhaltung und 
SchlempefUtterung selbst ausüben ; die persönliche Haftbarkeit 
der einzelnen Genossenschafter darf für Verbindlichkeiten der 
Genossenschaften nicht ausgeschlossen werden. Die Vertreter 
der Genossenschaft treten unter eigener solidarischer Haftbar- 
keit in den mit der Verwaltung abgeschlossenen Lieferungs- 
vertrag persönlich mit ein.*) 

') Far die als Ualz zu verbrau ebbende Gerste ist jedoch die iolOu- 
diache Provenienz nicht nStig. 

i) Vgl. Bundeablatt 1896, III., S. 3^7., Art. 1 des BrennereipflichUn- 
beftes vom 2. Juni 1894. 

') Art. II, Abs. 2 derselben Verordnung. 

') Art. III besagter Verordnung. 
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Ein voD der Alkoholverwaltung in Yorechlag gebrachtes 
Statut für BrennereigenoBsenschaften enthält noch folgende im 
Päichtenheft nicht angegebenen Bedingungen: 

Die OenoBsenechaft ist verpflichtet, jedem Mit^liede seine 
landwirtschaftlichen Produkte (z. B. Kartoffeln, (Jerste, Boggen} 
gegen entsprechende Vergütung (Tagespreis) abzunehmen ; dip 
in der Bremierei erzeugte Schlempe wird unter die (Jenossen- 
schafter im Verhältnis zu ihren AnteilsBcheinen verteilt, und 
es hat jeder das Recht und die PSicht, die ihm zugeteilte 
Schlempe täglich abzuführen. Aus den Jahreseinnahmen ist 
der ordentliche Unterhalt der Gebäude, Apparate und Qbrigen 
Beweglichkeiten zu bestreiten. Den Genossenschaftern sind 
die einbezahlten Anteilsscheins zu 4"/o zu verzinsen, für Ge- 
bäude smd 3**/o, für die Brenneinrichtung W/o abzuschreiben. 
Ein etwaiger Reingewinn muss solange zur Amortisation von 
Brennereigebäuden und dazu gehörigen Einrichtungen verwandt 
werden, bis die Anlage vollständig abgeschrieben ist. Ein et- 
waiger Verlust ist von den Mitgliedern im Verhältnis ihrer 
Anteilsscheine sofort zu decken, 

f) Ohne Bewilligung der Ä. V. kann kein Dritter in das 
bestehende Losverhältnis eintreten. 

g) Die Verpfandung oder Abtretung von Fordenmgen aus 
Lieferungsverträgen [ohne Genehmigung des Finanzdeparte- 
mente berechtigt dieses zum RQcktritt vom Losvertrag. Das 
Vertragsverhältnis wird im übrigen gelöst: 

a) Durch Todesfall oder Eonkurs, eine Verständigung mit 
Erben, resp. Gläubigem ist vorbehalten. 

ß) Durch Wegfall der persönlichen Erfordernisse und 
Übertretung der Bestimmungen des Pflichtenheftes; 
oder wenn bei Eingehen des Vertrages unrichtige An- 
gaben gemacht werden. 

y) Durch Änderung des Gesetzes, so jedoch, dass die 
Brenner befugt sind, eine bereits begonnene Kampagne 
zu Ende zu führen. 

2. Betriebsvorschriften, 

a) Nach Zuteilung des Loses haben die Brenner genaue 
Pläne und Beschreibungen der Brennereianlage einzureichen, 
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die Eröffiiii&g des Betriebes darf erst auf ausdrückliche Ge- 
nehmigung der Regierung hin stattfinden. 

b) Die Brennereikampagne beginnt jeweilen frühestens 
mit dem 15. September und endet spätestens am daraufl'ol- 
gendea 15. Mai. 

c) In Brennereien, welche nicht unter das Fahrikgesetz 
fallen, soll an Sonntagen gar nicht, an Werktagen nur in der 
Zeit zwischen 4'/i Uhr morgens und 9Vi Uhr abends ge- 
arbeitet werden. 

d) Der abgelieferte Spiritus darf nicht mehr als l'/oo Ver- 
unreinigung enthalten und muss frei von erkennbaren metal- 
lischen Verunreinigungen und von unangenehmen Gerochen 
und Geschmäckern sein. 

e) Verdorbene oder ungereinigte Rohstoffe dürfen nicht 
verwendet werden. 

f) Der Brenner trägt die Fracht von der Brennerei biß 
zur nächsten Eisenbahnstation, die Hegie die Fracht von da 
bis ins Depot sowie die Kückfracht für die leeren Fässer. 

3. £ontrollmassregeln. 

a) Den eidgenössischen Beamten ist jederzeit freier Zu- 
tritt zu gewähren. 

b) Die Brenner müssen genaue Betriebsjournale führen 
oder unter ihrer Verantwortlichkeit führen lassen und haben 
für die verwendeten Rohstoffe amtliche Urspningsbeacheini- 
gungen beizubringen, m welchen auch die Ankaufspreise zu 
vermerken sind. Die Regie hat das Recht, die Preise even- 
tuell zu publizieren. 

c) Zur Sicherung der gesetzlich gebotenen vollständigen 
Ablieferung werden die DestiUierapparate von dem Moment 
an, wo die Verdichtung der alkoholischen Dämpfe beginnt, 
unter amtliche Siegel gelegt, die nur von den Organen der 
Regie entfernt werden dürfen. Ebenso werden 

d) Nach Schluss der Brennkampagne sämtliche Einrich- 
tungen unter Siegel gelegt. 

e) Bei Übernahme des Fabrikates haben die amtlichen 
Kontrolleure aus sämtlichen Gebinden ein Durchschnittsmuster 
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von 2 Litern zu entnehmen, welches dem chemischen Labo- 
ratorium der Regie zugestellt wird. 

Was nun III die gänzlich aufgehohenen Betriebe anbetrifft, 
80 stand fllr sie, nach den Ausführungen des vorgehenden 
Paragraphen, von vornherein eine gewisse Entscbädigungspäicht 
des Bundes fest. 

Die gesetzlichen Bestimmungen Über diese Entschädigungs* 
pflicht des Bundes finden sich in § 18 des alten Uonopolge- 
setzes. Sie lauten: 

„Die Eigentümer der bestehenden Brennereien werden 
vom Bunde für den Minderweri; entschädigt, den ihre zur 
Fabrikation von gebrannten Wassern verwendeten Gebäude und 
Mnrichtungen durch die Vollziehung des Artikels I erleiden. 

Bei der Ausmessung dieser Entschädigung darf aber der 
bisher durch die Brennerei erzielte Gewinn nicht in Rechnung 
gebracht werden. 

Der Anspruch auf Entschädigung ist auf diejenigen Eigen- 
tümer beschränkt, deren Brennereien vor dem 25. Okt. 1895 
errichtet und bis zu dieeem Zeitpunkte ') betrieben wurden 
und welche überdies auf die durch Artikel 32 bis der Ver- 
fassung gestattete Fabrikation vernichten. 

Wo eine gütliche Verständigung über die Höhe der Ent- 
schädigung nicht stattfinden kann, hat die Ermittelung der- 
selben durch Schätzungskommissionen zu geschehen. Diese 
Schätzungskonunissionen sollen aus je drei Mitgliedern be- 
stehen, wovon das erste durch das Bundesgericht, das zweite 
durch den Bundesrat, das dritte durch die Regierung desje- 
nigen Kantons zu ernennen ist, in dessen Gebiet die zu ent- 
schädigende Brennerei sich befindet. 

') Diese Bestimmung wurde jedoch durch BRB vom 2ö. Sept. 1888 
(BBL. 188Ö IV S. 138/39) insofern modifiliert, als beschlossen wurde, „es 
seien UebereinkUnfle betreffend Feststellung des Mioderwertes von Bren- 
nereien auch dann zu genehmigen, wenn der Nachweis erbracht werden 
kann, daas der Betrieb einer am 25. 0kl. 18S5 bestandenen Brennerei 
aus GrOnden, die vom Willen der BrennereieigentOmer unabhängig waren, 
zwischen dem 1. Jan. und dem 26. Okt. eingestellt war." 
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Gegen den Entscheid der Schäbsungekommission kann jeder 
Beteiligte innerhalb 30 Tagen nach Zustellung des Entscheides 
beim Bundesgericht Beschwerde führen. 

Geschieht dies nicht, so ist der Entscheid der Schätzungs- 
kommission als in Rechtskraft erwachsen, anzusehen. 

Das vom Bundeegericht und den Schätzungskommissionen 
einzuhaltende Verfahren wird durch eine besondere, vom Bun- 
desgericht aufzustellende Verordnung geregelt, für welche das 
Gesetz vom 1. Mai 1850 betreffend die Abtretung von Private 
rechten, als Grundlage zu dienen hat." Da die historische 
Darstellung Hauck's hier eine Lücke aufweist, dürfte es wohl 
angezeigt sein, über die Ausführung dieses Artikels, einige 
nähere Angaben zu machen, als sie für den Zweck unserer 
Arbeit nötig sein würden. 

Nachdem sich der Bundesrat in Ziffer 10 des ERB vom 
15. Juli 1887 über den sukzessiven Vollzug der einzelnen Teile 
des Bundesgesetzes vom 23. Okt. 86 betreffend die gebrannten 
Wasser „bezüglich der Art. 18 und 19 (Übernahme der im 
Lande befindlichen Vorräte) eine besondere Schlussnahme vor- 
1)ehalten hatte," ') erliess das Bundesgericht unterm 30. Sept. 
1887 die in Art. 18 vorgesehene Verordnung. ') Sie zählt in i 
Abschnitten (I. Ausmittelung der Entschädigungsansprüche, An- 
meldung ihrer Forderungen, IT. Organisation der Schätzungs- 
kommission und Verfahren derselben, III. Reburs an das Bun- 
desgericht, Verfahren vor demselben, IV Bezahlung der Ent- 
schädigungen.) 39 Artikel und trat mit dem 8. Oktober als 
dem Tage ihrer Publikation im Bundesblatt (vgl. Art. 39) in 
Eraft. Die wichtigsten Bestimmungen dieser Verordnung sind: 
1. Die Eigentümer bestehender Brennereien, welche ge- 
mäss Art. 18 des Alkoholgesetzes Entschädigungs- 
ansprüche an den Bund zu machen gedenken, haben 
ihre Forderung binnen 30 Tagen (Art. 2) von der vom 
Bundesrat zu erlassenden diesbezüglichen Aufforderung 
(Art. 1) an schriftlich beim G«meinderate des Ortes, 

') B. Bl. 1887 Ul S. 678. 
*) B. Bl, 1887 IV S. 77 ff. 
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wo das EtablisBement sich befindet, anzumelden. Säu> 
migen kann eine Nactifrist von 6 Monaten bewilligt 
werden, doch haben sich diese dann den Entscheidungea 
der Schätzungskonunission ohne weiteres zu unterwer- 
fen <Art. 6). 

2. In der Anmeldung liegt der Verzicht auf die Installation 
monopolfreier Brennereien, dagegen nicht der auf die 
Bewerbung um Brennlose im Sinne der Art. 1 und 2 
des Gesetzes (Art. 4). 

3. Die Art. 18 al. 4 vorgesehene Schätzungskonunission 
ist befugt, wenn notwendig, Sachverständige heran- 
zuziehen, deren Entschädigung sie selbst festsetzt. 

4. Die Auszahlung der EntschädigungeQ kann mit dem Tage 
gefordert werden, an welchem der Entscheid einer 
Schätzungskommission oder ein Urteilsantrag der bundes- 
gerichtlichen Instruktionsrichter (vgl. Art, 35) oder ein 
bundesgerichtliches Urteil in Kraft erwächst. Sie er- 
folgt auf Kosten der eidgenössischen Alkoholverwaltung 
und durch Vermittlung der Regierung des Kantons, in 
welchem die betreffenden GFebäude-Einrichtungen liegen. 
Diese wird auch die allföllig zur Sicherung von Rechten 
Dritter (Hypothekar-Gläubiger und dergl.) nötig erschei- 
nenden Massnahmen treffen (Art. 38). 

Auf Grund dieser Verordnung (vgl. Art. 1) wurden nun- 
mehr durch Bekanntmachungen des Bundesrates vom 18, Ok- 
tober 1887 ') und Kreisschreiben vom 17. Januar 1888 ') 
die Entschädigungsansprecher eingeladen, ihre Forderungen 
durch Vermittelung der Gemeinderäte hei den kantonalen 
Begieningen zuhanden der eidgenössischen Finanzverwaltung 
geltend zu machen. Man sieht ein recht komplizierter Weg. 
Die Erledigung der eingereichten 1376 Entschadigungsan- 
spröche *) zog sich bis 1897 hin, obschon man behufs 
schneller Abwicklung des Expropriationsgeschäftes der Al- 

') B- BJ. 1887 !V S. 117/20. 
*) B. Bl. 1888 I S. 115/17. 
•) Ber. 1887/88 S. 81 ff. 
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koholverwaltung eine besondere Delegation beigegeben hatte, 
welche ausschliesslich die Gntscbädigungsbegehren zu prilfen 
und zu behandeln hatte.') 

Die Durchführung des Entschädigungsaitikels bot der 
rechtlichen und administrativen Schwierigkeiten die Menge, 
die ÄY. sah sich daher, abermals im Bestreben nach mög- 
lichst rascher und loyaler Erledigung, veranlasst, den Prozes»- 
weg wo immer mOglich zu vermeiden und tunlichst viele Fälle 
auf dem durch das Gesetz selbst nahe gelegten Wege der güt- 
lichen Verständigung zu erledigen. Der Äbschluss von Yer- 
tr&gen bot aber nicht nur die Mfiglichkeit, die aUgemeinen 
Interessen der Verwaltung besser zu wahren, er erlaubte es 
auch offenkundige Härten, welche die strikte Anwendung des 
Oesetzee zur Folge gehabt hätte, zu mildem. Und eine solche 

iem Ansprüche wie folgt: 
Im Jahre 1889 
h inzugekonunen 







im Jahre 18S7/88 




eingereicht 


Zürich 


35 


Bern 


604 


Luzem 


177 


Schwyi 


8 


Nidwaiden 


1 


Glarus 


5 


Z«g 


2 


Freifaurg 


38 


SoloUiura 


286 


Baselstadt 


9 


Baselland 


17 




ö 


laoerrhodeD 


3 


Ausserrhoden 


2 


St. Gallen 


14 


Graubonden 


12 


Aargau 


87 


Thurgau 


25 


Tessin 


9 


Wudt 


B 




2 


Genf 


2 






ToUl 


. . 1349 
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Milderung glaubte die Regie um so mehr eintreten lassen zu 
dflrfen, als die ganze Entschädigungsfrage ja von vornherein 
unter den Gesichtswinkel der Billigkeitsfrage gestellt worden 
war. Einige Angaben über die Praxis der AV. in Spezial- 
fällen dürften hier am Platze sein. Dasa Entschädigungen an 
P&chter von Brennereien nicht verabfolgt werden konnten, lag 
fichon im Gesetze selbst begründet, das nur den Eigentümern 
eine solche zusprach; ebenso bestand laut Gesetz für den 
Bund überall da keine Entschädigungspflicht, wo es sich le-: 
diglich um eine Einschränkung der im Eigentum liegenden 
Befugnisse handelt, da das Gesetz nur fUr das Verbot zwecks 
Destillation hergestellte Anlagen weiterhin zu benutzen eine 
solche aufstellte. Es gingen also z. B. Brauereien, welche 
durch das Gesetz verhindert wurden, verdorbenes Bier und 
Brennabfälle an die Brenner zu verkaufen, leer aus. Wenn 
dagegen die Brennereieigentümer nach dem Gesetz nur inso- 
weit schadlos gehalten werden sollten, als bestehende Tabrika- 
tionsanlagen eine Eigentumsentwertung erleiden würden, so 
dass also nicht nur alle diejenigen Ansprüche, welche aus 
Verpflichtungen privat- oder öffentlich-rechtlicher Natur wollten 
hergeleitet werden (Ersatz bez. Aufhebung der Patente) son- 
dern auch alle Fordenmgen, die sich nicht auf die eigentlichen 
Fabrikationslokalitäten- und Apparate bezogen von der Ent- 
schädigung ausgeschlossen gewesen wären, so sah sich hier 
die Regie am häufigsten veranlasst, bei ihrem Vertragsabschluss 
der dura lex gegenüber eine mildere Auffassung walten zu 
lassen. Sie betrachtete also auch alle Installationen die zur 
Magazinierung der Rohmaterialien, zur Feuerung und Kraft- 
gewinnung, zur Malz- und Hefebereitung, zur Maischung, zur 
Herbeischaffung des Wassers und zur Ableitung der Schlempe, 
des Abwassers etc. dienten, als der Entschädigung teilhaftig 
und ging in besonderen Fällen noch weiter, indem sie die Ver- 
gütung selbst auf solche Installationen ausdehnte, die nur zu 
Verwertung der Schlempe gedient hatten (speziell hier^ ein- 
gerichtete Stallungen etc.). Dagegen lehnte sie alle diejenigen 
Ansprüche, welche sich aus der Entwertung von landwirtschaft- 
lich benutztem Boden etc. ableiten wollten, konsequent ab. 
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AIb Basis fUr die Entachadigungen wurde im aUgemeinen 
der sogenante Bauwert, d. h. die KrsteUungskosten minus Ab- 
nutzung genommen, wenn auch in einzelnen SpezialßÜlen Ab- 
weichungen von dieser Regel gemacht wurden. Entgegen- 
kommen bewies die Verwaltung auch in der Frage betr. die 
Ersatzansprüche deijenigen Brenner, die ihren Betrieb nicht 
bis zum 25. Oktober aufrecht erhalten hatten; da ea sich 
hierbei meistens um Winterbetriebe handelte, die den Sommer 
Über still lagen, ging sie hier von dem Grundsatze aus, dass 
alle diejenigen Brennereien, die am 25. Oktober 188Ö sich in 
betriebsfähigem Zustande befunden und im Kalendeijahre 1885 
oder in der Winterkampagne 1885/86 tatsächlich in Betrieb 
gestanden hatten, entschädigungsberechtigt seien. Die Ent- 
schädigung war laut Gesetz an den Verzicht jeglicher fernerer 
Brenntätigkeit gebunden, man wollte die entschädigten Brenner 
verhindern, ihre Gebäude und Einrichtungen zur Destillation 
der monopolfrei gebliebenen Rohstoffe d. h. zu einer Industrie 
weiter zu verwenden, die durch das Monopol doppelt lukrativ 
geworden war. Das Produkt, welches dabei entstanden wäre, 
wäre zudem bedeutend schlechter gewesen als dasjenige, wel- 
ches unter Benutzung spezieller Obstdestillierapparate erzeugt 
worden wäre. Die Regie suchte daher bei gütlichen Abma- 
chungen wenn immer möglich die alten Apparate käuflich zu 
erwerben, obwohl sie damit nichts weiter anfangen konnte, 
als sie dmm später wieder zum MetaUwert loszuschlagen. Oh 
sie dabei ihren Zweck, die spätere Verwendung dieser Ap- 
parate zu Destillierzwecken sicher zu vcmnmöglichen erreicht 
hat, wäre allerdings zu untersuchen. Andererseits zeigte sich 
aber auch, dass einzelne Brennereibesitzer neben den Einrich- 
tungen zur Fabrikation von Branntwein aus monopolpflichtigen 
Stoffen von diesen Einrichtungen abgesonderte, aber meistens 
in der gleichen Räumlichkeit stehende Apparate besassen, ia 
denen monopolfreie Stoffe zum Hausgetr^ik destilliert wurden. 
Diesen Brennereibesitzem wurde für die Einrichtungen der 
ersten Art eine Entschädigung verabfolgt, eine solche fllr das 
Brennereilokal aber nicht gewährt, dagegen wurde solchen 
Brennern, die besondere Einrichtungen flir monopolfreie Bren- 
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nem nicht besassen, dieselbe aber dennoch such weiterhin 
ausüben wollten, eine Entschädigung überhaupt nicht zuerkannt. 
In 60 Fällen kam jedoch eine Einigung zustande, dass diese 
Brenner auf das Brennen monopolfreier Stoffe verzichteten 
und dafür dann sowohl in bezug auf Einrichtung, wie auch 
auf Lokalität entschädigt wurden; sie wohnten zum grossen 
Teil in den Weinbau treibenden Kantonen. Bloss filr die Ein- 
richtung, nicht auch fUr die Lokalitäten, wurden auch die mit 
Brennereien verbundenen Brauereien entschädigt; die Ent- 
schädigten wurden dabei durch Revers verpflichtet, die ver- 
abfolgte Entschädigung zurückzuerstatten, wenn sie die Bren- 
nereitfttigkeit wiederum in irgend einer Weise ausüben würden. 
Alle nicht käuflich Ubemonmienen oder nicht abgetretenen 
Apparate für Destillation monopolpflichtiger Rohstoffe wurden 
am 1. Juli in Vollziehung des Alkoholgesetzes unter Siegel 
gelegt, was darum keine allzu grossen Produktionsstörungen 
mit sich führte, da einerseits ja, wie bereits erwähnt, die 
meisten Betriebe im Sommer ruhten, andererseits aber die 
Regie es sich angelegen sein liess, mit den Inhabern aller 
grosseren Brennereien, die zur Zeit der Versiegelung arbeiteten, 
einen Fortbetrieb auf Rechnung des Bundes vertraglich sicher 
zu stellen. Entschädigungsansprüche erwuchsen der Verwal- 
tung aus der Versiegelung daher nur in geringem Masse; sie 
wurden alle auf gütUchem Wege beigelegt. Auf dem Wege 
der Verständigung erzielte die Regie auch in bezug auf die 
Verzinsung der gewährten, aber noch nicht ausbezahlten Ver- 
gütung einen erheblichen Vorteil, indem sie mit den nach 
vertraglicher Abmachung entschädigten Brennern jeweilen eine 
4prozentige Verzinsung der Minderwertsummen vom Datum 
des Brennverbotes bis zur Auszahlung der Entschädigung sti- 
puliert hatte. Das Bundesgericht, bezw. der bundesgericht- 
liche Instruktionsrichter hatte dagegen in den von ihm ge- 
troffenen Entscheiden den Entschädigten 5 % zugesichert und 
zwar nicht bloss auf die Entschädigungssumme, sondern auf 
die Summe des Bauwertes. Wäre die Verzinsung allgemein 
nach diesem System ausgerichtet worden, so hätte die Alkohol- 
verwaltung im ganzen nahezu 150,000 Fr. mehr auslegen 
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messen; sie hat also durch gUÜiche Unterhandlung eine Summe 
gespart, die beinahe zur Deckung der Kosten des Espropria- 
tionsverfahrens ausreicht. Was nun endlich die Regelung der 
EntschädigungBauBprUche derjenigen Brenner angeht, die nach 
Artikel 18 zwar entscbädigungsherechtigt waren, aber nach 
Maesgabe von Art. 2 des Gesetzes ein Brennlos zugewiesen 
erhielten, so mussten hiefUr natUrhch besondere Bestimmungen 
getroffen werden. Das Pfiichtenheft vom 23. Mai 1888 ent- 
hält darüber folgende Grundsätze; 

Artikel 35 (vgl. Art, 38 d. Pflichtenheftes vom 9. Sept 1887). 
Für Gebäude und Einrichtungen, deren Besitzer nach 
Artikel 18 des Bundesgesetzes Entschädigung erhalten 
haben, werden keine Brennlose erteilt. Entschädigte 
Eigentümer von Brennereien können ohne Einwilligung 
des Bundesrates weder Einzellose Übernehmen, noch 
in BrennereigenoBsenschaften eintreten, 
* Artikel 36 {vgl. Artikel 39 des Pflichtenheftes von 1887). 
Die blosse Anmeldung auf ein Brennlos bedingt keinen 
Verzicht auf die in Artikel 18 des Bundesgesetzes 
vorgesehene Entschädigung, wohl aber unter Vor- 
behalt der Bestimmungen von Artikel 32 al. 3 die 
Übernahme eines Loses; dagegen bleibt fUr Brenner, 
welche bis dahin über 1000 Hl. absoluten Alkohols 
im Jahre erzeugten und welche ein Brennlos zugeteilt 
erhalten, die Frage einer teilweisen Entschädigung 
vorbehalten, 
Artikel 51 des alten Pflichtenheftes bestimmte ausser- 
dem noch : Für das Bremijahr 1887/88 kann eioe ein- 
malige (d. h. ausnahmsweise) Vergebung von Losen 
(auch) an (solche) Brennereien stattfinden, welche 
nicht 150 hl. im Brennjahr zu erzeugen imstande 
sind. Die Übernahme eines solchen Loses zieht keinen 
Verzicht auf Entschädigung gemäss Artikel 18 des 
Bundesgesetzes nach sich, 
Artikel 32 al. 3 (vgl. Artikel 35 al. 3 d. Pflichtenheftes 
von 1887). Erfolgt die Lösung (des Vertrages) aus 
einem andern Grund als wegen Aufbebung des Ge- 
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setzes, (so) so treten Brenner, mit denen die Alkohol- 
verwaltung kein neues Vertragsverhältziis eingeht und 
welche vor der eraten Übernahme eines Loses nach 
Artikel 18 entschsdigangaberechtigt waren, aber nicht 
entschädigt wurden, in die früheren Rechte auf Ent- 
schädigung, insoweit solche nach Begriff und Umfang 
gesetzlich und tatsächlich dann zumal noch beBteben, 
wieder ein. Um die Auemittlung einer solchen spä- 
teren Entschädigung zu erleichtem, wird die Bren- 
nerei bei Übernahme des Loses in ihren einzelnen 
Bestandteilen aufgenommen und geschätzt. Dieses 
Inventar soll indessen nur Gebäude und Einrichtungen 
umfassen, welche vor dem 25. Oktober erstellt und 
biß zu diesem Zeitpunkt im Brennereibetrieb ver- 
wendet wurden. Für Objekte, die nicht während der 
ganzen Dauer dee Brennereivertragee bemitzt wurden, 
hat der Losinbaber nach Auflösung des Yeitrages' 
kein Eutschädigongsrecht Hinsichtlich der nach dem 
35. Oktober 1885 getroffenen Installation gelton die 
Bestimmungen von Artikel tö (betr. die Überweisung 
an ein Schiedsgericht). 

Die hier vo^;esehene Inventarisatioo wurde in Praxis nicht 
dnrchgefttbrt, sondern der grosseren Zweckmässigkeit halber 
durch bestimmte vertragliche Vereinbarungen über die Höhe 
der Etttechädigungssumme und die Höhe der daran vorzuneh- 
menden Abschreibungen ersetzt. Auch die übrigen Bestim- 
mnngen erlitten insofern einige Hodifikationen, als die Alko- 
holverwaltuDg den Brennern Brennlose nur unter folgenden 
Bedingungen znerteilte: 

a) Der Entschädigungsbereehtigte veisicbtet für die Dauer 
des Brennlosbetriebes auf die Verzinsung des Entschä- 
digungsbetrages. 

b) An der Entschädigungssumme wird für jede ganze oder 
angebrochene Kampagne, während welcher der Los- 
inhafaer für Rechnung der B«gie gebrannte Wasser 
erzeugt, ein bestimmter kontraktlich noimierter Betrag 
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zu Lasten derEntBchädiguagsberecIitigten abgeschrieben. 
Der Rest wird dem Bezugsberechtigten nach Ablauf 
des Brennereivertrages ausbezahlt. 

Dank diesem entgegenkommenden Verhalten der Regie 
wickelte sich die Erledigung der Ersatzansprüche doch glatter 
ond schneller ab, aU man anfänglich erwartet hatte. 

Von den erwähnten 1376 Fällen waren 
Ende 1889 durch Zahlung erledigt 87 188 1064 

Durch Abschlußs von Übereinkunft 8 9 107 1171 

Zur Erledigung vorbereitet 28 

Pendent 2 

Zurückgewiesen 22 

Zurückgezogen , . 153 

Total 1376 

Da sonach 1889 der drossteil der Qeschäfte immerhin 
erledigt war, wurde am 31. Dezember dieses Jahres die De- 
legation Air die Entschädigungsansprüche aufgelöst. Ihre Yer- 
waltnngskosten betrugen: 

pro 1887/88 Fr. 122,511. 98 

pro 1889 , 53,500. — 

Fr. 176,011. 98 

Der per Ende Dezember 1892 unter dem Titel Expro- 
priationsschädigung in der Bilanz figurierende Betrag von 
Fr. 4,057,097. 98 setzt sich zusammen aus : 
EigentlicheMinderwertentschgdig. 3,286,046. 55 

Sui^reis för übemomm. Apparat 640,493. — 
Ab : Erlös aus dem Wiedervrak. 

an dem Altmetall derselben 212.287. 70 428,205. 30 
Gesamte Entschädigungen .... 3,714,251. 85 

Entrichtete Zinsen 183,419.30 

Vewaltungs-Koeten 159,426. 29 

4,057,097. 94 
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über die einzelnen Posten, für welche die EntBchädigung 
gewährt wurde, geben die nachstehenden Tabellen Aufschluae. 





ümrtMl. 




firuBBrat 


""-.l'- 


für 


InV 




ij.:^. 




konu 




Br. ÖBW. 


MlDdarwart 


•reiMi 


Ceb. und Lobale 


2,636,537.30 


304,156^ 


2331,380.70 


795,361.- 


1,536,019.70 


65.88 


KnAutWen . 














723,696.40 


128,742,90 


691,953.60 


118.881,- 


476,072.61 


80.01 




483,916.80 


89,850.50 


394,126.30 


107.621.— 


286,605.30 


72.71 


Einnchtun? 

Best. Einrichte. . 
Einr. f. Verw. l . . 


237,36346 

495,832,20 


46,649,65 
94,137,60 


191,703.80 
401,694 60 


58,483.65 
98.244 26 


133,820 25 


69.49 


303,460.36 


75.64 


77,668.50 


16,896.75 


60.671,76; 8.492.20 


52.179.56 


86.— 


Gebinde - . . 


420,030,- 


114,446.- 


306,584.— 


147.265,80 


158,318.20 


61.80 


Waner-Einridit 














nnd Bnumen . 


274.408 — 


28,056,40 


286362.60 


68,438,— 


177.91460 


72.21 


Divar». . . 


191.70425 


20,919,06 


170.786.21) 


27.61910 


143.16610 


93.82 




6,540,106,90 


842,864,46 


4,694.252.45 


1, +80.30590 


3,266.946,66 


69.56 


Ubemom. Appar. 


? 


? 


640,493 - 


212,287,70 


428.206,3« 


66.88 


Total. . . 


? 


? 


6.337,746,461,642,693,60 


3,695,161,86 


69.23 


Nach der Höhe der bezahlten Forderungen verteilen sich 


die 1887/88 entrichteten Enischädigungen wie folgt: 




dar Fllla Inkl. ZIdhii p«r FM 


Unter Fr. 500 166 61,760.76 311,30 


Von Fr. 600- 1,000 '24& 179,061.70 730.86 


„ „ 1,000- 1,500 128 164,962.70 1,210,66 


„ „ 1,600- 2,000 101 177,031.^ 1,762.80 


, „ 2.000- 2,600 108 341,837.80 2.239.25 


„ „ 2.500- 3,000 92 249,908.95 2.71640 


, „ 3.000- 3,600 72 231.673.66 3.216.30 


, „ 3,600— 4,000 47 176.902.20 3,742,60 


„ „ 4,000— 4,600 27 113,467.86 4,202.50 


„ „ 4,500— 6,000 14 66,390.06 4,742-16 


„ „ 5,000- 5,500 16 83,277.60 5,20485 


„ „ 6,600— 6,000 8 46,237.70 5,779.70 


„ , 6,000— 6,500 11 68,056.30 6,186.96 


„ „ 6,600— 7,000 3 20,028.76 6,676.26 


„ „ 7,000- 7,600 4 a8,620-60 7,13015 


„ „ 7,500-- 8.000 5 38.059.75 7.611,95 


_ - 8.000— 8,600 2 16,862.20 8,431.10 


, . 8,600— 9,000 2 17.239 26 8.619.65 


. „ 9,000— 9,600 3 27,990.60 9,330,20 


. _ 9,600— 10,600 2 20,365,20 10,182.60 


- _ 10,600- 11,000 


10,941.80 10,941.80 


. „ 14,000— 14,600 


14,066.50 14.066 50 


„ „ 16,600— 17,000 




16,582.60 16,582.50 


_ „ 17.000— 17,600 


17,026.60 17.026.60 


" „ , 19.500- 20,000 


19,927,40 19.927,40 


„ , 61.600— 62,000 




61,60726 61.607.26 


, „ 78,500- 79,000 


78.788.85 78,788.86 


- 1, 4*6. 


300-446,500 




446,124.60 


446,124.60 



„Google 



Ä8S 



I I I 

§18 

'•'SS" 



ll I 



■f -8"" 



|-J 






1. 1. 1 



S I SSSSSSSSSSSSSSSS I SS 



I I I 18 I I ! M I 1 M I I 



I I IS I I I I I I I I I 



! I. I 1.8 I. l I. I I I. I. I I. 

i^SlIlBj i®isi§i.i 



II 1^ P 'MM 

■■-I ' « o5 os_6S_ ' a) lO^SSiOoa 



IS I I II M I 

■I liäigi liiiSii- 



II IS I M I I 1 n M I 
Sg |gS|§8S|gg|S|S 



II I IS M I M I M I 

ssi|iiisi liiiiis 



I. I IS I I. I. I. I. I. I I 

i 1 8|iä| 1 1 1 isiS|° 



I. I I. I.S I. I. I I, I. I, t. I. I, 

iiiisii 1 1 1 ii,8|ii 



Ml I I M IS M I I I M I I I II 

- iM 1 1 1 iiSqllii I iiiilis i |i 



„Google' 



— 70 - 

Durch die ihnen vom Gesetz zugesprochene ElntBchädi- 
gungeo wurden die Brennereien gegen die Polgen des 0hm- 
geldwegftdles im Jahre 1890 sichergestellt, während zugleich 
auch für unparteiische Rechtsprechung gesorgt wurdet 

Die Tabellen geben auch einen vortrefflichen Überblick 
über die Verteilung der Brennerei; halten wir sie zusammen 
mit der Seite 7a mitgeteilten kantoneweisen Zahl der An- 
sprüche, so können wir uns auch einen ungeföhren Begriff 
von der Grösse respektive der Kleinheit der in Frage gekom- 
menen Betriebe machen. Im ganzen muss aber wohl gesagt 
werden, dass die B^gie bei der Prüfung der Entschädigung- 
begehren äusserst loyal zu Werke gegangen, so dass der den 
Brennereien aus der Neuordnung erwachsene Schaden nicht 
allzugross gewesen sein dürfte, zumal wenn man bedenkt, 
dass schon der Wegfall des Ohmgeldes allein eine ähnliche 
Wirkung auf die Brennereiverhältnisse gehabt haben würde, 
indem die ausländische Konkurrenz mit dem einheimischen 
Klein- und Grossbetrieb wohl recht kurzen Prozess gemacht 
hatte. 

§ 6. Die Landtcirtschaft. 
Dass die inländische Brennerei so glimpflich behandelt 
wurde, hatte ihren guten Grund in ihrer engen Beziehung zur 
schweizerischen, spezieU zur mittelländischen Landwirtschaft. 
Und gegen den Willen der Landwirtschaft wäre die Alkohol- 
vorlage schlechterdings nicht durchgegangen, so musste man 
eich nolens volens dazu verstehen ihr in Gesetz- und Ausfüh- 
rungbestimmungen soweit entgegenzukommen, dass heute das 
Alkoholmonopol sich fast wie ein agrarisches Schutzgesetz 
ausnimmt. Denn in der Tat betrachten wir die im vorge- 
henden Paragraphen erörterten Vorschriften des Pflichten- 
heftes etwas näher, so sehen wir, dass gerade die wichtigsten 
und einschneidensten derselben sich auf das Verhalten der 
Brennerei zur Landwirtschaft beziehen Dieses ist aber ein 
doppeltes, einerseits liefert die Landwirtschaft der Brennerei 
die zu verarbeitenden Rohstoffe, findet also in derselben einen 
lohnenden Absatz für ihre Produkte, andererseits aber emp- 
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fftngt sie von der Brennerei in einem Abfallprodukt der Destil- 
lation, in der Schlempe ein Produkt, das sie zu gesteigerter 
Leistung be^higt. Es ist daber begreiäicb, dass ihr an der 
Erhaltung dieses Gewerbes nicht wenig gelegen war, zumal 
die schweizerische Brennerei nur in wenigen Fallen als selbst- 
ständiger Erwerbszweig auftrat, sondern weitaus am häufig- 
sten nur einen Nebenbetrieb des Gutes darstellte. Das galt 
oder gilt vor allem filr die Destillation von Obst, Beeren et«. 
Meist ganz kleinen Umfanges, sogenannte KUchenbrennereien 
dienten sie dazu, die reiche ObstfOlle des Landes zu verwerten 
und treten häufig als Begleiterscheinung der bei uns ja be- 
sonders lebhaften Hostbereitung (Tfaurgau etc.), dann aber 
auch der Eirschbaumkultur (Zug, Baselland) auf, ebenso 
ist auch der Absinthban im Val de Travers hierher zu rechnen. 
Insofern nun diese Betriebe in der Tat die einzige rationelle 
Verwendung für jene Abf^le der Mosterei, sowie für ver- 
dorbenes oder sonst unverkäufliches Obst darbieten oder inso- 
fern wie im Val de Travers die Kultur ihrer Rohstoffe die 
einzig mögliche zu sein scheint, besitzen sie unzweifelhaft 
einen gewissen volkswirtschaftlichen Wert. Aber dieser Wert 
wird doch ohne Zweifel aufgewogen durch ihren sanitären 
Schaden, denn auch die Gesundheit ist ein wirtschaftliches 
Gut, mit welchem einzelne wie Nationen haushalten müssen. 
Trotzdem wagte es der Gesetzgeber nicht, hier energisch ein- 
zugreifen, in der richtigen Erkenntnis, dass dies dem ganzen 
Gesetz zum Falle gereicht haben würde. Wie sehr aber 
gerade durch diese erste und grösste Konzession an die 
Bauernschaft der ganze Erfolg des Monopols in Frage gestellt 
erscheint, das werden wir erst später klar ersehen. Umso er- 
wünschter musste dagegen der Landwirtschaft die Unter- 
drückung der grossen, rein industriellen Brennereibetriebe sein. 
Fast nur mit ausländischem Rohmaterial (Mais etc.) arbeitend 
dabei bei gleich hohem Zollschutz infolge des Grossbetriebes 
und vollkommenerer Apparate besser und billiger produzierend, 
drohten diese Etablissements die landwirtschaftliche Klein- 
und Mittelbrennerei in Bälde an die Wand zu drücken und 
innerhalb des ZoUschutzgebietes ein privates Monopol aufzu- 
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richten. Von dieser Sorge wurde die Landwirtschaft durch 
die Einfuhrung des eidgenöseisclien Monopols befreit. Wir 
kennen die Wirkungen diesea Monopole auf die Brennerei : 
.Zwerg- und BioBenbetriebe " wurden gleicherweise wegge- 
fegt, was Obrig blieb waren, 60 mittelgrosse Etablissements, 
welche laut Pflichtenheft auf die Bedürihisse der Landwirtr 
Schaft in besonderem Masse Bücksicht zu nehmen hatten. 

Die wichtigste dieser Schutzbestimmungen ist die, dass 
die schweizerischen Brennlosiuhaber nur einheimische Bohstoffe 
verwenden sollen und deren Provenienz durch Atteste der 
Gemeindebehörden beglaubigt sein muss (fl. v. 1898, Art. 2, 
Abs. 3 des Ges. von 1886). 

In den ersten zehn Jahren des Monopols sind nun der 
Inlandproduktion nachfolgende Quantitäten entnommen worden: 



B«tr!aba 


k W/8«> 


i IM» 






1887/88 189 

1889 67 

1890 67 

1891 66 

1892 64 

1893 64 

1894 63 
1896 71 

1896 72 

1897 72 


26.256.14 q 
19,160,72 „ 
21,349.88 , 
19,327,37 „ 
22,773,08 „ ■ 
23,466.40 „ 
19,936,64 , 
25,825,42 , 
21.226,68 , 
25.740,13 , 


29.423.8418 h 
22.326,3065 - 
24,890,1351 , 
22,700,2419 „ 
26,743,4468 , 
27,666,4962 , 
23.403,3228 , 
30329,1212 , 
24,927,1294 , 
80,228,2245 , 




Fr. 2,287,725.84 
„ 1,723,399.16 
„ 1,917,62305 
, 1,751,294.85 
- 2,{Ä3.586.30 
, 2,131,683.35 
, l,ld3,Qm.iO 
, 2,265.945,90 
, 1,853.843,30 
, 2.217,703,20 




folgt verteilen : 


Aargau 


1.477,61 


tfeterzentner 


= 


0,64 V» 


Baselland 


4.869,60 




=» 


2,61 7o ■ 


Baselstadt 


1.068,81 




B 


0,66 7o 


Bern 


128.438,22 




= 


56,34 7o 


Preiburg 


15.664,11 




=>T 


8,36 7„ 


Luzem 


1.183,17 




_= 


0,48 7o 


Schaffhausen 12,246,00 




= 


4,84 7« 


Solothurn 


28.694,51 




= 


12,86 % 


St. Gallen 


478,91 




== 


0,19 7o 


Thurgau 


20.202,78 




= 


9,32 7o 


Waadt 


4.207,55 




= 


3,04 7o 


Zürich 


6.519,29 




m= 


2,67 7b 


Total 


223.951,46 




^ 


100,00 7o 
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Zur Herstellung dleBes Quantums wurden pro 1889 — 97 
folgende Rohstoffe verwendet:') 
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1887/88 


») 162.660 


«) 6,347 


s) 5,908 
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1889 


21,811 


10,626 


40.384 


3,229 »j 


9,977 


1,264 






1890 


82.031 


17,526 


27,518 




12,124 


548 


4 


609 


1891 


112,099 


15.653 


13,174 


269 


18,061 


1,380 


9 


926 


1892 


71,572 


6,940 


43,553 


1,452 


16,843 


366 


9 


1,076 


1893 


196,817 


8,249 


4,923 




16,614 


364 


13 


910 


1894 


132,437 


16,576 


6,111 


141 


16,514 


463 


61 


946 


1895 


212,001 


21,784 


1.227 


824 


13.993 




155 


1.036 


1896 


154,886 


23,14(1 


1,564 


663 


14.938 


358 


170 


844 


1897 


115,032 


51.384 


6.347 


67 


18,090 


312 


167 


934 


1889/97 


1,]&4,386 


171.872 


H4,796 


7,478 


130,054 


5,437 


587 


7,281 



Als Rohstoff für die einheimische monopolpflichtige 
Brennerei kommen demnach nur Kartoffeln in grosseren 
Mengen in Betracht, während die EömerfrUchte nur einen 
ganz bescheidenen Anteil haben, entsprechend dem imme; ge- 
ringer werdenden Umfang, den der Getreidebau in der Schweiz 
noch besitzt. Nach J. Wirz (Getreideproduktion und Brot- 
versorgung in der Schweiz, Freiburg 1902) nahm die Getreida- 
produktion in der Schweiz in den Jahren 1886/82 um 1,334,258 q, 
1888/95 um 712,992 q, 1890/1900 um 26,727 q ab. Im Kanton 
Zürich ging das Getreideland 1885/1900 um 127o. der Brotr 
fruchtbau (Weizen und Rom) im besondem um 16,3V(i zurück, 
im Kanton Bern 1847/95 um 17,3 »/o, der Brotfnichtbau um 
16,3 Vo- Der Grund dieses stetigen Rückgangs liegt in dem 

■) Vgl. Bnndesblatt 1895, ni. 413, und Bericht vom 29. Mai 1896. 

^ For die Zeit vom 15. September 1887 bis 16. Mai 1888. Der 

Obergongsverhaltnisse wegen wurde Ober das in der Periode vor 15. Mai 

1887 verwendete Material keine Kontrolle geflthrt. Vom 16. September 

1888 bis 15. Mai 1889 wurden jedoch noch verbraucht; Einheimische 
Apfel 1052 q, ausländische Kartoffeln 8610 q, ausländische Kfimer&Qchte 
12,907 q. auHlAndiscber Mais 47,102 q, ausländischer Dari 788 q. Un- 
bestimmte Provenienz; Darrmalz 1289 q, Ro^en- und Gerste zu GrOn- 
malz 1U,776 q. 

«) Davon 688 q Dari und 2541 q Buchweizen und Mehl. 
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seit Anfang des 19. Jahrhunderts bemerkbaren starken Sinken 
der Preise des inländischen Ctetreides, die in Zürich 

1540/99 pro 100 kg Tr. 31.20 

1600/99 , , , . 31.05 31.15 

1700/99 , , „ , 3110( 

1800/99 . , , , 29.60 

1850/99 , , , , 28,13 (1888/89 Fr. 29.8n) 
(1890/99 , 22.12) 
betrugen, bei gleichzeitigem Steigen der ProduktionskoBten, 
die Dr. Laur auf durchschnittlich 21.56 Fr. berechnet, wäh- 
rend der Marktpreis nach den Notierungen der Bemer Oe* 
treidebörse in den Jahren 1891/99 nur auf Fr, 18.50 bis 
19.50 stand. 

Wie steht es nun aber mit dem Eartoffelbau ? Auch hier 
arbeitet die Schweiz nach der Statistik des Warenverkehrs 
mit einer Unterbilanz von im Mittel 387,000 q Eartoffehi, sie 
produziert nicht genügend Kartoffeln für den Inlandverbrauch. 
Im einzelnen betrug der Einfuhrüberschuse der Jahre 1885/98 
im Jahre: 







1885 


217,66lj q 


1886 


291,529 . 


1887 


227,793 . 


1888 


330,674 . 


1889 


890,473 . 


1890 


374,961 . 


1891 


349,673 . 


1892 


297.588 . 


1898 


250,343 . 


1894 


235,926 . 


1896 


214,466 . 


'1896 


609,649 . 


1897 


508,986 , 


1898 


396,004 , 



im Durchschnitt rund 337,000 q. 

Rechnet man nun auch von diesen 337,000 q die etwa 
2,0i)0 q, die auf den Grenzverkehr fallen, sowie die etwa 
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6001 q Primeure und Saatkartoffeln ab, so bleibt docb immer 
noch ein EinfuhrUberschuss von nmd 270,000 q jährlich be- 
stehen, der den Kartoffelverbrauch der Schweiz. Brennereien 
um über 100,000 q Uberst«igt, die einheimische Eartoffel- 
produktion vermag also nicht einmal genügend Kartoffeln für 
den Essverbrauch zu liefern und man mOchte glauben, es 
-würde ihr auf dem inländischen Lebensmittelmarkte nicht an 
Absatz fehlen, sodass sie nicht auf den Schutz einer künst- 
lichen Erhaltung der Schweiz. Brennerei angewiesen sei. Da 
ist nun allerdings nicht ausser Acht zu lassen, dass infolge 
der jetzigen Schweiz. Eiaenbahntarifverhältnisse der Kartoffel- 
import ausserordentlich begünstigt wird, während sie den 
Marktverkefar mit dem inländischen Produkt sehr erschweren. 
In diesem Falle kann die Inlaodbrennerei allerdings in einem 
gewissen Orade kompensierend wirken ; sie nimmt in kartoffel- 
reichen Jahren dem Bauer seine Kartoffeln, die durch die 
Fracht zu sehr verteuert würden, um mit den ausländischen 
Importen konkurrieren zu können, zu annehmbaren Preisen 
ab, bietet also für den lokalen Kartoffelüberschuss, der nur in 
schlechten Jahren auf dem Lebensmitt«hnarkt zu konkurrieren 
vermag, ein wiUkommenes Absatzfeld. Die Politik der AY. 
geht daher darauf hin, die inländischen Brennereien mö^ichst 
auf die Gegenden zu konzentrieren, welche einen Kartoffel- 
überschuss aufweisen, der bei den schweizer. Eisenbahntarif- 
verhältnissen keine andere Verwendung finden kann 

Für den Kanton Bern, den Hauptkartoffelproduzenten der 
Schweiz, dürfte nun die Tatsache eines solchen Überschusses 
an Kartoffeln feststehen, die durchschnittliche Kartoffelernte 
in diesem Kanton belief sich zwischen 1887/1903 mit rund 
2,5 Millionen Meterzentner, im Jahre 1892 (50) auf mehr als 
Va der gesamten Inlandsproduktion und mehr als das 7 fache 
des jährlichen Einfuhrschueses, es ergibt sich beiläufig also 
auch daraus, dass das Kartoffeldefizit der Schweiz als Ganzes 
ein relativ minimes ist, dass es nur einer unbedeutenden Ver- 
stärkung des Kartoffelbaues bedürfte, um dasselbe ganz aus 
der Welt zu schaffen. Über die gesamte Ein- und Ausfuhr 
von Kartoffeln in den, bezw. aus dem Kanton Bern fehlen 
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ims nun allerdings ziffermBssige Belege, immerhin aber lltsst 
aich aus den Angaben der grossen EisenbahngeseUaclLsften ein 
onge^Uires Bild dee Kartoffelverkehrs gewinnen. Darnach 
wurden im Jahre 1892 aus dem Eanton Bern exportiert: 

a) Nach andern Eantonen 31,331,9 q 

b) Nach dem Ausland 7,1 , 

Total 31,339,0 q 
Gegenüber einem Import: 

a) Ans anderen Kantonen von 6164,8 q 

b) Aus dem Ausland von 6468,3 , 12,628,1 q 
Es resultiert also hieraus ein AusfuhrQberschass von 18,710,9 q 

Dabei ist wohl anzunehmen, dass olle Kartoffeln, welche 
1892 aus dem Kanton Bern ausgeführt wurden, bemisehen 
Ursprunges waren, während nicht ausgeschlossen ist, dass die 
Importe aus anderen Kantonen nach Bern zum Teil aus dem 
Auslande stammten. Der Brennereiverbrauch an inl&udischen 
Bohstoffen betrug nun im Jahre 1892: 

Kartoffeln : Kfimerfrucht : 

880 

66 

-216 

36,8it8 



Aargsu 


609 


Baselland 


3269 


Baselstaiit 


441 


Bern 


138,984 


Freiburg 


19,420 


Luzem 


2,881 


Schaffhausea 


14,887 


Solothum 


25,780 


St. eslleii 


— 


Thurgau 


10,951 


Waa« 


2,599 


Zllrioh 


1,085 



Eine Addition der für Mehrausfuhr und Branntweinproduk- 
tion gefundenen Zahlen ergibt mit 157,695 q grosso modo die 
Ziffer für das Quantum Kartoffeln, das im Jahr 1892 im Kanton 
Bern Qber das Bedflrfois der Menschen- und Yiehemahrung 
hinaus gewonnen wurde, ein Überschuss, der nicht ganz 5% 
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der Krnte betrug. An diesem Überschuas sind nun freilich 
nicht alle Landesteile glöich beteiligt, vielmehr weisen inner- 
halb des Kantons Bern die Oberländischen und Jurassischen 
Bezirke erhebliche Defizite, das Emmental, Erlach und einige 
andere Bezirke so geringe Überschüsse auf, dass deren Ver- 
schwinden in weniger guten Jahren mit Sicherheit anzunehmen 
ist. So bleiben also als Sitz einer stärkeren Überschuss- 
produktion nur noch die mittel- und seelSndischen, sowie die 
oberaargauischen Bezirke, in welchen vor allem die drei Ämter 
Fraubrunnen, BUren und Burgdorf starke Überschüsse zu ver- 
zeichnen haben. Sollte nun dieser Überschuss wirklich in 
keiner besseren Weise Verwendung finden können als in der 
Destülation ? Es sind a priori drei andere Möglichkeiten denk- 
bar, nämlich: 

I. Eine vermehrte Ausfuhr nach denjenigen schweizer. 
Landesteilen, welche ein EartofFeldefizit aufweisen. 

Es scheint indessen, als sei der bestehende Export aus 
der Mittelschweiz nach anderen Teilen des Landes einer wesent- 
lichen Steigerung nicht mehr ^ig und 'zwar nicht nur wegen 
der' Transportkosten, sondern auch z. T. wegen des zu hohen 
Grundpreises der Ware, zum andern Teil aber wegen der ge- 
ringem Qualität gegenüber den Auelandprodukten, welche zum 
Speisekonsum geeigneter sind. Die letzteren zwei Gründe sind 
ausschlaggebend, während der erstere, die hohen Transport- 
kosten, durch Vorzugstaxen in guten Erntejahren ja leicht 
und ohne grosse Opfer seitens der Bahnverwaltung aus der 
Welt geschafft werden könnte. 

n. Das gleiche gilt von der Ausnützung der Kartoffel 
zur StärkefabrikatioQ. Die Schweiz muss zwar jährlich grosse 
Mengen Stärke und Stärkeprodukte importieren, allein die 
billigeren Herstellungskosten der ausländischen Konkurrenz 
würden auch hier ohne starken staatlichen Schutz eine ge- 
winnbringende Inlandfabrikation nicht aufkommen lassen. So 
bleibt 

III. nur noch die Verwendung der Kartoflfel zur Vieh- 
fütterung übrig, wie sie Numa Droz in der Eevue politique 
et parlementaire 1895 vorgeschlagen hat. Das Schweizer. 
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LandwirtBchaftsdepartement urteilt hierüber sehr gOnstig (s. 
Bericht pro 1892, pag. ä9). Ausgehend von der Tatsache, 
dasB gute E!artoffel- uud schlechte Heuernten gewöhnlich mit 
einander paralell auftreten, kommt es zu der Überzeugung, 
dass der Futterwert der Kartoffel, tu einem Heupreise von 
10 Fr. gemessen, ihren, bei einer guten Ernte, durchschnitt- 
lichen Preis von 4.50 Fr. um ca. 28 Cts. übersteige und als 
Yiehfutter umso grössere Dienste leiste, als es sich in aolchen 
Jahren fUr den Landwirt darum handle, das Yiehhapital vor 
Entwertung und Verschleuderung und die Tiere vor dem 
Hunger zu schtttzen, der das Tierkapital nicht nur unproduktiv 
macht, sondern es ebenfalls entwertet. Dabei kommt noch 
fttr den Landwirt in Betracht, dass bei Fütterung der Kartoffel 
der Dünger ihm zugute konmit. Diesen AusfOhnm^n glaubte 
nun allerdings die Verwaltung nicht beipflichten zu kOnnen, 
ob mit stecht oder mit Unrecht, kann ein Nichtagronom nicht 
entscheiden. Ihre Gründe sind kurz folgende: 

1 Da schon jetzt bei günstigen Kartoffelernten eine sehr 
bedeutende Menge Kartoffeln verfüttert werde und trotzdem 
in einzelnen Landesteilen ein Saldo für Ekport- und Brennerei- 
zwecke übrig blieb, so darf man annehmen, dass die Ver- 
fütterung bereits an den Grenzen des Rationellen angelangt sei. 

2. Die kleineu Leut« aber kOnnen sich meistens sowieso 
nicht darauf einlassen, weil sie erstlich im Herbst bares Geld 
brauchen, das sie im Verkauf der Kartoffeln an die Brennerei 
am sichersten und einfachsten finden, dann aber auch nicht 
über die zur Verfütterung von Kartoffeln notwradigen Ein- 
richtungen verfugen. Letzterer Einwand würde jedoch m. E. 
wegfallen, wenn das Landwirtschaftsdepartement mit seiner 
Meinung, dass die Yerfütterung von rohen Kartoffeln dnrch- 
itehrbar sei, im Rechte wäre, sie wird aber in landwirtschaft- 
lichen Kreisen der Mittelschweiz als unzutreffend bekftmpft 
Diese Gründe scheinen mir nun allerdings nicht sehr stich- 
haltig zu sein. Wenn alles, was unsere Bauern als uuzutreff«id 
bekämpfen, wirklich unrichtig sein sollte, dann wäre so ziem- 
lich alles, was wir sa modernen Institutionen auch im land- 
wirtschaftlichen Betriebe besitzen, so ziemlich alles, worauf 
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unsere Zeit etolz ist, unrichtig und falsch. Dass die 
kleinen Leute im Herbst Geld, billiges Geld brauchen, das 
ist eine bekannte Tatsache, es fragt sich jedoch, wo sie 
es billiger bekommen können, ob in der landwirtschaftlichen 
Yorschussgenofisenschaft, die ihnen einen geringen Zinsfuas 
berechnet, oder in der Brennerei, die ihnen zwar einen an- 
nehmbaren Preis zahlen muss, aber den Bauer auch in die 
Notwendigkeit versetzt, entweder sein Vieh durchzuhungern 
und es dadurch zu entwerten, oder aber grössere Auslagen 
fOr teure Futtermittel zu machen. Die Frage, ob es fUr den 
Landwirt rationeller sei, seine S!arto£feln an die Brennerei zu 
verkaufen oder aber sie zu verfüttern, bleibt also trotz dieses 
Scheingnmdes der AV. offen, daraus aber, dass sich trotz 
starker Kartoffel -YerfUtterung immer noch ein Saldo fUr 
Brennereigebrauch finde, Ifisst sich aber das, dass die Yieh- 
verfiltterung schon an den Grenzen des Rationellen angelangt 
sei, am allerwenigsten folgern. Viele kleine Ijandwirte, die 
Geld brauchen, werden sich eben nicht lange überlegen, was 
ist besser, Yorschussverein oder Brennerei, sondern werden 
instinktiv der Brennerei den Vorzug geben, weil sie hier ihr 
eigenes, nicht geliehenes Geld bekommen. Und die Brenne- 
reien zahlen ja in der Tat, dank den Vorschriften des PSichten- 
heftes, ganz gut, allein die AV. erklärt doch selbst (Bericht 
1892, pag. 73), dass das Brennen der überschüssigen Eartoffehi 
eine preiserhohende Wirkung auf die Sartoffeln Oberhaupt 
nicht auszuüben scheine. Ist daher die Berechnung des Land- 
wirtschaftsdepartements, wonach sich bei einem Kaufpreis von 
10 Fr. der Futterwert der Kartoffeln auf 4 Fr. 78 per q 
stelle, während ihr durchschnittlicher Marktpreis in solchen 
Zeiten magerer Heu- und reicher Kartoffelernte nur 4,50 be- 
trägt, richtig, so verliert der Bauer, der seine Kartoffeln in 
die Brennerei schaff;, auf jeden q 28 Cts., was einem recht 
hohea Zinsfuss entspricht. Dazu kommt, dass in Zeiten 
reicherer Eartoffelemte, wie die AV. wiederum selbst zugibt, 
die Brennerei bei uns dann nur wenige Prozente der Kartoffel- 
ernte, ca. 5 %< beansprucht. So scheinen mir also die Gründe 
der AV. ziemlich fadenscheiniger Ari; zu sein und wir glauben 
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wirklich nicht, dass die Brennerei den grossen Wert für den 
Absatz der überschüBsigän Kartoffebi besitze, den man ihr zu- 
legt. Erwähnenswert sind dabei auf jeden Fall aber die Be- 
strebungen, neue Verwendung für die Kartoffeln zu finden. 
Man scheint mit den Versuchen, die Kartoffeln in groBsem 
Massstabe zu trocknen und sie später als Yiehfutter zu ver- 
wenden, auf dem richtigen Wege zu sein. Noch scheitert die 
Sache an den Kosten des Verfahrens, konunt man aber hier- 
bei zu einem guten B«sultat, so hat man ein neues Qebiet 
unbegrenzter Verwendungsfähigkeit der Frucht und dann ist 
auch zu hofTen, dass sich der Andrang zur Spiritusproduktion 
weniger stark gestalte.') 

Es bleibt uns nun noch Übrig ein kurzes Wort Über den 
agrononischen Wert der Schlempe zu verlieren. Auf streng 
wissenschaftliche Erörterungen fachtechnischer Art können wir 
uns dabei mangelnder Kenntnisse wegen nicht einlassen, um- 
soweniger, als es sich hier um Fragen zu handeln scheint, 
die vielfach noch kontrovers sind. Wir müssen uns begnügen, 
Ober das in dieser Beziehung von Fachleuten Festgestellte in 
groben Umrissen zu referieren 

10,000 kg Kartoffeln' enthalten im Durchschnitt: Wasser 
7650 kg, Stärkemehl 1840 kg, lösliche Stickstoff-freie Stoffe 
75 kg, Stickstoffsubstanz 225 kg, Fett 20 kg, Rohfaser 80 kg, 
Mineralstoffe 110 kg 

Die Gewinnung von Spiritus entsteht im wesentlichen aus 
der Umwandlung des Stärkemehls der Pfianze in gährungs- 
föhigen Zucker (durch Beigabe gekeimter Gerste) und in Um- 
setzung des so gewonnenen Zuckers in Alkohol und Kohlen- 
säure. Die anderen wertvollen Bestandteile der Pflanze bleiben 
zu überwiegendem Teil im Abfallprodukt der Brennerei, in 
der Schlempe zurück. Landwirtschaftlich kann dieselbe so- 
wohl zur Düngung als auch zur Mästung verwendet werden, 
bei uns scheint nur das letztere Üblich zu sein. Der admi- 
nistrative Bericht von 1892, pag. 1+7 läset sich darüber wie 
folgt vernehmen: 

^) Vgl. Vosaisehe Zeitung vom 9. Jannar 1B03. 
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,Der agronomische Wert der Schlempe liegt nicht aus- 
schlieesUch in dem zahlenrnfissig mehr oder weniger genau 
liestimmbareu Nährstoffwert derselben. Neben diesem tritt 
viehnebr ein zweites wertbestimmendes Moment, welches sich 
kaam je in Zahlen fassen lassen wird. Dasselbe beruht auf 
dem eigenartigen physikalischen Verhalten der flüssig-heissen 
Beschaffenheit und der dadurch und durch die Schmackhaftig- 
beit der Schlempe bedingten Fähigkeit derselben, mittelst Ver- 
wendung zum AufgusB andere, geringwertige Futtermittel 
■(Stroh, Streu, Bapsschoten, Heu minderer CKite etc.) zu höherer 
Ausnutzung zu bringen, bezw. die Tiere zu veranlassen, von 
diesen geringwertigen Futterstoffen grössere Mengen aufzu- 
nehmen. Dazu kommt noch die nährstoffsparende Wirkung 
•der höheren Temperatur des Schlempefutters. 

Professor Krämer nimmt an, die Schlempe eines Meter- 
zentners Kartoffeln sei, wiederum an einem Heupreise von 
Fr. 10 gemessen. Fr. 2.31 wert. Da zur Erzeugung eines 
Meterzentners Spiritus lO'/s Meterzentner Kartoffeln nötig sind, 
so knüpft sich an jeden Metei^enlsier Inlandsprit ein Schlempe- 
wert von Fr. 24.25. Numa Droz verhält sich auch hier 
skeptischer. Er bestreitet (wenn auch wohl mit Unrecht) die 
nahrhaften Eligenschaften der Schlempe und behauptet, dass 
ihre Verwendung als Futtermittel weder Fleisch noch Milch 
verbessere. Nun hatte sich allerdings schon 1886 der Bundes- 
rat in seinem Bericht Ober den Erlass eines Alkoholgesetzes 
ausführlich über gewisse nachteilige Wirkungen der Schlempe- 
verfütterung verbreitet, Nachteile, die namentlich darauf be- 
ruhen, dass die nasse Schlempe, wie sie die Brennerei liefert, 
ein sehr wenig haltbares Viehfutter ist und sehr bald in Säue- 
rung übergeht. Sie sollt« daher immer möglichst noch am 
selben Tage und an Ort und Stelle verfüttert werden, ein 
Postulat, welches, sobald grössere Brennereien in Frage 
kommen, bei uns daran scheitert, dass bei den herrschenden 
kleinbäuerlichen Verhältnissen der Viehstand ein zu geringer 
ist; die Trocknung, technisch möglich, setzt aber kostspielige 
Einrichtungen voraus. Es ist das mit em Grund, warum mau 
bei Durchfuhrung des Monopols die Brennerei nicht in wenige 
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OroBsbetriebe konzentriertie, sondern sie auf eine immerhin 
Doch ziemlich beträchtliche Anzahl mittlerer Etablissements 
verteilte. Allein auch nass verfüttert kann die Schlempe zu 
einem sehr geföhrlichen Futtermittel Jwerden, wie aus dem 
Gutachten des ungarischen Milchwirtschaftsinspektor Edward 
Egän vom Jahre 1883 zur Genüge hervorgeht. Es treten 
diese üblen Wirkungen, die sich auch auf den milchtrinken- 
den Menschen erstrecken können, nam^itlich dann hervor^ 
wenn: 

1. die Schlempe aus verdorbenem Bohmaterial gewomienr 

2. die Destillation nicht vorsichtig genug durchgeführt 
wurde, sodass Fuselöle uud Säuren noch in der Schlempe zu- 
rückgeblieben sind; 

3. wenn die Schlempe nicht ganz frisch verfüttert vrarde; 

4. wenn sie in einer ein gewisses Maximum überschrei- 
tenden Quantität den Kühen aU Futter gereicht wird; 

5. wenn sie zu warm (über 37" C.) verfüttert wird. 
Eine Vermeidung all dieser Gefahren, schreibt Egän, ist 

kaum mit absoluter Sicherheit, jedenfalls nur unter ständiger 
amtlicher Eontrolle durchzuführen, so sehr er daher auch be- 
tont, dass bei richtiger Verwendung die Schlempe nicht un- 
vorteilhaft sei, 80 hält er doch dafür, dass solche Ställe, in 
denen Schlempe gefüttert wird, unbedingt als zur Erzeugung 
einer gesunden normalen Milch untauglich erklärt werden 
müssten und dass durch die Gesundheitsbehörde der Verkauf 
dieser Milch pohzeiUch zu verhindern sei, — Dem Gewicht 
dieser Einwände wird aber die Verwaltung schwerlich ge- 
recht, wenn sie pag. 76 des Berichtes pro 189ä erklärt: Da 
es sich nur um Gefahren bei irrationelter Verwendung handelt, 
brauchen wir uns damit nicht weiter zu befassen. 

Doch sei dem wie ihTn wolle, nehmen wir einfach die- 
Tatsache, dass in der Schlempe die Proteinbestandteile des 
Rohmaterials, als die DUngewerte zurückbleiben') und dass 
der Gärungsprozess stickstoffhaltige Bestandteile, die sonst 

') KOhn. Die zweckmSssigste Bni&hnmg des Rindviehs. 10. Anfl. 
Dresdeii.SchODfeld 1891, pag. 42 und M&rcker: Handbuch der Spiritus- 
indusfrie. Berlin, P. Parey. 1886, p. 769. 
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unverdaulich sind, in verdauliclie umwandelt. Dann sind doch 
immer noch zur Fütterung eines StUckes Vieh sehr beirächt- 
liche Schlempemengen notwendig. MS reker') berichtet, dass 
die angemessene Tagesration fßr: 

MilchkOhe 50 1, also pro Jahr 18,250 1 
Ochsen 60 , , , . 21,900 , 
beträgt. 

Nun aber ergeben nach demselben Autor 1000 1 Maisch 
bei vollkommenen Destillationsapparaten 1100 1, bei unvoll- 
kommenen 1300 1, also im Mittel 1200 1 Schlempe. Wenn 
mm nach Paasche") die Alkoholausbeute in den wigUnstig- 
sten Fallen 87<n meistens aber zwar 8,5 — lO'/o des Bottich- 
raumes beträgt, so ergibt sich, dass bei einer Ausbeute von 8% 
auf 50 1 Alkohol ä 1007o 750 1 
«100, , , , 1500, 
, 200 , , , „ 3000 , 
Schlempe entfallen. 

Im Durchschnitt entfallen bei einer Ausbeute von 8,5 — lOVo 
oder von im Mittel 9,25 "/o 

auf 50 1 Alkohol 636,5 1 
, 100 , , 1273,0 , 
, 200 » , 2546,0 , 
Schlempe. 

Im günstigsten Falle also bietet eine Eartoffelbrennerei 
bei einer Jahresproduktion von 

50 1 als Alkohol Futter für 1 Ochsen für 12,5 Tage 
oder , 1 Milchkuh , 15,0 „ 
100 , , , Futter für 1 Ochsen , 25,0 „ 
oder , 1 Milchkuh, 30,0 , 
200 , „ , Futter für 1 Ochsen , 50,0 , 

oder , 1 Müchkuh, 60,0 , 
Schon aus diesen Zahlen*) geht klar hervor, dass der 
Schlempewert gerade der mittleren und kleineren Brennereien, 

1) Marcker a. a. O. pag. 775. 
>) MOrcker a. a. O. pag. 763- 

^ Paaschs. Die neueste Ref. d. Branntweinsteuer in Deutschland, 
pag. 375. 

*) Vgl. Getz a. a. 0. 
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zumal wenn es sich nur um Winterbetriebe handelt, nur wenig 
in Betracht kommen kann, besonders wenn man bedenkt, daes 
jede kurzsichtige Änderung des Futterplanes auf die Gesund- 
heit der Tiere nachteilig wirkt. 

Nach der Annahme von Droz wurde nun vom 15. Sep- 
tember 1892 bis zum 31. April 1893 an Schlempe erzeugt: 
273,172 q durch Destillation von Kartoffebi 
13,522 , , , . Körnerfrüchten 

9,933 , , „ „ Mais 

23,889 „ „ , , versch. Stoffen 

wid diese 319,416 q haben einem Viehstand von im ganzen 
6461 Stück Groasvieh (Kälber, Ochsen, Kühe), 951 Schweinen 
und 3 Pferden zur Nahrung gedient. Was bedeuten aber diese 
Ziffern gegenüber einem Oesamtviehbestand von 1,212,538 
Stück Grossvieh, 394,917 Schweinen, 98,622 Pferden. 

Es ist daher klar, dass die Abfälle der Brennereien im 
ganzen der schweizer. Volkswirtschaft nur eine geringe Be- 
deutung haben, wenn auch nicht geleugnet werden soll, dass 
sie für die einzelnen Gegenden einen gewissen lokalen Wert 
besitzen mögen. Aber rechtfertigen diese lokalen Interessen 
denn auch die grossen Opfer, die die Erhaltung der inländischen 
Brennerei dem schweizer. Fiskus auflädt? An Stimmen, welche 
dies bezweifeln, fehlt es nicht. Hauck teilt einen Artikel des 
Luzemer Tageblatt mit, in welchem von einem Geschenk von 
IV» Million Franken gesprochen wird, weiches der Bund jähr- 
lich an einige 70 Brenner mache. Statt dessen könnte er, 
bemerkt die Handelszeitung dazu, 300,000 Zentner Kartoffeln 
kaufen und sie den Armen schenken. Die Alkoholverwaltung 
würde jährlich in der Tat ca. 900,000 Fr. sparen, wenn sie 
sich lediglich im Ausland verprovisionieren wollte. Wie 
kommt dasP 

Noch dem Pfiichtenhefte ist bestimmt, dase den Brennern 
keine höheren Preise bewilligt werden sollen, als solche, bei 
denen den Brennern bei richtiger Einrichtung und rationellem 
Betriebe die Schlempe kostenlos verbleibt, mit anderen Worten, 
es sollen den Brennern lediglich die Gestehungskosten der 
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Bremierei vergütet werden, sodass ihr Oewinn nur in dem 
Genuas der freien Schlempe liegen sollte. Wie haben sich 
nun die Preise gestdtet? Nach dem Jahresbericht von 1893 
wurden folgende Preise an die Brenner bezahlt (in den neue- 
sten Berichten fehlen detaillierte Angaben nachstellender Art) : 

a) Winterbetriebe (Betriebszeit 1. Januar bis 15. Mai und 
16. September bis 31. Dezember): 

Anzahl der B«tri«l>e: JahrMproduklioa: pro hl Fr.: 

33 150—200 hl 82.Ö7 

9 201—400 . 77.42 

17 401—700 , 75.46 

2 701—1000, 74.06 

b)Jahre8betriebe(l. Jan. bisSl-Dez.): 

1 150-200 hl. 81.- 

2 701-1000 , 70.76 
64 77.36 

Die Zusammenstellung zeigt, wie die gezahlten Preise mit 
steigendem Betriebsumfange abnehmen, wie also eine Unter- 
stützung der kleinen Betriebe durchgeführt ist. Im Durch- 
schnitt der Jahre 1887/97 betrug der den Brennern bezahlte 
Preis 74.76 Fr. pro hl oder 87.62 Fr. per q, der Jahresbe- 
richt von 1904 weist einen Preis von 84.32 Fr, per q auf, 
zu welchem noch die Transportkosten von der dem Brenner 
zunächst gelegenen Eisenbahnstation bis ins Depot im Betrage 
von 1.63 Fr. per q zu schlagen sind: zusammen Fr. 35.96. 
Dagegen betrug im selben Jahre der Preis der Auslandsware 
loco Schweizergrenze Fr. 28.91, mit Einschluss des Zolles im 
Betrage von Fr. 28,22 und der Transportkosten bis zum Depot 
im Preise von Fr. — .93, in Summa Fr. 53.06; die Differenz 
von Fr. 32,90 bedeutet den Schutz , den die einheimische 



Diese ausserordentlich hohen Preise, die den einheimischen 
Brennereien gewährt werden, beruhen auf einer Zusammen- 
wirkung mehrerer Umstände. 

1. Ist oder war in ihnen die Amortisationsquote für die 
den Brennereien gewährten Entschädigungen (vgl. § 5) ent- 
halten. 
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2. Handelt es sich meistens um sowieso teurer arbeitende 
Kleinbetriebe, die zudem unter ungünstigen äussern Verhält- 
niBsen (hohen Kohlen- und Rohstof^reisen) arbeiten. 

3. Muss (für Abschreibungen etc.) ein verbältnismfissig 
sehr grosser Prozentsatz des Gewinns für Abschreibungen in 
Anspruch genommen werden, da eine Verpflichtung der Alkohol- 
verwaltung, ihnen nach Ablauf des Vertrages wiederum ein 
Los zuzuerteilen, in keiner Weise besteht, wodurch natürlich 
die Gestehungskosten der Brennereien erhöht werden. Anderer- 
seits liegt aber gerade dadurch fQr die Besitzer der Brenne- 
reien, welchen bei einer neuen Losverteilung wiederum ein 
Brennanteil zugewiesen wurde, ein Gewinn vor, da dann in 
den ferneren Brennperioden die abgeschriebenen Anlagen einen 
Buchwert nicht mehr haben, also nur noch Kosten für Instand- 
haltung und Neuanschaffung in Rechnung zu Betzen sind. Die 
Älkoholverwaltung trägt diesem Umstand insofern Rechnung, 
als sie seit 1894 für die bestehenden Brennereien den Be- 
zugspreis für Spiritus um durchschnittlich 4Y(, reduzierte und 
den neuen Brennereien 3 Fr. pro hl mehr bewilligt, als den 
alten Brennereien gleicher Grösse. 

4. Kommt sehr in Betracht der Preis der Kartoffeln, der 
in den Jahren 1887/93 in Bern von Fr. 4.50 zu Fr. 7.70 
schwankte, im Durchschnitt aber sich auf 6 Fr. pro q stellte 
(Berlin: 3.28—4.16 M. = im Durchschnitt 2.74 M.) 

Auf die Finanzlage des Monopols haben diese hohen In- 
landpreise selbstverständlich einen sehr bedenklichen Einfluss. 
1904 bezog die Kegie aus dem Inland 30,091,25 q Rohspiritus 
und bezahlte hiefÜr bei einem Durchschnittspreis von 85.96 Fr. 
pro q Fr. 2,586,676.55. Für dieselbe Menge Au^landsware aber 
hätte sie bei einem Durchschnittspreis von 53.06 Fr. nur rund 
Fr. 1,600,000,— inkl. ZoU- imd Transportkosten bezahlt, also 
rund Fr. 986,676. 55 erspart. Auf diesen 30,000 q Auslandswaren 
hatte die Zollverwaltung einen Zollgewinn von Fr. 696,000. — 
gemacht , so dass der Totalverlust pro 1904 sich auf 
Fr. 1,682,676. 55 beläuft. 

Angesichts solcher Zahlen muss nun meines Ikachtens 
allerdings das Gerede von dem landwirtschaftlichen Nutzen 
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der Brennereien sehr zurQcktreten, selbst wenn es auf rieh' 
tiger Beobachtung beruhte und nicht, wie wir gesehen haben, 
zum grossen Teil gar nicht solche Bedeutung hat, wie sie 
ihm zugelegt wird : Wenn man nicht guiz auf die inländischen 
Produkte verzichten will, was allerdings das Gescheiteste wäre, 
80 wäre doch die Einrichtung staatlicher Brennereien das Min- 
deste, was hier gefordert werden muss. 



Die IndMstrie und der Verkehr mit denaturierter Ware. 

Wir haben in § 4 absichtlich den Handel mit denatu- 
rierter Ware ausser acht gelassen, weil wir unsere Betrach- 
tung über die privatwirtschaftliche Bedeutung des Monopols 
doch nicht schliessen können, ohne einen Blick zu werfen auf 
seine Bedeutung für die Verwendung des Spiritus zu tech- 
nischen und Haushaltzwecken. Der Gebrauch des Alkohols 
zu technischen Zwecken ist äusserst mannigfaltig. So dient 
er wegen seiner wasserentziehenden Kraft zur Aufbewahrung 
leicht veränderlicher Stoffe. Wegen seines Vermögens, viele 
Stoffe zu lösen, zur Bereitung von Lacken und Firnissen, in 
der ParfUmerie zur Herstellung von Essenzen u. s. w., für 
Seifen, kosmetische Wasser u. dgl. mehr. Der Chemiker und 
Pharmazeut vor allem verwenden ihn zur Bereitung unzähli- 
ger alkoholischer Präparate (Äther, Chloroform, Chloral, gewöhn- 
liche Teerfarben) Lösungen und Tinkturen. Femer dient er 
seiner Brennbarkeit wegen als Brennmaterial, besonders für 
Lampen, die dazu bestimmt sind, eine bedeutende Hitze ohne 
Russbildung zu geben. Zur Beleuchtung kann er zwar unmit- 
telbar nicht verwendet werden, da er nur mit blauer, kaum 
leuchtender Flamme brennt, dagegen liefert er mit Terpen- 
tinöl vermischt, (Eampfin) einen vorzüglichen Beleuehtungsstoff, 
wird aber als solcher in der Schweiz noch sehr wenig ange- 
wendet. Auch macht man in neuester Zeit Versuche, den 
Spiritus dadurch zu Leuchtzwecken heranzuziehen, daes man 
ihn vergast, die Gase einem Bunsen-Brenner zuführt und die 
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nicht leuchtende Flamme durch Anbringung eines Oltthkdr- 
pers leuchtend macht, wie beim GasglUhlicht ; die bisherig^ir 
nach diesem Prinzip konstruierten SpirituBglUhlampen bedürfen 
jedoch, um vollkonunen zu sein, noch sehr der TerbeBserung. 
In der Schweiz findet der Alkohol vorwiegend in drei Zwei- 
gen der cheoÜBchen Induetrie Verwendung, nämlich : 

1. In der Fabrikation pharmazeutischer und kosmetischer 
Produkte, welche sich bei uns bis auf die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts zurttck verfolgen lässt, wo ia Feuertalen, Frauenfeld,. 
Aarau u. s. w. sich aus Apotheken derartige Industrien ent- 
wickelten. In grosserem Massstabe begannen diese in den 
Jahren nach 1870 in Zofingen, St. Gallen, Basel, u. s. w. beson- 
ders seit 1890, wo auch die Qbrige Schweiz sich kräftiger 
daran zu beteiligen begann. Die chemische-pharmazeutische 
Industrie der Schweiz kann heute auf 30 Firmen mit ca. 
1000 Arbeitern geschätzt werden, wobei auch einige der gröa~ 
seren Seifenfabriken, soweit sie Toilette- und ParfBmerie-Seifen 
herstellen in Betracht zu ziehen sind. 

2. In der Fabrikation von Lacken und Firnissen. Diese 
ist erst seit verhältnismässig kurzer Zeit aus dem Stadmm 
des Handswerks in dasjenige eines wirklichen Fabrikbetriebs- 
getreten, in der Schweiz erst seit dem Bau der als Grosskon- 
sumenten auftretenden Eisenbahnen, etwa seit den 30er Jahren. 
Die Konkurrenz mit dem Ausland namentlich mit England 
und Deutschland ist auch heute noch sehr scharf und dies, 
mnsomebr, als die einheimischen Fabrikation infolge nngfinstiger 
Zollverhältnisse ausschliesslich auf den inländischen Markt 
angewiesen ist. 

3. In der Fabrikation von Teerfarben, dem blühendsten. 
Zweig der chemischen Industrie der Schweiz. Die Gesamt- 
produktion an Teerfarben ist seit ihrer ersten Einführung 
(1859 Basel) in beständigem Wachstum geblieben und wird 
heute auf ca. 18 Millionen Franken geschätzt (Frankreich 
8-10 Millionen, England 8-9 Millionen, Deutschland 100 Mil- 
lionen Fr.). Von diesem Quantum bleibt nur etwa '/u in der 
Schweiz, während sie ^r rund 15 */, Millionen Franken jähr- 
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lieh Teerfarben ausfuhrt. Das Personal dieser Industrie, die 

fast ganz in Basel lokalisiert ist, betrug in diesem Kanton 

Arbeitet Burraubeamte Chemiker Summa 

1870 _ _ _ _ 104 

1880 488 1 108 - 646 

1895 1300 — 140 80 1520 

Der Preis der Waren ist dagegen im steten ßQckgaog 

begriffen, er betrug 1888 durchschnittlich 732 Fr. per q. m. 

und sank bis 1899 auf durchschnittlich 500 Fr. herab, sodass 

die Steigerung der Ausfuhr nur in der Menge, nicht aber im 

Wert der angeführten Waren liegt. Wir schliessen diesen 

summarischen Überblick Gber die an der schweizerischen 

Alkoholgesetzgebung interessierten chemischen Industrien mit 

einer Übersicht über Ein- und Ausfuhr von Chemikalien in 

resp. aus der Schweiz, aus welcher die Bedeutung der 

schweizerischen chemischen Industrie, aber auch der schwere 

Stand, den sie trotz bester Leistungen, der billiger arbeitenden 

ausländischen Konkurrenz gegenüber, hat, erhellen dürfte. 

Freilich können uns diese Zahlen nur die Exportiateressen 

dieser Industrie veranschaulichen, - da über den inländischen 

Verbrauch einheimischer Produkte alle Zahlen fehlen. 

Die Schweiz arbeitet also in allen Teilen der chemischen 
Industrie mit einer beträchtlichen Unterbilanz, man hätte 
daher allen Anlass, diese Industrien, deren Wichtigkeit nie- 
mand bestreitet, zu schützen. Gehen wir nun über zu den 
Bedingungen, unter welchen der Sprit zu technischen Zwecken 
an diese Industriellen abgegeben wird.') Im Laufe der Monopol- 
zeit sind hierüber sehr verschiedene Bestimmungen getroffen 
worden und es wäre dringend zu wünschen gewesen, daas 
durch die im November 1905 angekündigte Novelle zum 
Älkoholgesetz endlich einmal dem vom rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Standpunkt aus sehr wenig rühmlichen Zustand 
ein Ende gemacht worden wäre. Nach Art. 1 des Alkohol- 

^} Ausser den aDgefnhrten lailustrien komint hier neuerdings Mich 
noch die Fabrikation von Kunstseide in Betracht Die einzige derartige 
Fabrik, diejenige von Glattfelden, arbeitet jedoch Ast ausschtiesslich im 
Dienste auslAndisehen speiiell Frankfarter Kapitals. 
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gesetzes von 1886 stand das Recht der TO nfn^ir der unter 
die Bundesgeeetzgebimg faUenden gebrauchten Waren aus- 
BcUiesslich dem Bunde zu. und nach Art. 6 sollten die ge- 
brannten Wasser für tecbniBche Haushaltungszwecke aus den 





1900 


1901 1 




Efahfcr 


Aiufnhr 


Ehihhr 


A&Bftikr { 




Hai«* 


Werl 


Mtag, 


W«t 


»««• 


WBrt 


U«i(. 


w«t 




54,394 


t(m 


110.156 


539 


57.838 


1.131 


128.276 


7„ 


Farbstoffe 


70.371 


1.996 


2.180 


50 


70.014 


1.656 


1.668 


46 




6.661 


66» 


319 


43 


6028 


m 


241 


44 


Chem. Prod. 


522.796 


19.295 


123.799 


6.971 


)92.255 


17.722 


127.866 


5.366 


Farbetoffe 


73.423 


5.612 


3.779 


822 


74.465 


5.655 


4.009 


874 


Farbwareo 


40.131 


5 477 


37.678 


16.866 


42.942 


5.617 


37.399 


15.225 


Phana. Prod. 


8.616 


3.3*4 


8.661 


4.930 


9.017 


3.634 


8.042 


5.148 


Parf. und Seifen 


17.235 


1.330 


1574 


730 


17,563 


1.429 


1.686 


1.084 


Übrige Artikel 


598 


69 


281 


35 


684 


67 


331 


44 








328.822 


28.986 






309.4OT 


28.541 





1903 


1903 




EinfBkr 


Anaftihr 


Elnfikr 


ADsfkhr 1 




Heopi 


w«t 


Uoige 


Wert 


Henf« 


W«rl 


IttDf 


w«t 


Chem Rohstoffe 


59.872 


1.238 


123.879 


678 


84.760 


1,307 


138.187 


728 


FaitstoffB 


68.560 


1,610 


682 


24 


79.761 


1,669 


922 


32 




5.760 


618 


276 


46 


6,772 


517 


253 


39 


Chem. Prod. 


)22.799 


18.832 


145.846 


6.019 


595,646 


19.414 


161.756 


7.084 


Farbstoffe 








1.091 


108,944 


5,882 




1.061 








42.362 


^fim 


48638 


6,832 


45.635 


17.820 


Pharm. Prod. 




3.795 


10.421 


6,094 


12,645 


6.270 


12.000 


7,429 


Parf. und Seifen 


16.171 


1.360 


1.636 


1.287 


16,300 


1.404 


1.660 


516 


Cbrige Artikel 


684 


67 


376 


46 


545 


63 


279 


36 








B30.434 


31.781 






366.072 


34,744 



Magazinen des Bundes denaturiert zum Selbstkostenpreis abge- 
geben werden. Diese Bestimmungen wurden während der 
Geltungsdauer des G^etzes bloss mit Bezug auf den Alkohol 
fttr Hausfaaltzwecke ausgeführt. Betreffend der fUr technische 
Zwecke verzichtete der Bundesrat auf den Öesetzesvollzug, 
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weil die Selbstkosten des Bundes .während der EinfQhrungB- 
periode des Monopols ausserordentliche Aufwendungen in sich 
begriffen' hätten und damit der Preis des Industriesprites die 
Eonkurrenz^higkeit der in Frage konunendon Exportindustrie 
sehr hätte beeinträchtigen mllssen. Diese sachliche Eh-wägung 
lässt sich hören, weniger die rechtliche, die dahin ging, das 
Gesetz von 1886 habe die Delegation der Einfuhrrechte des 
Bundes an Private nicht ausdrücklich ausgeschlossen. Die 
Opposition blieb denn auch nicht aus, doch wurde ein beson- 
deres Postulat in der Dezembersession 1893 im Sinne der 
Bundesrätlichen Auffassung als erledigt erklärt. Das neue 
Alkoholgesetz von 1900 stellte sich auf den Boden desjenigen 
von 1886, nur schloes es jede Befugnis zur Delegation der 
Ein^rrechte an Privatpersonen expressis verbis aus. Ferner 
statuiert Art. 14 dass der amtliche Verkaufspreis jeweilen für 
ein Jahrfünft auf ärund der aus den vorangegangenen fOnf 
Jahresabschlassen sich ergebenden Einstandskosten festzu- 
setzen sei. Auch das neue Gesetz erwies sich in bezug -auf 
das Verbot der Einfuhr von Industriesprit durch Private als 
nicht durchführbar. Im Einverständnis mit der Bundesver- 
sammlung gestattete dann der Bundesrat bis auf Weiteres die 
Privateinfuhr, wobei er allfällige Ersatzansprüche bei Aufhe- 
bung der Erlaubnis von vornherein als unzulässig erklärte. 
Der Grund dieses Vorgehens lag darin, dass die für das Jahr- 
fünft 1901—1905 in Betracht fallenden Einstandskosten pro 
1895 — 1899 noch immer an den Lasten der EinfUhnmgszeit 
zu tragen hatten und so der Spritpreis die Konkurrenzfähig- 
keit der Industrie empfindlich getroffen hätte. Um das neue 
Gesetz nicht gewissennassen rückwirkend zu machen — be- 
merkt die Botschaft zur Alkoholgesetz-Novelle — gelangte 
man so unter allseitiger Zustimmung dazu, eine offenbar nur 
aus Versehen weggebliebene Übergangsbestimmung voraus- 
zusetzen. Mit Bücksicht auf die am 1. Januar 1905 in Wirk- 
samkeit tretende Herabsetzung des Einfuhrzolles ^ Indu- 
striesprit, erklärte der Bundesrat mit Beschluss vom 26. Juli 
1904 auf Neujahr 1906 die bedingte Privateinfuhr als aufge- 
hoben. Die Abnehmer von Industriesprit sollten ihren Bedarf 
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fernerhin ausschliesslich bei der Älkoholverwaltung deck^i. 
Wiederum im Interesse der Industrie wurde dabei der Preis 
jedoch nicht auf die Einstandakosten des ganzen JahrAlnftft 
1901 — 1905 gestützt, sondern vorläufig der Marktlage ent- 
sprechend berechnet. In ihren wiederholten Eingaben, mit 
denen dennoch die schweizerische Gesellschaft fOr chemische 
Industrie bei der Bundesversammlung und beim Bundesrat 
vorstellig geworden, wurde eine fün:^&brige Preisnormierung 
mit dem Wesen der Exportindustne als nicht vereinbar er- 
klärt. Ihre Interessen kannten bloss bei der früheren Bezugs- 
freiheit voll gewahrt werden. Der Bundesrat, von der Bun- 
desversammlung eingeladen, die Frage der Ersetzung der 
fün^ährigen Preisbestimmung durch eine dreijährige zu 
prüfen, erklärte, es sei dem Standpunkt der Industriellen 
eine gewisse Berechtigung nicht abzusprechen. Auf die in 
Aussicht genommene Massregel der einjährigen Preisfixierung, 
die nur eine halbe Massnahme wäre, will er nicht eintreten. 
So gelangt er denn zu dem Vorschlag ihn gesetzlich zu er- 
mächtigen, die Privateinfuhr unter gewöhnliche Bedingungen 
wieder gestatten zu können. Die wichtigsten der letzteren 
sind die Bezahlung einer Verwaltungsgebühr von Fr. 250 
per q brutto und die Entlastung der Alkoholverwaltung von 
jeder gesetzlichen Lieferungsverpflichtung gegenüber den ein- 
fuhrberechtigten Privatpersonen. Zu seinem Qesetzesvorachlag 
bemerkt der Bundesrat, er lege die Delegation des Rechtes zur 
Einfuhr von Industriesprit nicht ein- für allemal im Gesetze 
fest. Vielmehr bestimmten ihn Zweckmässigkeitsgründe ihre 
Einräumung und Rücknahme dem BundesräÜichen Ermessen 
anheimzufitellen. Angesichts der Möglichkeit einer durch Miss- 
brauche oder gänzliche Veränderung der Verhältnisse notwendig 
werdenden Aufhebung des den Jahresbezügem zugestandenen 
Einftihrprivilegs, scheint es dem Bunde nicht geboten für ein 
Zurückkommen auf das Bundesmonopol jeweilen wieder den 
ganzen Gesetzgebungsapparat in Bewegung setzen zu müssen. 
Immerhin hat er im Interesse der wQnschbaren ' Stabilität fiir 
Änderungen, die nicht durch namhafte Missbräuche bedingt 
sind, den nach Art. 14 für die Preisfestsetzung geltendmi 
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fün^äbrigeu Turnus in Aussicht genommen. Die Erhebung 
einer Verwaltungsgebühr begründet der Bundesrat mit dem 
Kostenaufwand der Älkoholverwaltung Ar die Überwachung 
der Einfuhr der denaturierten Ware. Sie entspreche auch 
der Billigkeit gegenüber Brennspritbezügen, die sonst erhöht« 
Abgabepreise zu zahlen hätten. In Osterreich betrage die 
Gebühr 3 Kronen pro Hektol. Die Forderung, daes die eid- 
genössische Alkoholverwaltung gegenüber den Privatimporteu- 
ren von ihrer gesetzlichen Liefenmgspäicht entbunden werde, 
sei eine elementare Voraussetzung für den kaufmännisch- 
richtigen Betrieb des Monopols. Es sei geradezu widersinnig 
und ein Mangel der bis 1905 geübten Praxis, die Monopol- 
verwaltung ausschliesdich die schlechten Chancen des Betriebes 
tragen zu lassen. 

Die direkte Einfuhr werde in der Regel nur den Indu- 
striellen nützen, welche ganze Wagenladungen von ca. 10,000 kg 
aus dem Auslände beziehen können. Um auch den kleinen Be- 
zügern die Fortexistenz ohne Inanspruchnahme des Zwischen- 
handels zu ermöglichen, hat der Bundesrat für ihre Bedienung 
durch die Alkoholverwaltung auf Grund ermässigter Preise 
Raum geschaffen. 

Die Vorlage wurde, ohne dass dadurch die Sache meines 
Erachtens endgültig begraben wäre, von der Bundesversamm- 
lung noch im Winter 1905 abgelehnt, es bleibt daher das 
Gesetz von 1900, wonach aller Import nur der Alkoholver- 
waltung zusteht und der Beschluss des Bundesrates vom 
26. Juli 1904, der die auf Grund einer fiktiven Übergangsbe- 
stimmung provisorisch gestattete Privateinftihr wieder verbietet, 
in Geltung. Sehen wir nun, wie sich dies in Praxis durchführt. 

Aller zu technischen oder Haushaltungszwecken zu ver- 
wendende Spiritus unterliegt einer Denaturierung, welche ihn 
zum Trinkgebrauch untauglich machen soll. Diese Denaturie- 
rung ist entweder eine absolute wie beim Brennspiritus oder 
eine relative wie bei dem Grossteil des zu Zwecken der 
chemischen Industrie verwandten Industriesprits. 

Der weitaus grOsste Teil aller nicht zum Trinkkonsum 
bestimmten Sprits wird in Hauehaltungen und industriellen 
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zu Brennzwecken verwendet und unterliegt 
deshalb der absoluten Denaturiemng, die von der Alkohol- 
verwaltung in den Lagerhäasem von Delsberg und Bomans- 
bom mittelst einer mischung von 60% Teeröl, 30 "/o Pyridin 
und 20 "/o Methylalkohol bewirkt wird. Das Mmgeverhältnis 
der Mischung wird jedoch häufig geftndert, um fraudulOee Ope- 
rationen, wie die Benaturienmg des Sprits und seine Ver- 
wendung zur Bereitung von Trinkbranntwein tonÜchst zu er- 
schweren. Da die Pyiidinbaaen einen sehr ablen Oerucb 
entwickeln, so wird dem Denaturierungsstoff ausserdem noch 
ein Zusatz von oreprilnglich IVoi später 1,2% Rosmarin und 
Lavendeldl beigefügt, an dessen Stelle heute jedoch leichtes 
Kampferöl verwendet wird, das sich bei grosser Büligkeit als 
ebenso zweckentsprechend bewährte. 

Seit Einführung des Monopols hat eich der Import der 
Denaturierungsware in ungeahnter Weise vermehrt. Der Be- 
richt von 1887/88 gibt hierüber folgende Zahlen: 
1888 6,189 ) 

1884 6,704 

1885 6,179 

1886 7,481 

1887 1. Hälfte 4,873 | 



Prämonopol. 
Zeit 



Monopol 

Zeit 



1 Durchschnitt 
6,983 4 



15,612 1 
22,190 ) 



im Durchschnitt 
26,201 q 



Diese enorme Zunahme des Imports Hess stark vennuten 
und die Erfolge bestätigten dies auch, dsss trotz der bisher 
nach alter Weise mit Steinkohlenteeröl geUbten Denaturie- 
rung ein namhafter Teil dieses Sprits entweder tale quäle 
getrunken oder wieder renaturiert wurde. Eine Beimischung 
von 3 gr Änilinrot auf ca. 600 1 Alkohol, die man, um dies 
zu verhüten, erst versuchte, musste der zahlreichen Beschwer- 
den des Publikums wegen schon am 1. August 1888 wieder 
aufgehoben werden und so ging man nach längeren Versuchen 
zu dem frOher schon erwähnten, jetzt noch gebräuchlichen 
Denaturierungsstoff über, der in besserer Weise zu wirken 
scheint. Dabei blieb die Alkoholverwaltung jedoch nicht stehen. 
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wenn gewisse Umstände z. B. starke Steigerung der Bestel- 
lungen fraudulöse Manipulationen argwöhnen lassen, so wird 
dem denaturierten Sprit noch ein weiterer geheim gehaltener 
Stoff direkt durch den Chemiker der Regie zugesetzt, welcher 
nicht mehr Tüllig entfernt werden kann und sich daher auch 
im renaturierten Sprit nachweisen lässt. Auf diese Weise 
konnte schon hie und da die missbräuchliche Verwendung des 
Sprits nachgewiesen werden, der Bericht pro 1892 führt S. 118 
zwei solcher Ffille in Basel und Gtenf auf. In letzterem handelt 
es sich um eine Kognakfabrik, in deren wohlfeilem Fabrikat 
der erwähnte geheime Denaturierungsstoff sich nachweisen 
liess. Die Alkoholverwaltung berechnet die jährliche Ein- 
busse, die sie durch derartige unsaubere Praktiken erleidet, 
auf Ca. 360,000 Fr., eine Summe, die bei einem Totalgewinn 
von nur rund 6,000,000 Fr. gewiss zu ernster Erwägung An- 
lass geben muss. Es scheint aber, als kßnne der missbräuch- 
lichen Verwendung der denaturierten Ware kaum wirksam ent- 
gegengetreten werden, wenn nicht von Seite der £antone eine 
vermehrte Wachsamkeit geübt wird. Die Alkoholverwaltung 
hat durch Anwendung einer wirksamen Denaturierungsmethode 
bereits getan, was sie tun konnte. 

Ausser dieser Verbesserung der Denaturierung hat die 
Einfuhr durch die Älkoholverwaltung aber auch noch eine 
andere qualitätsverbessemde Wirkung auf den Brennsprit ge- 
habt, indem durch Bundesbeschluss vom 27. November 1891 
verordnet wurde, dass absolut denaturierter Alkohol bis auf 
weiteres noch in der Form von 95grädigen Rohsprit abge- 
geben werden solle. Diese Massregel dürfte allerdings bis zu 
einem gewissen Masse wieder illusorisch gemacht werden 
durch das Fehlen von Vorschriften Ober die Gradstärke des 
im Verkehr befindenden Brennsprits; meines Wissens besitzt 
nur Baselstadt eine Verordnung, wonach der Brennsprit nicht 
verdünnt werden darf. Solange die anderen Kantone nicht 
ähnliche Bestimmungen treffen und durch wirksame Kontrolle 
ihre Durchführung sichern, solange dürften doch die Bestim- 
mungen der Alkoholverwaltung über die Qualität des Sprites 
beim Brennsprit ebenso oft durchkreuzt werden wie beim 
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Trinkbranntwein. Dennoch versichert die Begie, dase dank 
vorerwähnter Verfügung die Oradstärke des im Kleinhandel 
befindenden Brennsprite im allgemeinen zugenommen, während 
zugleich der Bruttogewinn der Detaillisten sich verringert habe. 
Zum Beweis dessen hat sie in den Jahren 1889, 1890 und 
1892 auf diskret« Weise in 87 verschiedenen Detailgeschäften 
Sprit einkaufen lassen und dabei folgende Beobachtungen 
machen können: ') 

a) In bezug auf die Qradstärke: 

Zahl der eingekanften Muster: 

Fnwhtstäike; 1889: 1890: 1892: 

80" und weniger 



— 


1 (75») 


— 


1 


1 


— 


16 


9 


7 


71 


76 


47 



86"— 90« 
90»-96« 

über 96" — -, 88 

b) In bezug auf den Rohgewnm der DetaiJliBten: 
Zahl der eingekuill«!! Muster: 
Rohgewinn-. 1889: 1890: 1892: 

0-10"/. 
10-20"/, 
20-30 "/o 

30-40"/. 

40-50"/. 

60-60"/, 

60—70"/, 

70-80"/, 

80-90«/, 

90-100"/, 6 2 — 

über 100"/, 2 — — 

Ein Portechritt namentlich in bezug auf die äradstärkea 
liegt hier unbedingt vor und soll gern anerlcannt werden, da 
aber der Monopolpreis für die ganze Schweiz derselbe ist, so 
sind die Preiszuschläge resp. ihre Differenz doch immer noch 
sehr beträchtlich. Die Administration bestrebt sich denn auch, 
hier Abliilfe zu schaffen. Die Preise der Monopolverwaltoog 
1) Buadesblatt 1901. Bd. V, pag. 553. 
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13 
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26 
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18 


21 


23 
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26 
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lietrugen tär den Meterzentner mit 100 kg Nettogewicht 55 Fr. 
•oder 45.23 Fr. per hl ohne Gebinde bei EinfDhrung des Mono- 
pole, sie wurden aber schon am 1. November 1889 durch 
bundesrätlichen Beschluss auf 50 Fr. festgesetzt, was einem 
Literpreis von 41 Rp entspricht. Der Grund fQr die anfäng- 
liche niedrige Preisnormierung lag darin, dass man die Gros- 
sisten verhindern wollte, aus ihren sehr billig im Ausland ein- 
gekauften Vorräten allzu hohe Glewinne herauszuschlagen. 
Durch Beschluss vom 30. Dezember 1890 wurden sodann 
folgende Preise festgesetzt : 

per q . per hl 

Brennspiritus & 93'> 55.— Fr. 45.23 Fr. ohne Gebinde 
, 95" 60.— , 48.89 . , 

Durch den Beschluss vom 27. November 1891 fiel die 
Lieferung von 93 grädigem Brennsprit weg, worauf am 
31 Januar 1893 der Preis fUr 95grädigen Bremispiritus bis 
auf weitere Entscheidung auf 45 Fr. per Meterzentner = 
45.23 Fr. per hl ermässigt wurde. Ausserdem gewährt die 
Begie bei grösseren Beziigen von denaturiertem Sprit (im 
-Gegensatz zu ihrer sonstigen Praxis) Rabatte in der Hohe von : 
2 "/o bei Bezug eines ganzen Kesselwagens 
iy»Vo " 1 von 10,000 kg in ganzen Fässern 
17«, , „ 10,000 „ , kleinerer Fassung 

1 7o " " " 5i000 , , ganzen Fässern 
ViVo - B » 5,000 , , kleinerer Fassung. 

Der Käufer kann seine eigenen Gebinde zur Füllung ein- 
senden, andernfalls bedient eich die Alkoholverwaltung Petrol- 
tonnen von ca. 180 1 Fassung zu 5 Fr, berechnet. Neue, 
einmal gebrauchte Spritgehinde werden zu gleichen Preisen 
wie beim Trinksprit abgegeben, auf Wunsch stellt die Regie 
auch ihre eigenen Kesselwagen gegen eine Leihgebühr von 
Fr. 20 zur Verfügung. 

Die relative Denaturierung tritt nur fUr einen kleinen 
Teil des zu technischen und Haushaltzwecken abgegebenen 
Sprites ein und zwar dann, wenn er zur Herstellung von Essig, 
Lacken, Firnissen, Farben etc verwendet werden soll. In 
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dieBen Fällen wird die Denaturienmg duFch besondere, dent 
jeweiligen Gebrauch angepasste Stoffe (Terpentdn, Eolzgeist^ 
Benzol, Amlinblau, Eosin, Fluorescin, Naphtalin) vorgenommen,. 
1898 wurden fUr die relative Benaturienmg nicht weniger als- 
31 verschiedene Substanzen verwendet, wobei es Sache der 
Verwaltung ist, zu bestimmen, welcher Stoff in jedem ein- 
zelnen Falle Verwendung finden solle. Die Preise für von 
der Regie zu liefernden relativ denaturierten Spiritus betragen i 
Für relat. denat. Weinsprit 66 Fr. per q netto ohne Gebinde^ 
» „ „ Primasprit 58 , „ , , „ , 

„ , , Feinsprit 53 , „ , „ , , 

, , „ Kohspiritus 45 , „ , „ „ , 

Die Denaturierungs-Stoffe werden vom Käufer ins Depot 
geliefert, die Alkoholverwaltung übernimmt deren Lieferung 
nur auf ausdrücklichen Auftrag. Die Abgabe relativ denatu- 
rierten Sprits zu technischen oder wirtschaftlichen Zwecken 
geschieht nur an solche Personen, die für dessen Bezug vom 
eidgen. Finanzdepot eine Bewilligung erhalten haben. 

Die Regie liefert nur den kleineren Teil des relativ de- 
naturierten Sprits, bis 1. Januar 1906 (s. oben) stand es den: 
Privaten frei, sich solchen durch direkten Bezug aus dem Aus- 
land zu verschaffen. Die Privateinfuhr war jedoch an eine 
ganze Reihe von beschränkenden Vorschriften gebunden: wer 
importieren wollte, bedurfte hierzu ausser der oben erwähnten 
Bewilligung zum Bezüge relativ denaturierter Ware einer be- 
sonderen Importbewilligung und konnte seine Einfuhr nur auf 
gewissen Zollstationen bewerksteUigen, durch deren Beamte 
dann die Denaturation mittelst der vom Importeur gelieferten 
und von der Verwaltung analysierten Stoffe gegen eine Ge- 
bühr von 50 Cts. per q vorgenommen wird. Diese Gebühr 
soll aber nicht mehr als 10 Fr. per Waggon betragen. Die 
übrigen Bestimmungen gelten sowohl für einfache Bezugsbe- 
willigung wie auch für die Importbewilligung: Es darf mit 
relativ denaturierter Ware kein weiterer Handel getrieben 
werden, die Bezüger müssen, konform den Vorschriften der 
Regie, Bücher führen über den Ankauf und Verwendung der 
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Ware, Über den Vertrieb der Fabrikate, zu deren Herstellung 
sie benötigt wurde und alle Yierteljabre einen beglaubigten 
Auszug aus denselben der Verwaltung vorlegen, wobei alle 
anormalen Fehlbeträge aufgeklärt werden milssen. Bei auaser- 
ordentlichem Verlust an relativ denaturierter Ware infolge 
Betriebsstörungen etc. ist der Regie sofort Anzeige zu machen. 
Industrielle, welche neben dem relativ denaturiertem Alkohol 
in einem anderen Zweige ihres Geschäftes auch absolut oder 
gar nicht denaturierten Sprit verwenden, müssen diese ver- 
schiedenen Betriebe getrennt halten, wenn sie die Regie nicht 
ausdrücklich davon dispensiert. Diese kann ihnen sogar ge- 
statten, die Denaturation in ihrem eigenen Geschäft vornehmen 
zu lassen, wenn sie die hierzu notwendigen Greräte besitzen 
und den Beamten der Alkoholverwaltung Reise- und Unter- 
haltungskosten vergüten. 

Wir sehen, die Verwaltung kommt oder kam den In- 
dustriellen in hohem Hasse entgegen, das ganze System der 
freien Privateinfuhr, das durch die Novelle von 1905 auch 
seine gesetzliche Bestätigung finden sollte, ist f^r dieselben sehr 
vorteilhaft, da es ihnen die Möglichkeit gibt, bei niederen 
Auslandspreisen im Ausland, bei günstigeren Monopolpreisen 
bei der Regie zu kaufen. Denn diese kann, wenn sie auch 
die denaturierten Waren zum Selbstkostenpreis abgeben soll, 
nicht allen Schwankungen des Marktes folgen, sie ist ge- 
zwungen, einen mittleren Preis aufzustellen, der bald höher, 
bald niedriger sein wird als der bei direkter Einfuhr. Im 
allgemeinen wird man allerdings annehmen dürfen, dass die 
Regiepreise Über den Marktpreisen stehen, da sie auch heute 
noch mit den Amortisationsquoten für die Brennereientschädi- 
gungen belastet und ausserdem die hohen Preise des einhei- 
mischen Brennproduktes, das von der Verwaltung hier und 
da auch zur Herstellung denaturierter Ware verwandt wor- , 
den ist, die Gestehungskosten in die Höhe schrauben. Ausser- 
dem sind die Verwaltungskosten des Monopols gar nicht so 
niedrig. Wir geben nachfolgend eine Tabelle, aus welcher 
die Aufschläge der Alkoholverwaltung auf denaturierte Ware 
seit Einführung des Monopols zu ersehen sind: 
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Denaturierte Ware. 





Einkauf 


V«k.uf 


Überachuss 


1888 


8,62L 80 


9,906. 40 


1,424. 60 


1889 


293,686. 68 


262,162. 28 


31,684. 40 


1890 


1,614,614. 31 


1,234,261. 47 


220,247. 16 


1891 


1,568,786. 61 


1,692,940. 90 


184,166. 89 


1892 


1,708,857. 70 


1,855,342. 25 


95,484. 66 


1898 


1,696,925.22 


1,796,936. 61 


99,010. 29 


1894 


1,622,772. 06 


1,841,574. 88 


818,802. 82 


1896 


1,646,978. 91 


1,964,201. 15 


317,225. 24 


1896 


1,616,690. 89 


1.994,268. 44 


378,577. 65 


1897 


1,551,402. 80 


2,069,934. 16 


508,681. 85 


2898 


1,671,104. 22 


2,115,386. 44 


444,282. 22 


1899 


1,799'698 62 


2,229,914. 86 


430,316. 23 


1900 


1,794,825. 82 


2,190,266. 90 


898,429. 88 


1901 


1,761,686. 17 


2,376,627. 78 


614,081.61 


1902 


1,686,377. 61 


2,409,476. 11 


929,098. 61 


1903 


1,449,808. 90 


2,431,772. 66 


981,968. 05 


1905 


1,919,721. 03 


2,628,360. 02 


708,688. 99 


1888/04 


24,649,667. 64 


31,131,318. 88 


6,481,665. 74 



Die DifiFerenz zwischen dem Einkauf- und dem Yerkaufs- 
wert stellt die Quote dar, welche zur Deckung der Kosten 
für Denaturierung, Transport, Verwaltung, Amortisation in 
Rechnung zu stellen ist. Die Quote variiert alle Jahre, sie 
betrug z. B. 1895 Fr 8.87 per q, 1897 Fr. 12.08, 1898 Fr. 1119, 
ist also immerhin ganz beträchtlich. Der grössere Teil des 
Sprites, der zu relativ denaturierter Ware bestimmt war, ist 
daher direkt importiert worden ; es betrug der direkte Bezug : 

1889 22,861 q k 94/95« 

1890 3,453 , , 94/95» 
1895 5,908 , , 94/95« 

Seit 1. Januar 1906 wird nun keine Bewilligung mehr 
für direkten Import erteilt. Wir glauben aber nicht, dass 
diese Ordnung der Dinge lange werde bestehen können, ein 
auf 5 Jahre festgelegter ßohstofl^reis ist für eine Industrie, 



ly Google 



— 101 — 

die im In- und Ausland der schärfsten Konkurrenz ausgesetzt 
ist, ein Ding der Unmöglichkeit. Es wird also dem Bundes- 
rat nichts übrig bleiben, als entweder für eine neue Periode 
von 5 Jahren mit Umgehung der Gesetze die Einfuhr zu ge- 
statten oder aber noch einmal sein Glttck vor der Bundes- 
versammlung mit einer Novelle wie die im Winter 1905 ab- 
gelehnt« zu versuchen. 

Dieser relativ denaturierte Sprit wurde 1900 in 250 
Fabriken, die 21 verschiedenen Industrien uigehören, ver- 
arbeitet, am zahlreichsten sind dabei diejenigen fOr Lacke und 
Firnisse (88), dann kommen diejenigen fttr chemische und 
pharmazeutische Produktion (47), Seife und Parfümerien (25), 
Tinkturen und Essenzen (22), Essig (20) etc. 
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ZWEITER TEIL. 



Die staatswlrtsehaftUchs fisdeotiug der Schweiz, 
ilkoholgesetzgebnng. 



§ 8. Br2*ttogettnnne und Bruttoverluste. 

Der erste Teil unserer Arbeit hat gezeigt, in wie loyaler 
Weise man bei der Oestaltung des Monopols auf die privat- 
wirtschaftlicheii Interessen Rücksicht genommen hat und wir 
haben auch bereits Anlass gehabt, auf die schädigenden Folgen 
hinweisen müssen, welche diese weitgehende Berücksichtigung 
privater Ansprüche auf die Finanzlage des Monopols und da- 
mit auf dessen fiskalische Ergiebigkeit haben müsse. Einen 
mßglichst hohen Gewinn für den Staat herauszuschlagen, das 
war aber, wie wir wissen, einer der Hauptgründe für die Auf- 
richtung des Monopols, die beiden Interessensphären kamen 
also hier in scharfen Kontrast zu einander zu stehen. 

Gehen wir nun zur eingehenderen Besprechung der Finanz- 
lage des Monopols über, so hängt seine fiskalische Ergiebig- 
keit äusserlich genommen, von zwei Faktoren ab : 

1, von der Höhe der Bruttogewinne aus Vertrieb und 
Besteuerung der gebrannten Wasser, 

2. von der Hohe der Verwaltungsunkosten ; die Differenz 
zwischen beiden Posten bildet den Nettogewinn des 
Monopols, welcher an die Eantone zu verteilen ist. 
Wir betrachten zunächst den ersten derselben. 
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Am Bruttogewinn der Älkoholverwaltung sind natürlicli 
Tor allem die zum Trinkkonsum bestimmten gebrannten Wasser 
beteiligt; wie wir gesehen haben, hat aber auch der Tertrieb 
■denaturierter Ware einen solchen zu Terzeichnen, während 
der Verkehr in Gebinden in der Betriebsperiode 1887 — 1904 
«inen Verlust von total Fr. 56,052.62 au&uweisen hat. Auf 
die einzelnen Poeten verteilt betragt daher der Rohgewinn 
der erwähnten Betriebsperiode für 

Ginbauf Verkauf Bruttogewinn 

Triokbranntwein 74,799,794.22 176,944,85ai7 102,146,063.95 

<Uzu MouopolKebflhren - — 11,799,339.98 11,799339.98 

Denaturierte Ware 24,649,657.64 81,131318.88 6,481,666.74 

Gebinde 1,323,365.94 1,267,303.32 &6,0ß2.62 . 



Total 100,772,70680 221.142.814.86 120,426,069.67 

I Den Verkehr mit denaturiertem Sprit kömien wir hier 
unbesprochen lassen, da wir ihn bereits im vorhergehenden 
§ 7 eingehend behandelt haben. Dagegen werden wir uns 
hier 11. mit dem Gewinn an Trinksprit etwas eingehender 
befassen mUssen. Was die Entwürfe dieses Postens während der 
zweiten Periode anbetrifft, so ersehen wir, wie auf eine anfäng- 
lich langsame Vermehrung des Gewinnes von Fr. 4,918,081.95 
im Jahre 1887/88, auf Fr. 6,347,853,07 im Jahre 1892, ein 
Rückschlag von über eine Million Franken folgt, der 1894 
seinen Tiefstand mit Fr. 5,484,660.94 erreicht. Von da an 
folgt dann wieder eine Periode aufsteigender Tendenz, die 
1898 mit nahezu 7 Millionen Übersehuss den höchsten Roh- 
gewinn zu verzeichnen hat. Die nachfolgenden Jahre 1898/04 
dagegen zeigen keine einheitliche Tendenz mehr, ihr Ertrag 
schwankt zwischen 5,1 und 6,3 Millionen Franken jährlich. Im 
ganzen genommen zeigt sich während der Periode 1887/04 
eine Zunahme des Ertrages nm etwas über eine Million 
Franken. 

An dem Totalbetriebsüberschuss von Fr. 105,300,325.17 
ist der Gewinn auf Trinkbranntwein wie folgt beteiligt: 
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Aakauf 


Verkauf 




1888 


4,781,919.86 


9,700,101.80 


4,918,082.9&- 


1889 


4,033,982.68 


9,677,642.47 


5,643,659.89- 


1890 


4,750,809.62 


11,632,804.66 


6,681,995.04 


1891 


6,237,087.80 


11,797,322.62 


6,670,234.72 


1892 


6,696,248.48 


11,944,102.19 


6,347,853.71 


1898 


6,039,761.68 


11,316,350.75 


6,276,609.17 


1894 


4,289,682.30 


9,767,719.67 


5,478,037.27 


1895 


4,380,686.— 


9,826,346.94 


6,444,660.94 


1896 


4,240,28080 


10,519,767.66 


6,279,481.76 


1897 


4,216,622.40 


10,995,228.87 


6,779,706.47 


1898 


4,306,799.12 


11,268,491.40 


6,961,692.28 


1899 


4,484,446.69 


10,834,708.0« 


6,350,261.42 


1900 


8,966,653.03 


10,152,637.08 


6,186,984.0» 


1901 


3,607,423.70 


8.676,619.53 


6,169,195.83 


1902 


3,634,960.62 


8,876,428.80 


6,241,468.18 


1903 


4,147,156.71 


9,689,257.83 


6,642,102.19 


1904 


4,137,384.09 


10,291,433 24 


6,164,049.16 


1888/04 


: 74,799,794 22 


176,944,858.17 


102,145,063.95 


d.h. 


im Durchschnitt: 


mit Fr. 6,008,533. 



Gehen wir nun etwas näher auf die Geschäftspraxis der 
Älkoholverwaltuug ein, um uns ein Bild davon zu machen, 
wie dieser Rohgewinn zustande kommt. 

1. Die Regie verkauft Sprit und Trinkbranntwein nur in 
Quantitäten von wenigstens '/« Faes, was etwa einer Menge 
von 125—150 1 entspricht, die Verkäufe werden jedoch immer 
nach dem Gewicht abgeschlossen, da die Temperaturschwan- 
kuDgen auf das Volumen des Alkohols einen variierenden Ein- 
fluss haben. Die Verwaltung betreibt also nur Grosshandel. 
Dieser kannte nun sowohl durch die Administration direkt, als 
auch unter Vennittelung von Kommissionäreu durchgeführt 
werden ; man zieht das erstere vor, obwohl der Kommissions- 
betrieb bequemer gewesen und vielleicht auch weniger bureau- 
kratisch, kaufmännischer zu Werke gegangen wäre : man. 
glaubte durch direkten Verkauf dem Konsum grössere Garan- 
tien bieten, uud es vermeiden zu können, zugunsten einiger 
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weniger Kaufleute ein Privilegium aufzurichten. Die Liefe- 
rungen weiden an jedermann gemacht, aber nur gegen Bar-i 
Zahlung und ohne Kabatt bei grösseren Aufträgen. Alle Be- 
stellungen mfiseen direkt an die Bemer Zentral-Verwaltung 
gerichtet werden, welche sie sodann nach einem vom Bundes- 
rat festgestellten Yerteilungsplan den einzelnen Depots zur 
AusfQhrung zuweist; fUr Bestellungen, die direkt an das De- 
pot gerichtet worden sind, Übernimmt die Regie keinerlei 
Verantwortung. Im allgemeinen ist unter den Konsumenten 
eine Tendenz, unter Umgehung der Grossisten direkt bei der 
Alkoholverwaltung einzukaufen, nicht zu verkennen, diese 
haben aber doch immer noch die Kundschaft derjenigen Leute, 
die entweder auf Barzahlung nicht eingerichtet sind, oder aber 
weniger als 150 1 bedürfen. Wenn sie jedoch mehr als 150 1 
benötigen, haben sie ein Interesse daran, sich an die Regie 
zu wenden, da diese die Transportkosten bis zur dem Besteller 
nächst gelegenen Bahn- oder Schiffestation bestreitet. 

Im allgemeinen lehnt die Verwaltung eine Verpflichtung 
zur Lieferung bestimmter ausländischer Spritmarken ab und 
liefert nur Sprite von bestimmten Typen. Indessen ist sie 
auf lebhafte Reklamationen hin fUr Kahlbaumsprit von diesem 
Grundsatz abgewichen, und liefert nunmehr auf ausdrückliche 
Bestellung auch diesen. So beschaffte sie 1904 2269,78 q, 
1903 2057,49 q, 1902 2128,20 q und 1901 2280,84 q. dieser 
Spezial-Marke, gegen 3544,14 q gewöhnlichen Weinsprit und 
2344,15 q gewöhnlichen Primasprits im selben Jahre 1901. 
Die Verkaufspreise werden nach Artikel 4 des Älkoholgesetze« 
von Zeit zu Zeit vom Bundesrat neu festgesetzt, sie können 
jedoch nicht niedriger als 140 Ft. per mq. ä 95" und nicht 
höher als 140 Fr., per hl ™ 175 Fr. per q sein. Dieser Mazi- 
malpreis ist aber immer noch niedriger angesetzt als der 
Steuerzuschlag der Nachbarländer, man hoffte so den Schmug- 
gel zu vermindern. Die Marken der Alkohol-Verwaltung 
sind nun : 

I. Weinsprit 95 "/o Monopoimarke AVW in der Qualität 
den besten absolut neutralen, aus filtriertem Kartoffelspiritus 
hergestellten deutschen Weinspriten entsprechend; Preis 
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175 Fr. per 100 kg Nettogewicht = Fr. 142.60 per hl ä 95 
ohne Gebinde. 

n. Primasprit 95 "/o MoDopolmarke AVP, Preis: 

a) Primasprit Kahlbsum 175 Fr. per 100 kg — 
Fr. 140.97 per hl, 

b) Gewöhnücher Primasprit 173 Fr. per 138.63. 
m. Feinsprit 1967» Monopolmarke AVT in der Qualität 

den gut rektifizierten Spriten der den Österreichisch-ungari- 
schen Märkten entsprechende 170 resp. 136.08 Fr. 

IV. Rohspiritus verschiedener Oradstärke (in der Regel 
90 — 95*/o) aus den inländischen Brennereien zum Preise von 
170 Fr. per q ohne Gebinde. Bei der Abgabe dieses Boh- 
spiritus wird ausschliesslich Eartoffelspiritus mit hdchstens 
1 Vi7o alkoholischer Tenmrelnigung verwendet. Während 
der Übergangsperiode waren diese Verkaufspreise bedeutend 
niedriger, sie betrugen: 

für AVW 152 Fr. per q, 
„ AVP 146 „ „ q, 
„ AVF 140 „ „ q. 

Man wollte durch diese niedrige Preisaormierung ver- 
hindern, dass die Inhaber der im Lande befindlichen Vorräte 
ihren Verdienst ungerechtfertigterweise noch mehr ver- 
grOsserten und fürchtete auch (vergl. § 4) durch allzuhohe 
Preise den Schmuggel aus Deutschland und Österreich, wo 
der Sprit damals noch bedeutend billiger war, zu beffirdem. 
Und dann wollt« man auch der Entwicklung der monopolfreien 
Brennerei nicht allzu viel Anregung bieten. Nachdem aber 
nach Einführung einer starken Besteuerung in Deutschland 
und Österreich die ausländischen Spritpreise gestiegen, und 
die einheimischen Vorräte erschöpft waren, wurden die Preise 
sukzessive erhöht, bis sie nun heute annähernd das im Gesetz 
vorgeschriebene Maximum erreicht haben. 

Sämtliche Preise verstehen sich netto ohne Gebinde. Von 
der Alkoholverwaltung gelieferte neue Fässer werden extra 
berechnet und können nicht zurückgegeben werden (s. unten). 
Liefert der Käufer die Gebinde, so trägt die Älkoholverwal- 
tung die Frachtkosten für Eisenbahn und Dampfboot zum 
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Lagerhaus; immerhin wird das Porto nicht zurückerstattet, 
wenn der Abnehmer es selbst entrichtet hat, und ebenso hat 
derselbe Sür die Preisdifferenz aufzukonunen, wenn er seine 
Fässer statt per Fracht- per Eilgut schickt. Bis 1897 wurde 
dem Käufer auch eine GebQhr fUr das Umfüllen berechnet, 
die jährlich 12—13,000 Fr. einbrachte, vom 1. Januar 1897 
aber, mit Rücksicht auf zahlreiche Beschwerden, nicht mehr 
erhoben wurde. Sind die eingesandten Fässer beschädigt, so 
wird der Käufer auffordert, sie durch andere zu ersetzen 
oder die Keparaturkosten zu bezahlen, während die Regie 
selbst Oberhaupt keine Verantwortung für in nicht von ihr 
gelieferte Fässer gefüllten Sprit übernimmt. För Fässer, 
welche ungefüllt länger als einen Monat im Lagerhaus be- 
lassen werden, ist endlich noch eine Gebühr von Fr. 2 für 
den ersten und Fr. i für jeden weiteren Monat zu entrichten. 
Die Zahlungen sind zum voraus, gleichzeitig mit der 
Bestellung an die Bundeskasse, zuhanden an die Alkohol- 
verwaltung zu entrichten und kfimien bis zum Betrage von 
10,000 Fr. portofrei per Mandat eingesandt werden. Der Be- 
trag der Zahlung ist in dem Bestellschem anzugeben, die Be- 
stellung selbst wird nur ausgeführt, wenn von der Bundeskasse 
eine Bescheinigung Über richtigen Empfang der zu entrich- 
tenden Summe eingegangen ist. Überschüssige Zahlungen 
werden binnen acht Tagen retoumiert, niemals aber als An- 
zahlung für spätere Bestellung überschrieben, da die Alkohol- 
verwaltung keine laufenden Bechnungen (Kontokorrente) er- 
öffiien will. Schecks werden nur dann akzeptiert, wenn sie 
in Bern zahlbar sind, eine Massregel, die man wohl kaum 
anders als Schikane bezeichnen kann, doch wird hierin die 
Eröfbung des Postscheckverkehres Erleichterung geschafEen 
haben. Bei Scheckzahlungen erfolgt der Versand der Ware 
erst nach Einlösung des Schecks, bei Sendungen gegen Nach- 
nahme trägt der Empfänger die Kosten ; Nachnahmesendung 
tritt auch dmm ein, wenn die vom Besteller eingesandte 
Summe kleiner ist, als der von der Alkoholverwaltung in 
Rechnung gestellte Betrag, Soweit Ober Preise und Zahlungs- 
modus. Da jedoch die Verkaufspreise seit 1888 so ziemlich 
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konstant geblieben sind, hängt der Gtewinn der Alkoholver- 
waltung weniger von der Höhe ihrer Verkäufe, als von 

2. der Höhe ihrer Einkaufspreise ab, die ihrerseits ver- 
schieden sind je nachdem es sich um Einkäufe im Inland oder 
im Ausland handelt. Da wir die Verhältnisse der einheimi- 
schen Produktion schon anderwärts in extenso dargestellt 
haben, so können wir uns hier mit einer kurzen Angabe der 
von 1887/04 bezahlten durchschnittlichen Preise begnügen 
und gehen dann sofort zur Beschaffung der Auslaudsware über. 
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Zu dem Durchschnittspreis von Fr. 86,52 sind noch 
die Transportkosten von der dem Brenner ztmächst gelegenen 
Eisenbahnstation bis zum Lagerhaus, zu rechnen, da diese ja 
nicht vom Brenner, sondern von der Regie getragen werden. 

Die vorhergehende Übersieht zeigt uns, dass von gerin- 
gen Schwankungen abgesehen, die Inlandpreiee sich wöirend 
der Betriebsperiode so ziemlich gleich blieben, -die Chancen 
des mehr oder weniger grossen Gewinnes des Monopols liegen 
daher ausser in der Grösse des Konsums vor allem in dem 
Preisstande der Äuslandmärkte. 

Nach Art. 1 und 2 des Alkoholgesetzes sind ungeföbr •/« 
des Landbedarfes durch Auslandwaren zu decken, die ursprüng- 
liche Freigabe des Handels mit absolut-denaturiertem Al- 
kohol und die dadurch bedingte Verminderung des Absatzes 
der Alkoholverwaltung hatten aber bewirkt, dass pro 1887/88 
ein relativ grösserer Anteil, d. h. '/, statt '/* des Total- 
bedarfes durch die Lilandsproduktion gedeckt wurde. Das 
wurde für die Zukunft vermieden durch die Einbeziehung des 
absolut-denaturierten Alkohols in das Monopol, sodass jetzt 
also wohl volle */* aus dem Ausland bezogen werden. Der 
Bezug dieser Ware geschieht direkt durch die Alkoholver- 
waltung, die zu diesem Zweck mit einigen 50 ausländischen 
Häusern, resp. deren schweizerischen Vertretern in Geschäfts- 
verbindung steht. Diese Agenten bezieben dabei gewöhnlich 
eine Provision von 1 "/o, die meisten der Häuser sind deutsche. 
Über die Prevenienz der Auslandsware in den letzten vier 
Jahren, über die mir Berichte vorliegen, gibt folgende Über- 
sicht Auskunft. 

Deutschland Osterr.-Urgarn Belgien 

191)1 84,960.92 39,230.42 991.78 

1902 26,775.68 46,346.60 -.- 

1903 36,709.41 32,404.90 — .— 

1904 2,040.04 64,273.61 2,627.01 

Auffällig ist der starke Rückgang des deutschen Anteils, 
den wir aber auch schon in den folgenden Üherblicken über 
die zehn ersten Betriebsjahre konstatieren können. (Mengen in q.) 
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IV. Rohspiritus. 
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Iq «diesen zehn Jahren betrug der Totalimport P""" i 
aus Deutschi, q 163,414 für Fr. 6,989,727.36 - 42.77 | 
aus Österr. q 588,977 fUr Fr. 19,506,117.42 = 33.12 [exd.ZoU 
aus Italien q 4,288 fOr Fr. 29,645,008.18 = 36.22 j 
Leider fehlten in den neuesten Berichten derartig de- 
taillierte Angaben, sodass ich fOr 1900/04 nur obige Zahlen 
aufstellen kann. 

Diese Zahlen zeigen deutlich, wie die deutschen Produkte 
vollständig von den österreichischen aus dem Felde geschlagen 
sind, soweit wenigstens die geringeren Qualitöten in Frage 
kommen, den Weinsprit liefert Deutschland auch heute noch 
allein, nur 1892/93 hat ihm Italien eine kleine Konkurrenz 
hereitet, vom Primasprit (Eahlbaum inbegriffen) liefert es 
immer noch rund 86,5 Vo- Der Vorteil Österreich- Ungarns 
hegt namentlich in den geringen Frachtsätzen, die auf die 
Preise loco Schweizergrenze recht günstig wirken, immerhin 
sind die Preisunterschiede, wie nachstehende Tabelle zeigt, doch 
nicht so sehr gross. Die Beteiligung der übrigen Länder ist 
sehr schwach. Russland und Rumänien kommen nur zu Be- 
ginn des Monopols als Lieferanten in Betracht, Italien trat 18')2 
mit kleinen Mengen in deren Reihe ein, schied aber schon 
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1894 wieder aus, Belgien erscheint erst seit 1900 und nur 
mit unregelmäesigen Anteilen in der Liste der einfahrenden 
Länder, während Frankreich zu teuer arbeitet, um ernstlich 
in Frage zu kommen. Dagegen hat Spanien, dessen Wein- 
spritindustrie in guter Entwiekelung begriffen ist, eventuelle 
Aussicht, sich an der Konkurrenz zu beteiligen. In den letzten 
Jahren galt sein Weinsprit bei uns kaum einige Franken mehr 
als der deutsche. 

' Die Preise der EffektivbezUge an ausländischen gebrannten 
Wassern franko Grenze unverzollt per 100 kg netto pro 
1896—1900 stellen sich wie folgt: 
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Die Einkaufsbedingungen der Akoholverwaltung weichen 
von den Usancen des gewöhnlichen Spiritushandels etwas ab. 
Ee dürfte interessant sein zur Vergleichimg mit den Ein- und 
Verkaufsusancen der schweizerischen Monopolverwaltung die 



ly Google 



allgemeinen Verkehrsbedingungen der Berliner SpirituB-Zen- 
trale ') hier mitzuteilen Dieselben lauten : 

Allgemeine Verkehrahedingungen 
der Zentrale für Spiritus- Verwertungen, Berlin, G. m. b. H. 

I. Der Normalgehalt eines Oebindes beträgt 600 1 reinen 
Alkohol bei gereinigtem und 650 1 bei ungereinigtem Brannt- 
wein ; der Normalgehalt eines Bassinwagen 12,0001 reinen Alko- 
hol bei gereinigtem und 10.5001 bei ungereinigtem Branntwein. 

n. Die Berechnung der Ware erfolgt nach Gewicht aus- 
schliesslich der Fässer unter Zugrundelegung Jer dem neuen 
Oewichtsalkoholmeter beigegebenen amtlichen Tafel ; bei Sen- 
dungen unter steueramtlicher Eontrolle ist die steueramtliche 
Festsetzung in der Fabrik oder Brennerei von welcher aus 
die Sendung geschieht massgebend. 

ni. Weicht die tatsächlich gelieferte Gesamtmenge von 
der Summe des Xormalgehaltes der laut Schlusschein zu lie- 
fernden Anzahl Gebinde bezw. Bassinwagen ab, so eifolgt die 
Ausgleichung bezüglich des Mehr- oder Mindergehaltes bei 
der letzten Lieferung nach Massgabe folgender Bestimmungen. 

1. Beträgt der Unterschied der gelieferten Gesamtmenge 
und der Summe des Normalgehaltes nicht mehr als 
ÖVo "1er letzteren und weicht der Kaufpreis um nicht 
mehr als 3 Mk. per 100 1 reiner Alkohol von den 
Tagespreisen der letzthin festgestellten Spiritusver- 
wendung ab, so wird der vertragliche Kaufpreis für die 
tatsächlich gelieferte Menge in Rechnung gestellt. 

2. Beträgt der Unterschied zwischen der gelieferten und der 
Normalmenge mehr als 5*/^ der letzteren oder weicht 
der Kaufpreis um mehr als 3 Mk. vom Tagespreis 
der Zentrale ab, so wird bei einer Mehrlieferung das 
Plus zum Tagespreis berechnet, während bei einer Min- 
derlieferung 

') Gegründet den 29. März 1899, durch Okereiakommen zwischen 
Bevollmächtig len der Brenner und der vereinigten Spritfabriken. Zweck: 
ProduktionabeEchrankung und PreiseiiiShung. Vertragsdauer bia iS08. 
Ober Verlängerung derselben ist mir noch nichts bekannt, trotzdem die 
Verhandlungen hierüber schon 1905 begannen. 
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V.) wenn der Tagespreis höher ist, als der Kaufpreis die 

auf das fehlende Quantum sich ergebende Differenz dem 

Käufer vergütet wird, 

b) wenn der Tagespreis niedrieger ist, als der Kaufpreis, 

die auf das fehlende Quantum sieh ergebende Differenz 

dem Käufer belastet wird. 

Als Tagespreis der Zentrale gilt derjenige Preis zu welchem 

die Zentrale am Tage der letzten Lieferung gleichartige Ware 

unter gleichartige Bedingungen allgemein zum Kauf anbietet. 

IV. Bei Versendung von unter steueramtlicher Kontrolle 
befindlichen Ware haftet der Käufer für den vollen Betrag 
der in der Fabrik oder Brennerei festgestellten Verbrauchsab- 
gabe auf unversteuerte Ware nebst Zuschlägen nach Masegabe 
des Branntwein-Steuergesetzes vom 24, Juni 1887 bis zur 
endgültigen steueramtlichen Elrledigung des die Ware beglei- 
tenden VersenduBgsscheines. Etwaige Fehlmengen auf dem 
Transport und die dafür durch die Steuerbehörde von der 
Fabrik oder Brennerei als fixtrahenten etwa erhobene Abgabe 
hat der Käufer zu tragen. 

Die Effektuiening von Aufträgen auf unversteuerten Brannt- 
wein erfolgt, sofern nicht ausdrücklich etwas uideres vereinbart 
ist, ausschliesslich unterSteuerverschlussmitVersendungsscheinl. 

In allen Fäll^, in welchen die Steuerbehörde Sicherheit 
verlangt, hat solche der Käufer zu leisten, welcher überhaupt 
für die rechtzeitige Erledigung des Versendungsscheines Sorge 
za tragen hat. 

V. Die Gebinde werden von dem Verkäufer leihweise 
hergegeben und bleiben, sofern nicht ausdrücklich etwas an- 
:dere8 vereinbart ist, dessen Eigentum. 

Eiserne Fässer sind binnen zwei Wochen, Holzgebinde 
binnen vier Wochen in gutem Zustande unbeschädigt frankiert 
an den Verkäufer zurückzusenden. Geschieht dies trotz zwei- 
maliger, unter Innehaltung einer Zwischenfrist von einer 
Woche erlassener schriftlicher Mahnung nicht, so ist Ver- 
käufer nach Ablauf einer weiteren Woche mit dem Tage der 
letzten Mahnung berechtigt, entweder für die Folgezeit Leih- 
gebühr von M. 0.50 für jedes Fass, gleichviel welcher Art 
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und örösee und jede angefangene Woche zu berechnen oder 
die Bezahlung der Gebinde zu verlangen und zwar für ein 
ganzes Holzgebinde M. 36.—, für ein halbes Holzgebinde 
M. 24. — , fUr ein ganzes Eisengebinde M. 60. — , fUr ein halbes. 
Eisengebinde M. 36. — , für ein Oxhost M. 18. — , für ein Barrel 
M. 5. — , andere Fässer nach Wert. 

VI. Geschieht die Lieferung in Bassiuwagen, so stellt 
Verkäufer solche mietfrei. Die Entleerung der Wagen ist 
innerhalb 48 Stunden nach Eintreffen der Wagen vorzunehmen. 
Bei späteren Entleerungen ist Verkäufer berechtigt, eine Leih- 
gebühr von M. 10. — pro Tag und Bassinwagen zu berechnen» 
soweit nicht die Verzögerung durch das Steueramt verursacht 
wird. DerKäuferhat sofort nach der Entleerung die Rücksendung 
der Wagen gemäss der Vorschrift des Verkäufers zu bewirken. 

VII. In den von dem Verkäufer gestellten Bassinwagen 
und Fässern darf nicht denaturiert werden, widrigenfalls Ver- 
käufer berechtigt ist, den vollen Wert der Fässer (siehe Nr. V). 
und bei Bassinwagen die Reinigungskosten und den Ersatz des. 
entstandenen Schadens mit mindestens M. 100. — für jeden 
Wagen zu berechnen. 

VIII. Die Verladung erfolgt auf Abruf des Käufers. Der 
Käufer ist verpflichtet, innerhalb der ersten Hälfte eines Mo- 
nats oder soweit die Lieferzeit kürzer ist als ein Monat, vor 
Beginn derselben dem Verkäufer schriftlich anzuzeigen, wann 
die Verladung von ihm gewünscht wird. Dem Verkäufer steht 
ein Spielraum von fünf Werktagen vor und acht Werktagen nach 
dem gewählten Verladungsterminen zu. Diese mUssen so gewählt 
sein, dass der dem Verkäufer zustehende Spielraum innerhalb des 
betrefifenden Monats in welchem die Lieferung erfolgen soll liegt. 

Bei verbundenen Monaten ist die gekaufte Menge in mo- 
natlich gleichen Teilmengen abzunehmen 

IX. Bestellungen zu prompter Lieferung werden baldtuu- 
lichst, spätestens innerhalb 10 Tagen vom Empfangstage des 
Auftrages an gerechnet, ausgeführt. Die Bestimmungen unter 
I. in, Vni, X finden auf dieselben keine Anwendung. 

X. Kommt der Käufer mit Abnahme der Ware in Ver- 
zug oder ruft er dieselbe nicht unter genauer Beobachtung 
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der vorstehend (VIII) festgesetzten Fristen ab,- so hat Verkäufer 
das Wahlrecht, enl^veder die Abnahme der JtUligen Lieferungen 
jederzeit innerhalb der bedungenen Lieferfrist zu verlangen 
oder die Lieferung auf den nächsten Monat zu verschieben, 

Macht der Verkäufer von dem Recht der Verschiebung 
Oebrauch, so erhöht sich der Preis der zu liefernden Ware 
um M. 0.60 per hl vom Alkohol für jeden Monat, ura wel- 
chen die Lieferung hinausgeschoben wird. 

Verlangt Verkäufer bis zum Ablauf der bedungenen Lie- 
ferfrist nicht sofortige, so gilt die Verschiebung der rück- 
ständigen Lieferung auf den nächsten Monat unter der vor- 
gedachten Preiserhöhung als vereinbart. 

XI. Käufer darf, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart ist, die Verladung nur nach dem Orte seiner Hand- 
lungsniederlassung verlangen. 

XII. Zahlung erfolgt portofrei netto Easse. 

Erfolgt die Regulierung für Rohepiritus nicht innerhalb 
acht Tagen, für alle anderen Waren nicht innerhalb 14 Tagen, 
vom Tage der Fakturen, eo ist Käufer verpflichtet, dem Ver- 
käufer Zinsen mit 1 "/o <il>ßi' den am Tage der Faktura gül- 
tigen Wechselzinsfuss der Reichsbank vom Tage der Faktura 
ab zu vergüten. 

XIII. Verkäufer ist berechtigt, sofern nicht besondere 
Marken verkauft sind, die Lieferung von der Fabrik oder dem 
Lager einer jeden, der Zentrale für Spiritusverwertung als 
Gesellschafter angehörenden Spritfabrik zu bewirken Ent- 
steht in solchem Falle für Branntwein und Fastage eine 
Überfracht, so hat diese der Verkäufer dem Käufer zu ersetzen, 
während andererseits der Käufer dem Verkäufer eine etwaige 
Minderfracht zu vergüten bat. 

Wenn nun die schweizer. Alkohol-Regie Einkäufe machen 
will, so fordert sie die mit ihr in Verbindung stehenden 
Firmen auf, ihre Offerten einzureichen. Firmen, welche der 
Verwaltung schon einmal geliefert haben, können auf den 
15. eines jeden Monats für die bezogenen Marken neue Offerten 
event. auch auf telegraphischem Wege machen. Diese sind 
unter einer der drei Marken, die wir schon kennen, zu machen 



ly Google 



- 116 — 

und müssen begleitet sein von einem ca. Vi 1 enthaltenden 
versiegelten Muster. Die Preise sind anzugeben bei Sprit per 
100 kg netto 96" — • 11,838 Literprozente und bei Bohspiritus 
per 10,000 Literprozente. 

Die Ware hat bei 15" Celsius eine Alkoholstärke von 
96**; Sprite, die bei ihrer Ankunft weniger messen, können 
den Lieferanten zur Verfügung gestellt werden, oder es müssen 
dieselben für alliUllige Mindergrade eine Vergütung leieten. 
Die Transportkosten trägt der Lieferant, den eidgen. Grenz- 
zoll die Alkoholverwaltung, ausländische ExportvergUtungen 
kommen der liefernden Firma zu, die aber gehalten ist nach 
Bedarf Reservoirwagen frei beizustellen. Die meisten Ge- 
schäfte, welche die Alkoholverwaltung auf Grund dieser Be- 
stimmungen abgeschlossen hat, sind Termingeschäfte, die hie 
und da auf über Jahresfrist hinaus abgeschlossen worden sind. 
So hatte z. B die Verwaltung im Jahre 1893 (auch hierfür 
fehlen in den immer dUnner werdenden neuesten Berichten 
detaillierte Angaben) folgende Kontrakte abgeschlossen : 
2m liefern im Laufe des Jahres 1894. 
3,750 q Weinsprit ä 47.68 exkl, Zoll 
7,250 , Primasprit , 42.35 „ 

29,000 „ Feinsprit , 36.36 „ 

Im Latife des Jahres 1895. 
8,586 q Weinsprit ä 48.01 exkl. Zoll 
5,168 , Primasprit . 42.69 , 

33,751 , F einsprit ,37.10 „ , zus. pro 1894/95 

87,505 q zu durchschnittlich Pr. 39.19. 

Im Budget fUr 1899 aber erklärte die Uegie, dass bei- 
nahe der gesamte Jahresbedarf durch Terminverträge in der 
Gesamthdhe von 118,150 q zu einem Mittelpreis von Fr. 54.35 
inkl. ZqII vergeben sei, so dass für freien Bezug in dem be- 
treffenden Jahre nur noch 1800 q Weinsprit übrig blieben. 
Diese Termingeschäfte haben einen ausgesprochen spekulativen 
Charakter und die Verwaltung hat es sich denn auch nicht 
entgehen lassen, zu verschiedenen Malen in ihren Berichten 
darauf hinzuweisen, dass die Einkäufe sehr vorteilhafte ge- 
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wesen seien. Ein Versuch, nach den jeweiligen Tageskursen 
zu kaufen, wurde zwar im Berichte pro 1891 in Aussicht ge- 
stellt, wurde aber nicht beibehalten, in ihrem Bericht pro 
189S berechnete die Regie vielmehr, dass sie durch ihre Termin- 
geschäfte von 1889/93 eine Ersparnis von rund 228,000 Fr. ge- 
macht habe, weil sie, wenn sie zu Tageskursen gekauft hätte« 
5,419,953 Fr hätte bezahlen müssen statt der 5.191,530 Fr., 
welche sie wirklich bezahlt hat. 

Vergleichen wir nun zum Schlüsse dieses Abschnittes noch 
kurz die durchschnittlichen Auslandspreise inkl. Zoll mit den 
irüher mitgeteilten Verkaufspreisen, so ergibt sich folgende 
Übersieht der durchschnittlichen Monopolaufschläge : 

Sorten: EiDkaiif: Verkauf: Aufschlag: 

1. Weinsprit 74.57 

2. Kahlbaumsprit 67.07 

3. Primasprit 67.07 

4. Peinsprit 60.82 

5. ßohspiritus 69.15 

6. Inland. Spiritus 97.50 
Es ergibt sich darnach also auf Auslandsware ein unge- 
fährer Preisaufschlag von 100 Fr. pro q, der um etwa 30 Fr. 
grösser ist als derjenige auf Inlandsware. In diesem Aufschlag 
sind nun die Kosten der Verwaltung, der Lagerungs- und 
Frachtepesen enthalten, aber auch nach Abzug derselben bleibt, 
wenn wir sie analog der fiir denaturierte Ware angenommenen 
Quote auf ca. 8 Fr. per q annehmen, ein reiner Zuschlag von 
über 92 Fr per q bestehen. Wir gehen nun über zur Be- 
sprechung des 3. Einnahmepostens der Alkoholverwfdtung, 
nämlich der Monopolgebühren auf Qualitätsspirituosen. Diese 
setzen sich zusammen: 

1. Aus den an der Landesgrenze bezogenen Gebühren; 

2. aus der von der einheimischen Fabrikation erhobenen Steuer; 

3. aus den in Strafften ausgesprochenen Bussen. 

Die unter 1. erwähnten Gebühren beziehen sich im wesent- 
lichen auf Qualitätsbranntwein, auf gewisse zur Bereitung 
solcher dienende ausländische Rohstoffe und auf die mit 
Alkohol hergestellten pharmazeutischen Produkte, Parfüme- 
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100.43 


175 


107.93 


173 


104.93 


170 


109.18 


170 


100.86 


170 


72.60 
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rien, Kosmetika und hochgradigea Weine, der unter 2. ge- 
nannten Gebühren-Besteuerung unterliegen eine Reihe im In- 
land hergestellter Qualitätsspirituosen. Ea wQrde aber viel 
zu weit führen, wollte ich alle diese zahlreichen Produkte 
und Präparate im einzelnen auSBliren, ich verweise in dieser 
Beziehung auf P. Wolf, Schweizerische Bundesgesetzgebung, 
Band 1890, Bd. I, pag. 692. Die MonopolgebUbr beträgt im 
allgemeinen 80 Fr. per q (für die einzelnen Abweichungen, 
die sehr zahlreich sind, verweise ich ebenfalls auf Wolf). 
Die Gebühr wird jedoch zurückerstattet: 

1. Bei Wiederausfuhr monopolp&ichtiger Ware; 

2. wenn die besteuerten Rohstoffe oder Produkte nachge- 
wiesenermaesen nicht zum Brennen verwendet, oder wenn 
es sich um solche gebrannte Wasser handelt, die zu 
technischen oder Brennzwecken verwendet worden sind; 

3. wenn bei Bemessung der Gfebühr Irrtümer unterlaufen sind ; 

4. wemi der Bezüger das Recht der Exterritorialität besitzt. 
Pur die ganze Betriebsperiode 1887/04 erhalten wir daher 

folgendes Bild: 



lahr 


Monopolgebflhren 


ROckeraUltung 


Nettoertnig 


87/88 


1,132,034. 04 


443,323. 70 


688,708. 34 


1889 


572,143.16 


3,294. 75 


672,143. 16 


1890 


779,052. 63 


12,024. 63 


767,027. 41 


1691 


824,817. 31 


6,166. 83 


822,327. 64 


1892 


912,871. 97 


19,154. 81 


893,717. 16 


1893 


632,626. 04 


21,688. 29 


610,957.73 


1894 


697,689. 99 


25,061. 32 


672,638. 67 


1895 


656,981. 89 


35,907. 68 


620,074. 68 


1896 


697,766. 18 


86,440. 33 


661,814. 85 


1897 


704,150. 46 


30,115. 40 


674,085. 06 


1898 


730,292. 55 


29,702. 11 


700,610. 44 


1899 


723,125. 24 


28,914. 14 


694,211. 10 


1900 


679,440. 68 


24,776,93 


665,263. 66 


1901 


698,849. 06 


13,926. 94 


684,422. 12 


1902 


713,666. 12 


19,016. 86 


694,640. 26 


19(M 


716,467. 27 


18,115. - 


698,352. 27 


1904 


711,645. 40 


22,649. 61 


689,096. 79 
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Anf die einzetnen Komponenten verteilen sich die Roh- 



einnahmen wie folgt: 










an der Grenze 


Inland Prod. 


Straten 


Total 


1887/88 


1,077,386.54 


264.- 


641.80 : 


1,132,034.04 


1889 


578,951,86 


857. 40 


1,128. 66 


672,143. 16 


1890 


773,780, 20 


2,016.34 ; 


3,226 60 


779,052, 63 


1891 


824,817. 31 


1,929. 76 


736. 41 


824,817. Bl 


1892 


909,866. 82 


984.66 : 


2,530. 60 


912,871. 97 


1893 


616,716. 57 


10,007.86 


902. 62') 


632,626.04 


1894 


637,035. 36 


10,169. 04 


496.60 


697,689. 99 


1895 


645,714. 47 


15,196. 12 


71.30 


666,981. 89 


1896 


693,771. 77 


8,166. 91 


826.50') 


697,765. 18 


1897 


702,184. 66 


1,409.90 


56«.- 


704,150. 46 


1898 


724,188. 46 


6,106. 60 


47.60 


730,292. 55 


1899 


718,882.09 


4,175. 56 


67.60 


723,126. 24 


1900 


669,990. 70 


8,632. 46 


917. 43 


679,440. 58 


1901 


693,218. 98 


4,940. 36 


189. 73 


698,349. 06 


1902 


708,068. 47 


5,497. 66 


— 


713,666. 62 


1903 


710,926. 77 


4,204.— : 


1,336. 60 


716,467. 27 


1904 


705,886. 94 


4,781. 21 


977.26 


711,646. 40 




58,842. 20 


Auf 


die Hauptrubriken verteilten 


. sich 1904 


die an der 


Grenze bezogenen Gebühren wie folgt 








Bnbrik 


Rohertrag 1 


RflckeraUttnng Reinertrag 


Rohstoffe für Destillation 


118,229.36 


12,344.77 


103,984.59 


Branntwein und Liköre 


506,076.73 


1,012.17 


604,064 56 


Wermut 




8,698.62 


— .— 


8,693.62 


Starke Weine 


7,327.50 


48.84 


7,281.66 


Pharmazeutische Produkte 18448.94 


34.96 


13,113.98 


Parftlmerien 


33,353.28 


18.27 


88,386.01 


Chemische Produkte 


19,609.66 


9,086.40 


10,423.16 


Essenzen 




446.06 


— . — 


446.06 


Feste EutschUigung 


95.— 


— .— 


95- 


Diverses 


Total 


53.17 


153.37 


100.20 




706,033.11 


22,695.78 


683,337.33 


dazu gerechnet die im Inland bezahlten Gebuhren 5,758.46 




gibt den Totalreinertrag von Fr 
«riffen Fr. 8S6.27 ,bei anderen AnlBssen" e 


689,096.79 


1) iDb, _ 


rhobene nicht 










•) IdU 
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An Rückerstattungen wurden, wie aua vorliegenden Ta- 
belleu zu entnehmen ist, durchschnittlich zirka Fr. 25000. — 
ausgegeben, dem Rechtegrund nach verteilen sich diese auf 
die vier ausgefQhrten Ursachen wie folgt: 

Spezifikation der fillckeratattaDgen. 





Fflr Wieder. 


Nicht 2. Brennerei 








•uefeb 


verw. Rofaitoffe 


Irrtum 


Exterr, 


1888 


8,679. 38 


434,561. 96 


— 


184.36 


1889 


671. 17 


1,742. 18 


316. 66 


664.85 


1890 


866.81 


10,374. 64 


346.41 


436. 77 


1891 


400.80 


4,672. 63 


40.— 


142.90 


1892 


1,326. 67 


17,344, 27 


86.26 


398. 61 


1898 


363. 37 


20,849. 48 


97.90 


857.34 


1894 


729. 47 


23,992. 77 


85.08 


299.- 


1896 


1,136. 96 


34,300, 06 


77.28 


394,28 


1896 


687.12 


36,495 86 


26,08 


232,27 


1897 


697.54 


29,370. 59 


92.27 


64,40 


1898 


623. 31 


28,880. 48 


160.92 


117, 40 


1899 


1,167. 86 


27,605. 87 


260,42 


— 


1900 


615. 48 


23,491,73 


37.72 


132 — 


1901 


959.27 


12,916 46 


13 96 


88,26 


1902 


484.67 


18,618. 04 


18.16 


— 


190ij 


678. 36 


17,385. 76 


60 89 


— 


1904 


1,182. 44 


21,236. 16 


129 Ol 


— 



Was bei Durchsicht dieser Tabellen vor allem aufiFallen 
muss, ist das geringe Erträgnis der inländischen Fabrikation. 
Die grossen Schwankungen, denen dasselbe susgesetzt ist,, 
können, aber auch nur dadurch, erklärt werden, dass in den 
verschiedenen Jahren verschieden schwer besteuerte Sorten 
hergestellt worden sind, was die M!enge anbetrifft, so nennt 
die Alkoholverwaltung gerade für die Jahre, die die grössten 
Schwankungen aufweisen, d. h. für 1892 — 97 ungeföhr gleich 
grosse Zahlen, nSmlich rund 2000 q hl ä 50". Dividieren wir 
daher die Ertragsziffer durch diese Uengenziffer, so erhalten 
wir als durchschnittlichen Steuerfuss der in Frage stehenden 
Jahre 
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für 1892 einen Betrag von Fr. —.50 pro h] ä 60" = Fr. 1.— pro hl = Fr. 1.16 
., 1893 „ „ B«7.50,„„,^„ IB.— , n = r 17.48 

B 189* n n „„ 4.80 „„,„=, 9.60 „„= „ 11-19 

n 1896 n r n , 4.87 , „ „ „ = „ 9.74 „ „ = „ 11.86 

Die durchschnittliche Monopolgebtihr auf Rohstoffe zu 
Destülationezwecken mit rund Pr. 3.50 eingerechnet, erhalten 
wir also als durchBchnittliche Steuerbelastung in den Jahren 
1892-95 

für 1892 einen Betrag von Fr. 2.66 per q ä 95" 
, 1893 , - , , 20.98 , , . , 

. 1894 , , , , 14.69 , , , , 

, 1895 , , , , 14,85 , , , „ 

Es ist dies wohl nicht anders als durch die obige An- 
nahme der Fabrikation verschiedener Sorten zu erklären. 
Diese Zahlen zeigen uns daher auch, wie minim die Belastung 
Oberhaupt, wie übergross dagegen, bei einem Verkaufspreis 
von gewiss nicht unter Fr. 175. — (Monopolpreis für "Wein- 
sprit) der Gewinn der inländischen Fabrikanten sein muss; 
ziehen wir für Gestehungskosten ca. 50—60 Fr. ab, so bleibt 
selbst im Falle der höchsten Belastung immer noch ein Rein- 
gewinn von 90—100 Fr., zuhanden der Fabrikanten. Es 
ist jedoch höchst zweifelhaft, ob eine solche Durchschnitts- 
belastung von Fr, 20,98 pro q in Wirklichkeit bestehe. Wir 
haben diese Zahl rechnerisch erhalten, indem wir die Ertrags- 
ziffer des Jahres 1893 durch die von der Alkoholverwaltung 
gelieferte Mengenangabe dividierten, es fragt sich aber sehr, 
ob diese Mengenangabe von nur 2000 hl richtig sei. Nach 
dem Bericht von 1893 wurden im Jahr 1893 an Rohstoffen 
für Destülationszwecke 7,704,501 kg — 77,045 Meterzentner 
eingeführt, wovon ca 6000 q exportiert wurden. Ich erhalte 
die im Bericht nicht enthaltene Zahl durch Division des för 
, nicht zum Brennen verwendeten Rohstoffe" zurückerstatteten 
GebQhrenbetrages von Fr. 20,849.48 durch 3,5, d. h. durch die 
durchschnittliche MonopolgebUhr auf Rohstoffe zu Destillations- 
zwecken, Bleiben also zum inländischen Verbrauch minde- 
stens 70,000 Meterzentner, wobei wir ausser acht lassen, das» 
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im Vorjahre 1892 infolge der ZoUtarifverhältmsee eine starke 
Antizipation der Einfuhren von Bohetoffen (q 139,806 kg) statt- 
ge&nden hatte. Rechnen vir nun hOchstena 10 q RohBtoff = 
1 q Alkohol & 95^ so bekommen wir aus diesen 70,000 q eine 
Produktion von 7000 q Alkohol 4 95' « 7360 q ä iW = 
14,720 q 50" gradiger Branntwein. Davon dürfte nun aller- 
dings ein erklecklicher Teil auf Produkte entfallen, die nicht 
noch einer inländischen Frabrikationssteuer unterliegen, ^nmer- 
hin ist es aber doch wahrscheinlich, dass die monopolpflich- 
tigen Waren einen grösseren Anteil daran haben, als ihn die 
Regie ihnen beimisst. Auf jeden Fall aber sehen wir, dass 
der hohe Glewinn der inländischen Brennerei eine sehr starke 
Produktion derselben zur Folge hat, was sich schon aus den 
ßohsto£Gmporten pro 1889 — 1893 darstellt, sie betragen: 

1889 1890 1891 1892 1893 

kg 2,898,799 5,352,351 8,491,545 9,139,806 7,704.501 

Wir dürfen daher ruhig annehmen, dass die Schätzung 
der Alkoholverwaltung, welche eine Steigung der monopol- 
freien Produktion von 16,000 hl im Jahre 1890 auf 32,000 hl 
im Jahre 1895 annimmt, noch weit hinter der Wirklichkeit 
zurückstehen wird. Auf die Finanzen des Monopols kann 
diese starke Freiproduktion aber nur einen sehr schädigenden 
Einfluss haben; in der Tat gingen ihre Nettogewinne in den 
Jahren 1890—95 rapid zurück, während allerdings die Jahre 
1896 — 98 wieder starke Zonahmen zu verzeichnen hatten. 
Seither ist die Tendenz aber wieder eher eine fallende und 
es wäre dringend zu wünschen, dass alle Produkte gebräunter 
Wasser der Steuerpflicht, sei es durch den Bund, sei es durch 
die Kantone unterworfen würden. 

Damit haben wir die Einnahmeposten erledigt, es bleibt 
uns noch ein kurzes Wort über 

rV. das Konto für Fasswerk und Gebinde. 

Sämtliche Preise der Alkoholverwaltung verstehen sich 
ohne Gebinde, die Gebinde der von ihr eingekauften Spiri- 
tuosen werden, wie schon oben bemerkt, auf ihre Kosten an 
den Aufgabeort zurückgesandt, sie selbst gibt nur Kauf-, keine 
Iieihgebinde ab, gestattet aber dem Besteller eigene Gebinde 
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zur Füllung frachtfrei nach den von der Alkoholverwaltung 
zu bezeichnenden Verkaufadepots zu senden. Die mit Sprit 
gefällten neuen F&eaer werden von ihr als Eaufgebinde ab- 
gegeben und sind zum Preise von 

Fr. 7 für ganze Gebinde | per 100 kg dbUo 
„ 9 „ halbe , ; der im Fasse «it> 

12 viertel I haltenden Sprits 

vom Käufer zu übernehmen. Einmal gebrauchte leere Gebinde 
werden in den Preisen von 

Fr. 44.97 per Stück für ganze Gebinde (1889 Fr. 36.—) 

■ 26.97 , , , kleine , ( , , 21.—) 

, 16.91 , , , 74 . ( . . 15.-) 

, 40.- , , . , Extra „ i\ , ---) 

, 6.86 , B , Petroleumtomien ( , , — . — ) 

abgegeben; dagegen liefert die Alkoholverwaltung weder '/g 

Gebinde noch ovale Gebinde irgendwelcher Grösse. (Bericht . 

1887/88, pag. 64.) Eine Zusammenstellung der Erträgnisse 

resp. Verlust aus dem Verkehr mit Fässern gibt folgende Tabelle. 





Ankauf 


Verkauf 


Differenz 


1888 


381,023.22 


366,397.86 


- 16,626.87 


1889 


124,673.02 


99,457.40 


— 25,215.62 


1890 


168,681.70 


139,502.67 


- 19,129.03 


1891 


84,088.06 


76,186.96 


- 7,861.10 


1892 


68,580.40 


67,078.66 


— 1,601.74 


1893 


118,737.19 


114,480.97 


- 14,306.22 


1891 


66,141.92 


62,649.12 


- 3,492.80 


1896 


72,836.26 


74,734.— 


+ 1,898.74 


1896 


45,678.29 


49,179.- 


H- 4,500.71 


1897 


34,366.62 


38,641.50 


+ 4,289.98 


1898 


41,678.60 


42,466.70 


+ 887.20 


1899 


27,614.40 


29,149.- 


+ 1,629.60 


1900 


82,028.40 


38,139 — 


+ 6,11060 


1901 


27,866.70 


31,502.- 


+ 4,146.30 


1902 


18,200.62 


21,260.- 


+ 8,059.48 


1903 


15,838.16 


18,449- 


+ 2,660.86 


1904 


16,149.60 


19.081.- 


+ 2,886.40 


1888/190. 


4 1,323,365.94 


1,267,903.32 


66,062.62 
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Darnach haben also die ersten Jahre der Regie nicht 
unbeträchtliche Verluste aus dem Verkehr mit Fässern ge- 
bracht, während die Gewimie der letzten Jahre so wenig ina 
(rewicht fallen, dass sie noch nicht die ersten Einbussen haben 
gut machen können. So unbedeutend nun der ganze Posten 
ist, so wäre doch zu wünschen, dass auch hier die Älkohol- 
verwaltung darauf sehen würde nicht unter dem Selbstkosten- 
preis, in welchem ja auch eine entsprechende Quote fQr die 
allgemeinen Verwaltungskosten inbegriffen ist, zu liefern, eine 
geringe Erhöhung der oben mitgeteilten Preise wäre uniso- 
weniger bedenklich, wenn sie auf die Trinksprithefening be- 
schränkt würde, da es ja absolut nicht geboten erschemt, dem 
Trinksprit hesondere Vorteile wie die eines allzu billigen 
Fasswerke zu gewähren. 

§ 9. Die allgemeinen Vencaltungsunkosten. 
Wir haben in Vorstehendem die Rohgewinne der Regie 
auf Trinkbranntwein etc. behandelt, unter dem Titel der all- 
gemeinen Verwaltungsunkosten fassen wir nunmehr alle die- 
jenigen Ausgaben ins Äuge, die nicht speziell einem der be- 
sprochenen Kosten zugeschrieben werden können. Sie zerfallen 
in 5 Gruppen (vgl. die Generalübersicht pag, 125.) 

1. Verwaltung der Zentralstelle sowie der Lagerhäuser 
and Anstalten. 

2. Unterhalt und Komplettierung des Materials. 

3. Amortisation und Verzinsung der aufgenommenen Kapi- 
talien und der nicht ausbezahlten Entschädigungen 

4. Transportkosten. 
6. Drawbacke, 

Wir betrachten zunächst I. die Kosten für die allgemeine 
Verwaltung und in Anschluss daran zugleich auch die unter 
2 und 3 genannten Posten (vgl. hierzu die Spezialühersicht 
pag 128). 

Die Verwaltung des eidgenössischen Alkohohnonopols ist 
laut Gesetz und den dasselbe interpretierenden Bundesratshe- 
schlQssen im grossen ganzen Sache des eidgenössischen Finanz- 
departements, welchem mit Beschluss vom 15. März 1887 eine 



ly Google 



125 



SpezialVerwaltung für das Älkoholwesen unter der Direktion 
E. W. Milliet's angegliedert wurde. Den Eassendienst dieser 
Verwaltung besorgt einstweilen noch die Bundeskaase, während 
der Bezug der EingangsmonopolgebUhr von der Zollverwaltung 
und der Postverwaltung erledigt wird. 

(An diese Verwaltung leistet die Regie jährlich gewisse 
Entschädigungen, deren Höhe aus Tab. S. 128 ersehen werden 
mag und die zum grössten Teil der Zollverwaltung zufiiessen ) 

Allgemetne eeschSftsankosten 1888/1904. 



Jihr 




MmlarUI* 


Tnoipiirt- 


Sri» hack« 


Zlas«D 


1888 


383,791.60 




64,84636 


49,071.61 


49,071,61 


1889 


311,135.33 


99,336 02 


130.21911 


97,669.60 


97,669.50 


1690 


333,303 63 


652.— 


186,679.39 


164,403,32 


154,403.32 


1891 


327,286 81 


20,267.41 


198,898.07 


104,077,13 


104,077.13 


1892 


386,29242 


54,506-- 


197,086.91 


128,840,67 


128,84067 




404382.80 


a8,116.06 


200,188,16 


164,fi51,82 


164,651.82 


189i 


399,135.73 


28,76410 


183,131,59 


171,724.96 


177,660-80 


1895 


344,026.66 


19,032.62 


188,994-08 


224,079.05 


166,355 97 


1896 


386,392.23 


13,718-69 


207,444,77 


207,077,— 


119,058.05 


1897 


41&,288 20 


20,176.14 


279,346.10 


197,657.30 


76,025.27 


1898 


427,5;-i7.37 


10,31141 


237,085-42 


187,863,36 


24,79360 


1899 


416.945,78 


9,306-78 


231,727,16 


207,431.26 


7,95970 


1900 


434,0b6,12 


19,366,97 


236,161.90 


198,927.90 


5,699.30 


1901 


436,089.66 


14,240.56 


222,925,43 


146,905,90 


21,698.— 


1902 


415,684.92 


122,480.23 


215,399.34 


169,934,50 


18,979.73 


1903 


442,749,37 


14,312,03 


240,702.06 


166,861,15 


8,980.96 


1904 


405,629.44 


17,151.80 


258,390-02 


186,590,05 


11,725,0» 


88/04 


6,717,717.87 


486,637.81 


3,929,729.86 


3,138,517.02 


1,302,189.32 



Die Durchführung des Art. 13 des Alkoholgesetzes ist 
dagegen dem Departement des Innern unterstellt (Aufsicht 
über die Verwaltung des Alkoholzehntels) , welches durch 
periodische Konferenzen mit Delegierten der Kantone eine 
einheitliche Durchführung der den Kantonen überlassenen 
Kontroll- und Verordnungsrechte betr. Kleinhandel und mono- 
polfreie Brennerei, Alkoholzehntel und Wirtschaftegesetzgebung 
vorbereiten soll. So sind es also eine ganze Reihe von eid- 
genössischen Verwaltungen, die mit der Durchführung des 
Monopolgesetzes betraut sind. 
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Die Hauptlast der Arbeit hat allerdings die allgemeine 
Alkoholverwaltung (K^gie des Aleools) zu tragen, die ihrer- 
seits nun auch wieder verschiedene Dienstzweige umfasst 
nämlich 

1. Die Zentralverwaltung, d. h. die Direktion und das 
chemische Laboratorium in Bern, sowie ein nach Genf 
detachierter, höherer EontroUbeamter. 



Die Beamten der Zentralverwaltang. 



Jahr 


Beamte 


.rÄm 


Uaiu AuBhDUs 
pere. im Ta^es 
durchschmtt 


Besoldung 


1887 


10 


6,07 


? 


68,691,60 


1888 


16 


12,93 


? 


68,1.66.05 


1889 


22 


19,36 


? 


82,381.— 


1890 


29 


26,70 


? 




1891 


29 


29,96 


? 


91,665.— 


1892 


30 


29,66 


? 


113,387.- 


1898 


32 


31,89 


? 


107,484.— 


1894 


33 


33,00 


? 


122,800 — 


1895 


33 


33,00 


0,92 


123,000 — 


1896 


33 


33,00 


0,68 


128,390- 


1897 


33 


33,00 


050 


128,987.- 


1898 


33 


32,68 


0,37 


135,620 — 


1899 


33 


31,81 


0,98 


132,831- 


1900 


33 


31,78 


y 


134,236 — 


1901 


33 


30,62 


1,68 


142,524.15 


1902 


33 


31,16 


1,30 


133,208.36 


1903 


33 


31,05 


1,93 


139,612,86 


1904 


33 


30,00 


1,70 


133,041.86 



Einen annähernden Massstah fUr den Umfang der von 
diesem Personal bewältigten Arbeit in deren mehr mechanischen 
Teilen gibt die Zahl der Fakturen für die durch die Alkohol- 
verwaltung in Verkehr gebrachten gebrannten Wasser 
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Fattnren 






Jabr 


FM Mngi 

Trink, u. 
Indiutriesprit 


im ganzen 


perT« 


1 


18871 

1888/ 


1 

64.660 


1.326 
6.626 


181 
18} 


9,42 


1389 


69.436 


10.698 


84 


5,93 


1890 


98.772 


18.434 


69 


6,09 


1891 


100.648 


22 284 


71 


4,51 


1892 


101.932 


26.036 


80 


4,07 


1893 


99.721 


26.763 


86 


3,73 


1896') 


100.904 


29.009 


96 


3,48 


1897 


107.464 


31.609 


100 


3,40 


1898 


111.966 


32.966 


106 


3,40 


1899 


109.137 


32 464 


103 


3,36 


1900 


107.367 


32.950 


106 


3,26 



I!Qr die folgenden Jahre fehlen die Angaben. Aus den 
vorstehenden Angaben geht aber doch hervor, dasa die Be- 
lastung des Personals während der betrachteten Zeit im Jahre 
1900 am gröBsten war, trotzdem der Spritabsatz sich in den 
letzten Jahren im wesentlichen gleich geblieben war. Der 
ßrund fQr diese Erscheinung liegt darin, dass die Spritbezüger 
mit Umgehung des Zwischenhandels sich immer häufiger direkt 
an die Monopolverwaltung wenden, was sich dann auch darin 
äussert, dass die einzelnen Bestellungen kleiner werden: 
während 1887/1888 auf eine Faktur noch durchschnittlich 
9.42 q. Bestellmigen kamen, sind es 1900 nur 3,26. 

2. Der Eontrolldienst in den Brennereien. Er wird in 
den 9 zu diesem Zwecke eingerichteten Kreisen, Bern, Burg- 
dorf, Lyss, Herzogenbuchsee, Solothum, Basel, Winterthur, 
Freiburg und Stein a Bhein von 9 Kontrolleuren auegeübt, 
deren einer 4100, die andern je 3900 Fr. beziehen, alle zu- 
sammen also 36300 Fr.; dazu kommen noch Kosten fUr 

') (Fflc die Jabre 1894 and 18% finden sich in den BerichUn 
keine Angaben ; das vermehrt natürlich die Arbeitslast und erklärt die 
stariien Zunahmen der Beamten, die wir seit Beginn des Monopol» ver- 
folgen können) 
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Reise, Transporte, GratJflkationeD etc., sodass die Kosten für 
die Brennereikontrolle in toto bedeutend höher zu stehen 
kommen. 

3. Die Verwaltung der eidgenössischen Depots in Burg- 
dorf (seit 1S90) Bomanshom (seit 1892) Delsberg und fUr die 
dem letzteren angegliederte Rektifikationsanstalt. Drei andere 



Die Kosten der CresanitTerwaltnng nach einzelnen Posten 
gereebnet. 













VergOhrnp.« 










EiportlereD 




J.1U- 








und Rom- 


Pon-imd 




er- s 


k».™.!. 


Ver«'«ltaiig 






1888 


136,477.74 


73,152.60 


109,179-06 


19,901.76 


66,080.46 


1889 


122,633,70 


41,561.46 


86,644.39 


6,501.25 


50,794-54 


1890 


124,907.4& 


45,665.95 


107,989.82 


4,740.41 


49,991- 


1891 


124,835.25 


45,006.99 


106,778.16 


4,416.11 


46,200,- 


1892. 


146,316.10 


44,506.85 


133,729.43 


4,438.90 


67,307.14 


1893 


1&4.Ö94.23 


40,734.60 


149,651,77 


3,302.aO 


51,200.— 


1894 


170.923 04 


46,768.60 


125,967.24 


4,236,75 


51,200,— 


1895 


170,534.91 


47,151.96 


122,629.68 


2.510.— 


51,200.- 


1896 


169,100.28 


46,639.50 


118,939.46 


6,513.- 


46,200 — 


1897 


176,289.— 


48,242.65 


143327.76 


1,719.- 


45,209.79 


1898 


184,730.42 


50,796.90 


144,620.57 


1,79050 


46,700.- 


1899 


173.433.83 


49,352.15 


143,769.30 


58485 


49,815.66 


1900 


191,21136 


50,532.15 


145,215.31 


2.487.40 


44.645.90 


1901 


193,945.37 


51,613.72 


143,311.06 


3,039.35 


43,180.06 


1902 


173.213.60 


43,307.60 


162,802.37 


1,510.60 


44,850.86 


1903 


175.304.45 


42,041.40 


177,816.32 


2,498.80 


45,089.40 


1904 


177,35439 


41.91240 


138,869.75 


1,67945 


46,823.45 


1888|19M 


2,765,805.12 


812,984.27 


2,245,629.74 


827.488.92 


827,488.22 


srs 


54,720.69 


35095 


53.214.36 


4,823.80 


8,971.09 



Summa 1904 
Steigerung gegen 



405,629.44 
1889 94,486,11 



Lagerhäuser in Aarau, Basel und Buchs werden nicht von der 
Hegie selbst verwaltet, sondern sind von ihr nur gemietet, 
während die Verwaltung in der Hand der Eigentümer belassen 
wurde. Während diese gemieteten Depots mit verhältnis- 
mässig nur geringem Kostenaufwand für ihre jetzigen Zwecke 
umgebaut wurden, sind die Regiedepots mit allen neueren 
Einrichtungen versehen in meistenteils neuen, sicher und zweck- 
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massig angelegten Cbb&uden unter gebracht, so daas sie alleo 
an SpirituBhäuser gemachten Anforderungen genügen. Die 
Kosten des Ankaufsbaues und der Äusrüstimg betrugen: 
Chemiegebäude Bern Fr. 160,921.62 

Regiedepots in Burgdorf „ 561,239 90 
„ Delsberg „ 644,661.56 
„ Romanshorn „ 596,580.70 
Mietsdepot in Romanshorn „ 9,390.75 
(aufgehoben) 
„ Aarau „ 58,260.06 

„ Basel „ 23,850.82 

„ Buchs „ 9,023,27 

Keservoirwagen „ 22,215 — 

Diverses 1,907.55 

Total Fr- 1,960,542,23 

Die Kosten für die Instandhaltung des darin befindlichen 
Materials, sowie der Apparate für die Rektifikation und Dena- 
turation, welch letzere in den Depots von Delemont und 
Romanshorn stattfindet, betragen von 1887-1904 Fr. 436,537.31. 
Wir schUessen unseren Abschnitt über die Kosten der 
Monopolverwaltung mit einer Darstellung des von ihr im Jahre 
1904 tagesdurchschnittlich beschäftigten Gesamt-Personals. 

Beamte Angestellte Aushülfen Arbeiten Total 
Zentralverw. 30,00 — 1,70 — 31,70 

Brennereikont. 8,00 _ _ _ 8,00 

Lagerhäuser 5,00 5,00 — 5,32 15,32 

Burgdorf 3,00 2,00 — 2,00 7,00 

Romanshor n 2,92 2,00 ^ " 4,11 9,03 

Total 48,92 9,00 1,70 11,43 71,05 

Es wäre nicht ohne Interesse dieses 7lköpfige Personal 
-der Monopolverwaltung zu vergleichen mit demjenigen, wel- 
ches seinerzeit zur Erhebung des Ohmgeldes und Oktrois 
notwendig war. So sei beispielsweise angeführt, dass allein 
«üe Erhebung des Genfer Oktrois im Betrage von Fr. 665,36,52 
(Fr, 482,246.98 auf Getränke und Fr, 182,990,54 auf andere 
Waren) die Anstellung von 82 Beamten (1 Kontrolleur, 17 
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Eiimelimer, 6 BrigadierB, 1 Appoint^, 21 Yisiteurs und 'i& 
VeDleure) mit einer Verwaltungsausgabe von Fr. 131,920,73^ 
bedingte. Diese Zahlen sind jedoch inaofem zum Vergleich 
nicht recht geeignet, weil es sieh dabei eigentlich um ZoU- 
angeetellte und Grenzwächter handelt, während das Alkohol- 
monopol bekanntlich die Abfertigung des gewöhnlichen Grenz- 
verkehrs der eidgenössischen Zollverwaltung Uberlässt, Besser 
schon lassen sich die Bezugskosten der erwähnten E!antone 
und Kommunal-Steuern zu den Verwaltungskosten des Mono- 
pols in bezug setzen. Dieselben betrugen 1901 einschliesslich 
der Kosten für den Unterhalt der Apparate Fr. 42,281.24 im 
Durchschnitt der Jahre 1900/04 ca. 440,000 Fr., während die 
Ausgaben zum Bezug der Ohmgelder und Oktrois in dem der 
Abrechnung zugrunde liegenden Jahrfünft 1880/84 pro anno 
307,130.64 betrugen. Dabei ist aber zu beachten, dass ein- 
mal die Ohmgelder etc. aus geistigen Getränken jeder Art im 
Jahresdurchschnitt nur 3,530,880 Fr. einbrachten, während 
das Monopol aus Branntwein allein den gleichen Interessenten 
jährlich nahezu 6 Millionen Fr. eintrug, das Monopol also doch 
relativ billiger arbeitet, zum anderen aber dann die Bezugs- 
kosten der Ohmgelder etc. lediglich einen werteichemden Cha- 
rakter trugen, die Verwaltungskosten des Monopols aber da- 
neben auch Elemente der Wertvermehrung (Rektifikation) in 
sich begriffen. Der Vergleich fällt also unstreitig zugunsten 
des Monopols aus. 

Im Anschluss an diese Auseinandersetzungen über die all- 
gemeine Verwaltungskosten mögen nun 

n. auch die Transportkosten kurz erwähnt werden, eine 
Zusammenstellung derselben nach Jahresbeträgen findet sich 
in der Tabelle über allgemeine Verwaltungskosten. Diese 
Transportkosten beziehen sich nicht auf die eingekauften 
Waren, dort erscheinen vielmehr die Transportkosten in 
den von der Aikoholverwaltung mitgeteilten Einkaufspreise 
eingerechnet, sondern auf die Spritlieferungen, welche von der 
Alkoholverwaltung portofrei bis zu der dem Besteller zu- 
nächst gelegenen Station besorgt werden, ebenso wie auf 
die kostenfreie Rücksendung der Gebmde. Diese Praxis 
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der Alkoholverwaltung ist nicht anzuerkennen. Sie hringt 
schon an sich eine verschiedene Behandlung der Abnehmer 
herbei, BezQgern, welche in nächster Nähe einer Station ihr 
Domizil haben, kommt der Sprit billiger zu stehen, als solchen, 
die veit von einer Bahn oder Schiffsstation entfernt, die ein- 
gekaufte Ware auf ihre eigenen Kosten event. noch eine weite 
Strecke transportieren müssen. Ein Antrag, diesen Leuten 
eine Preiserm&ssigung zu bewilligen wurde von der Betriebs- 
verwaltung abgelehnt. Abgelehnt sollte aber auch werden, 
dass die Alkobolverwaltung bei Trinksprit irgend welche 
Transportkosten Übernimmt, laut den Intentionen der Gesetze 
soll der Handel mit solchem beschränkt und nicht untersUtzt 
werden, ein jährlicher Mehrgewinn von rund 250,000 Fr. 
würde aber auch für das äskalische Ergebnis des Monopols 
nicht ohne Belang sein. 

Den dritten grossen Ausgabeposten bilden 

EQ. Die Drawbacks oder Steuerrückvergütungen. 

Die Bückerstattung von an der Grenze bezogenen Mono- 
polgebuhren haben wir bereits des näheren betrachtet, sie 
sind in den angegebenen Zahlen nicht inhegrÜfen. 

Art. 5 des Alkoholgesetzes lautet : 

,Bei der Ausfuhr von Erzeugnissen, zu deren Herstellung 
monopolpflichtiger Alkohol verwendet wird, ist die Menge 
desselben nach dem Verhältnisse, in welchem er bei der be- 
treffenden Fabrikation Verwendung findet zu ermitteln und 
es ist für den entsprechenden Monopolgewinn am Ende des 
B«chnungqahre8 Rückvergütung zu leisten". 

Diese Rückvergütung wird vom Bundesrat nach Massgabe 
des durchschnittlichen Unterschiedes zum Verkaufsanschaf* 
fungspreis, jedoch nur bei Mengen von über 20 1. berechnet. 

Dank dieser loyalen Bestimmungen ist die Ausfuhr und 
mit ihr natülich auch der Betrag der Drawbacks von Jahr 
zu Jahr gestiegen, erst die letzten Jahre zeigen wieder eine 
sinkende Tendenz, Nach den Berichten verteilen sich die 
exportierenden Pinnen pro 1897 — 1903 auf die Kantone Basel, 
Bern, Preiburg. Genf, Zürich, Zug (seit 1893), Graubünden 
und Wallis (seit 1899), Zürich fällt pro 1895 aus. 
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Wir fügen noch ein, dasa zur Zeit der Einführung des 
Monopoles noch ältere Warenvorräte an gebrannten Wassern 
vorhanden waren, auf denen eine Monopolbelastung nicht lag, 
infolgedessen war fUr dieselben auch keine Esportvergütung 
zu leisten. So blieb auch die bereite am 7. Juni 1887 erlas- 
sene öffentliche Aufforderung zur Anmeldung von Ansprüchen 
lange ohne Antwort. 

Das erste einschlägige Reglement datiert daher 'erst vom 
4, November 1897, welches durch die Verordnungen vom 
10 Februar, 2. März und U. September 1888 abgeändert 
oder ergänzt würde. Aus diesen verschiedenen Erlassen ist 
die Bestimmung einer doppelten Art der RUckvergtitungssätze 
hervorzuheben : 

1. Der in Art. 5 des (Jesetzes vorgesehene, am Schiuss 
des Rechnungsjahres nach den Ergebnissen der abgelaufenen 
Periode zu bestimmende und danach variierende Satz ; 

2. Ein fester Satz, welchen die berechtigten Esportfirmen 
gutfindenden Falls schon im Laufe des Rechnungsjahres anti- 
cipando beziehen können, bei dessen Annahme sie aber auf 
die Zuteilung einer Vergütung nach den Gnindsätzen von 
Art ö zu verzichten haben. 

Die Einfuhrung eines festen Satzes verfolgte den Zweck, 
den weniger kapitalkräftigen Esporteuren, denen es schwer 
gefallen sein würde, mit Bezug auf die ihnen zukommende 
Vergütung die Resultate eines vollen Geschäftsjahres abzu- 
warten, den Ausfuhrhandel zur erleichtem. Abgesehen von 
Esporteuren dieser Kategorie, fanden aber auch andere Kon- 
venienz, von dem Institut des festen Satzes Gebrauch zu 
machen, das übrigens im Rapport pro 1891 zum letzten Male 
erscheint. 

Durch Beschluss vom 15. August 1890 wurde für den 
zur Verstärkung von Exportwein verwendeten Monopolsprit 
Rückvergütung des Monopolgewinnes bewilhgt. Dabei wurde 
für das einem Hektoliter Wein beizusetzende Quantum Sprit 
bei Katurwein ein Maximum von 2, bei Kunstwein ein 
solches von 4 % "ler Weinmenge fixiert. Ebenso wurde den 
mehrfach geäusserten Wünschen der Exportfirmen entgegen- 
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kommend durch Beschluss vom 16. Februar 1892, die For-r 
dening der Eichung der Exportgebiade fallen gelassen und 
die Gewichtsgrenze, unter welcher für die ausgeführten Sen- 
dungen eine ßückvergHtung nicht geleistet wird, herabgesetzt, 
Nach demselben Beschlüsse werden den exportierenden Finnen 
auf ihr Schlussguthaben am Ende des Jahres jeweilen 3 per 
Mai, August und November verfallende zinslose Abschlags- 
zahlungen geleistet. 

Ziehen wir nunmehr auf Grund dieser beiden letzten 
Paragraphen die Bilanz des Monopols, so ergibt sich uns 
folgende Übersicht: 



Jahr 


Einnshmen 


Ausgaben 


OberMhuas 


1887A888 


10,769,138.89 


5,790,961.19 


4,973,162.70 


1889 


10,611,295.31 


5,252,429.29 


6,368,866.02 


1890 


13,773,596.11 


6,778,270.15 


6,995,326.96 


1891 


14,388,778.01 


7,770,863.27 


6,647,914.74 


1892 


19,750,240.26 


8,370,423.33 


6,379,816.93 


1893 


13,826,674.98 


7,866,939.62 


6,969,736.36 


1894 


12,344,582.24 


6,839,013.47 


5,506,568.75 


1895 


12,484,369.40 


7,081,982.94 


5,402,376.46 


1896 


13,214,529 85 


6,834,346.47 


6,380,184 08 


1897 


13,767,889.58 


6,787,773.83 


6,980,066.76 


1898 


14,156,863.98 


6,907,072.01 


7,249,781.97 


1899 


18,787,983.01 


7,184,826.32 


6,603,657.69 


1900 


13,036,294.93 


6,680,768.44 


6,366,636.44 


1901 


11,768,174.43 


6,186,225.01 


5,631,946.42 


1902 


12,001,705.17 


6,176,017.36 


5,825,687.81 


1903 


12,887,881.66 


6,485,807.72 


6,362,073.93 


1904 


13,627,980.06 


6,929,286.94 


6,698,634.11 



1887/1904 221,142,814.85 115,842,489.68 105,300,325,17 

Der durchBchnittliche Jahresertrag betraf also kaum 
6,2 Millionen Fr., das sind nicht einmal ganz 2 Fr. auf den 
hl reinen Alkohols. 

Pro 1905 ergibt allerdings der provisorische Rechnungsv 
abschluss, wie ich aus Zeitungsnotizen entnehme, 
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einen Eüinahmeüberschuse von Fr. 6,321,235-- 

Hierzu kommt der SaMovortrag des 
Vorjahres mit nmd , 273,765- 

80 dass ein TotalUberscfauss von Fr. 6,595,000- 

zur YeifDgung steht. 

Das Budget sah demgegenüber nur einen 
Einnahmeöberechuss von Fr. 5,735,000.— 
und einen Saldovortrag von , 265,000. — 
vor, so dass gegenüber dem 
Budget im Betrage von , 6,000,000 - 



der provisorische Abschluss «m Pr. 595,000, — 

im Vorsprung ist. 

Scheidet man nun aber das firtrSgnis pro 1905 nach den 
Hauptquellen, aus welchen es geflosaen ist, auseinander, so 
findet man folgende Ziffern: 



Trink sprit- Moaopol- 

verkauf gebühren 



Total-Saldo 



Rechnung 1904 6,009,538 689,096 6,698,634 

Budget 1905 5,050,000 685,000 5,735,000 

Prov. Rechnung 1905 5,348,350 972,885 6,321,235 

Die Einnabmesteigerung ist also hauptsächlich auf Rech- 
nung des MonopolgebObrenertrages zu setzen. Dieser Ertrag 
ist aber, wie leicht ersichtlich, ein vollstSndig anormiJer und 
hängt zusammen mit den antizipierten Einfuhren, welche im 
Hinblick auf die fUr 1906 zu gewärtigenden Zollerhöhungen 
stattgefunden haben. Normalerweise hätte daher der Monopol- 
ertrag wohl kaum mehr als die budgetierten 6 Millionen Fr. 
betragen. 

Die nationalrätliche Kommission, welche im Ctegensatze 
zu dem bundesrätlichen Entwürfe das Monopol vorschlug und 
deren Entwurf dem heutigen Bestand der schweizerischen 
Älkoholgesetzgebung zugrunde liegt, hatte auf ganz andere 
Erträgnisse gehofft, als sie folgende Berechnung aufstellte: 
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1. Jährlicbe Ejnnalimen : 

a) Verkauf V. 120,000 hl 
gewöhnl. Branntwein 

zu Fr. 156.20 Fr. 18,744,000 

b) Monopolgebühr auf 
5000 hl Qualitäts- 

branntwein ä 100 Fr. . 1,500,000 Fr. 20,244,000 

2. Jährliche Äuegaben: 

a) Ankauf von 8000 hl 
Auslands - Branntwein 

zu 40 Fr. Fr. 3,200,000 

b) Kegieerzeugung von 

25,000 hl zu 60 Fr. . 1,500,000 

c) Ankauf in den be- 
stehenden Brennereien 

15,000 hl zu 90 Fr. , 1,350,000 

d) Eontrolle und Ver- 
waltung , 300,000 

e) Unvorhergesehenes 150.000 „ 6,500,000 

Bleibt ein Überschuss von Fr, 13,744,000 

Dieser Entwurf war nun allerdings etwas stark opti- 
mistisch, hatte er doch nicht nur die Verwaltungs- und Ein- 
kaufskosten im allgemeinen viel zu niedrig eingeschätzt, sondern 
auch der Amortisation der zur ersten Einrichtung notwendigen 
Summen gar keine Rechnung getragen Weitere Schmälerungen 
der vorgesehenen Einnahmen bewirkten dann aber auch noch 
die von der Bundesverwaltung am Entwürfe vorgenommenen 
Korrekturen: Die Herabsetzung der Monopolgebithr von 100 
auf SO Fr., des maximalen Verkaufspreises von Fr. 156.20 
äuf 150 Fr., und nicht zuletzt die Bestimmung, dass der 
Bund nicht selbst brennen solle. Man rechnete aber dennoch 
auf einen Gewinn von rund 9 Millionen Fr jährlich und diese 
Aussicht trug nicht wenig dazu bei, dem (Jesetze bei der Ab- 
stimmung Freunde zu erwerben. Hinter dieser Erwartung ist 
nun allerdings das Monopol mit seinen 5 — 6 Millionen Fr. 
^ettoeinnahmen um abennals 3 Millionen, d. h. um ein volles 
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Drittel znrOckgeblieben, hat also wenigstens in dieser Beziehung: 
wohl die meietea Beiner damaligen Befürworter arg enttäuscht. 
Rekapitulieren wir nun nochmal, was wir im Verlaufe 
unserer Untersncbuiigen als Qrflnde ^ diesen Misserfolg 
kennen gelernt haben, so haben wir hauptsächlich folgendes 
zu erwähnen: 

1. Die allzuweitgebende Rücksicht auf die einheimische 
Brennerei, welche zur Folge hat, dase die Alkoholverwaltung 
ein volles Viertel ihres Bedarfes zu Preisen beziehen muss, 
die die Ausluidspreiee beinahe um das Doppelte übersteigen. 
Es resultiert hieraus fOr das Monopol ein jährlicher Verlust 
von zirka % Millionen Fr, 

2. Die allzugeringen Kompetenzen des Bundes in bezug 
auf die Überwachung des Kleinhandels und die nachlässige 
Haltung der Kantone in der Handhabung derselben. Es re- 
sultiert hieraus nach Schätzung der Alkoholverwaltnng selbst 
ein jährlicher Verlust von zirka 300,000 Fr. 

3. Die Steuerfreiheit derDestillation aus Beerenobst etc., die 
infolgedessen in starkem Masse zugenommen hat. Und endlich 

4. die allzugrosse Liberalität der Verwaltung in bezug 
auf Transport- und Gebindekosten bei Trinkspritlieferungen, 
welche eine unnötige Ausgabe von rund 250,000 Fr. jährlich 
zur Folge hat. 

Auf Qnmd dieser Aussetzungen wäre daher zu wünschen : 

1. Wenn möglich vollständiger Verzicht auf die Inland- 
produktion, oder dann doch wenigstens Ausübung der Brennerei 
durch den Bund. 

2. Einbeziehung jeglicher Art von Brennerei in die öffent- 
liche Steuerpflicht und Einrichtung einer einheitlich geordneten 
Kontrolle in bezug auf Fabrikation und Detailhandel. 

3. Überwälzung der Kosten fOx Gebinde und Transport 
auf den Konsumenten. 

g 10, Die Eraateansprüche der Kantone. 
Laut Alkobolgesetz sollte nun der Nettoertrag unter 
die Kantone verteilt werden, um denselben für die durch die 
Verfassung von 1874 beseitigten Gebühren und Steuern einen 
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Ersatz zu schsffen. Bevor wir daher auf die Abrechnung mit 
den Kantonen selbst eingehen wollen, dürfte ea ratsam sein; 
einen kurzen Blick zu werfen auf die vonnonopolitischea 
Steuerverhältnisee. Von Bundeswegen kam hierbei nur der eid- 
genSssiscbe GrenzzoU auf Einfuhrware in Betracht, er waD 
für Spiritus und Branntwein noch kurz vor Beginn der 86e» 
Revisionsbewegung erhßbi worden. Den Hauptanteil an den 
Oetränke-BeBteüemng hatten die Kantone, denen hierin noch 
volle Souveränität zugesichert war, obwohl der Grundsatz : 
direkte Steuern: Kantonssteuem, indirekte: (Zölle) Bundes- 
steuem schon damals in Kraft bestand. Die YerfÜgung von 
1848 begnUgte sich, die weitere Ausdehnung von Ohmgeldem 
in den alten Ohmgeld-Kantonen und deren NeueinfQhrung in 
den anderen Kantonen zu untersagen, anerkannte dagegen aus-- 
drücklich den Fortbestfmd derselben: die Unbilligkeit gegen 
die anderen Kantone, die in dieser Bestimmung lag, war mit 
ein Grund zum Aufhebungsparagraphen von 1874.') 

Sie Steuergesetzgebung der Kantone nun zeigt, wie nicht 
anders zu erwarten, kein einheitliches Bild; im allgemeinen 
können wir jedoch die zur Anwendung gebrachten Steuert 
formen in drei Haupttypen einteilen. 

I. Allgemeine Konsumsteuem auf Alkoholgetränke, die in 
die betr. Kantone eingeführt und daselbst konsumiert werden, 
die also im wesentlichen den Charakter eines Eingangszolles 
trugen. Sie bestanden: 

1. unter der Benennung Ohmgeld in den Kantonen Bemj 
Luzem, Uri, Glanis, Solothum, 

2. unter der Benennung Getränksteuem in den Kantonen 
Aargau und Wallis, 

3. als KoQsumsteuer oder KonsumgebUhr in den Kantonen 
Unterwaiden, Freiburg, Baeelstadt, GraubUnden, Tessin u. Waadti 

4. unter der Benennung Verbrauchssteuer in den Kan- 
tonen Zug und Baselland, 

5. als Oktroi in den Gemeinden Genf und Carouge. 

IL Fabrikationssteuem auf der Spiritus- und Branntwein^ 
brennerei und auf der Bierbrauerei. 

') Vgl, dieabezaglich die Einlehang. 
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m. Taxen AirYerwirtimgundEleinverkaufalkohoIiBcher Ge- 
tränke, sie beziehen sich nur auf das Recht der Verwirhmg, nicht 
aber wie das Ohmgeld auf die Menge der verwirteten Getränke. 

Von diesen drei Steuertypen kamen die ersten durch 
die eidgenössische Alkoholgesetzgebung, in Wegfall, während 
die Patenttaxen, die wir deshalb zuerst behandeln wollen, 
davon nicht berührt wurden. 

I. Die Bestimmung über diese Taxen Meten in den ein- 
zehien Kantonen ein buntes Bild. 

1. Eine Patentsteuer für den Eleinverkauf kannten nur 
noch wenige Kantone, nämlich Solothum, Freiburg, Zug, Bern, 
Luzem und Obwalden, ihre Höhe schwankte zwischen 5 und 
2000 Fr., je nach Grösse und Umfang des Gewerbes und je 
nach der Art des Getränkes, auf die sie sich bezog. In den 
Kantonen St. Gallen und Schaffhaueen war die Bewilligung 
zum Kleinverkauf an den Besitz eines Wirtschaftspatentes ge- 
knüpft, in GraubUnden und Scbwyz stand das Recht der Be- 
steuerung nur den Gemeinden resp. den Bezirken zu, in allen 
anderen Kantonen wurde von einer besonderen Besteuerung 
des Kleinhandels, vielfach sogar von einer Reglementierung 
desselben abgesehen. Erst nach Erlangung der eidgenössischen 
Gesetzgebung erhielten diese Patente wieder erhöhte Bestim- 
mung! Wichtiger aber als diese KleinhandelgebUhren waren 

2. die eigentlichen Wirtschaftspatenttaxen. Dieselben 
bestanden, teils selbständig, teils mit den unten näher zu be- 
sprechenden Ohmgeldem, verquickt in den meisten Kantonen, 
nur Neuenburg Genf und Glarus kannten sie nicht, während 
Tessin und Graubünden sie wiederum den Gemeinden'), Schwyz 
aber den Bezirken zur Ein^hrung überliess. Eine Darstellung 
aller dieser besonderen Bestimmungen, die heute ja doch 
meistens veraltet sind, würde uns zu weit führen, die Taxen 
waren teils jährlich zu bezahlende (z. B Nidwaiden, Zug, 
z. T. Freiburg, Basel, Schaffhausen, St. Gallen, Äargau, Wallis), 

') Es ist iDtereBsant zu sehen, wie dcis durch die sog Motion Hilty 
neaerdings akut ^wordene Prinzip der Gemeindeautonomte in hezug 
auf die Behandlung der alkoho). (ietrAnke in diesen beiden Kaatonen 
kJB zu einem gewissen Grade bereits seine Anerkennung gefunden hatte, 
bevor irgend jemand etwas von Lokaloption wussle. 
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teils in Zeiträumen von 4 bis 10 Jahren, teils waren sie ein- 
malige RonzessionsgebühFen für ein bestimmtes liokal in Ter- 
1>indung mit einer tlebQlir für Übertragung der Wirtschaft 
an einen anderen Besitzer, so z. B. für gewöhnliche Vfirtr 
Schäften in Freiburg (3000 bis 7000 Fr. Konzession und 400 bis 
1000 Fr. Übertragung), abgesehen von diesen Eonzeasions- 
gebühren schwankte die Hohe der Taxe je nach der Ordsee 
der Wirtschaft, die gewöhnlich nach Klassen bestimmt wurde, 
zwischen Fr. 5 und 2000, Küchliwirtschaften, Kaffeehallen 
sind gewöhnlich besonders schonend behandelt. Als Besonder- 
heit mag erwähnt werden, dass ZUrich tüi die Abgabe von 
Speisen eine besondere Gebühr von Fr. 38 — 175 erhob und 
diese Besteuerung auf seine 34 Wirtschaftsklassen so ver- 
teilte, dass gerade die unteren Klassen, die Fr. 51 gewöhn- 
liche Taxe zu bezahlen hatten, dadurch besonders schwer ge- 
troffen wurden. Solothum und Baselstadt erhoben besondere 
Zuschläge im Betrage von 40 7o der Wirtschaftspatenttaxe 
resp. von Fr. 100 auf den Ausschank von Branntwein. 

Nach Erlass der eidgenössischen Gesetzgebung sahen sich 
die meisten Kantone genötigt ihre Wirtechaftsgesetze einer 
Bevision zu unterziehen und man benutzte vielfach die Ge- 
legenheit, die Taxen etwas zu erhöhen. Zusammen mit den 
meist neu wiedereingeführten Kleinhandelsgebübren und den 
wenigen den Kantonen noch erhaltenen Fabrikationssteuem 
auf Qualitätsspirituosen betrugen die Bruttoerträgnisse der 
kantonalen Wirtschaftstaxen pro 1900 im: 



Kanton 


Total 


K«nb>n 


Total 


Zürich 


742.904 


Ausserrhoden 


2,653 


Ben» 


1,087,218 


Innerrhoden 


1,764 


Luzem 


281,023 


St Galleu 


131,165 


Uri 


19,064 


Aargau 


193,660 


Nidwalden 


1,972 


Thurgau 


64:630 


Glarns 


5,476 


Tessin 


/ 6,876 


Zug 


14,722 


i 606 


Freiburg 


161,147 


Waadt 


380,643 


Baselstadt 


278,748 


Wallis 


79,680 


Solothum 


118,63« 


Neuenbürg 


27,089 


Baselkud 


80,731 


flonf 


31,479 


Schaßhausen 


26,792 
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Wir sehen, ee handelt sich immerhin um ganz ansehn- 
liche Beträge. 

n. FabrikationB- und Brausteuem nun wurden in fol- 
genden Kantonen erhoben: 

1. Bern (Gesetz vom 31. Oktober 1869). Wer die Fabri- 
kation gebrannter Wasser betreiben wollte, bedurfte hierzu 
einer Bewilligung, und hatte je nach der Ausdehnung seines 
Gewerbes eine jährhche Gebühr von Fr. 10 — 5000 zu ent- 
richten, als gewerbsmässiger steuerpfiichtiger Betrieb wurde 
jedoch nur die Destillation von mehr als 150 1 jährlich an- 
gesehen. Widerhandlungen wurden mit Bussen von Fr. 50 
bis 500 bestraft, nachlässige Behandlung der Brennapparate 
mit solchen von Fr. 50 — 500 BezQglich der Taxation war 
durch Verordnung festgesetzt: 

Wer 151—1500 1 jährlich fabriziert bezahlt 10—50 Fr. 

„ 1501—3000 1 „ „ „ 50—100 „ 

„ 3001-4000 1 „. „ „ 100-150 „ 

U, 8. W. 

Das Maximum von Fr. 5000 entrichtet, wer jährlich 
1500 hl und darüber produziert. 

Neben dieser Brennraumpauschalierungssteuer wurde 1884 
durch Gesetz vom 11 Mai und dessen Yollziehungsdekret vom 
29. Oktober eine Fabrikatsteuer eingeführt, und zwar betrug 



a) für Branntwein per 1 1 5 Cts., 

b) „ Spiritus bis 1000 1 8 „ und 

c) „ je weitere 1000 1 1 „ 

Das Brennen von Obst-, Wein- und Bierabfällen, Wurzeln 
und Beeren aus Eigengewächs war bei einer jährlichen Ge- 
samtproduktion von 150 1 steuerfrei. Als Branntweindestil- 
latien wurde die Fabrikation in Apparaten, welche höchstens 
70" Tralles lieferten betrachtet, als Spiritusfabrikation die- 
jenige mit Apparaten, welche ein Produkt mit über 70" Ge- 
halt ergaben. Für die Branntweinbesteuerung erfolgte die 
Berechnung nach der Grösse der Brennblase und der Art und 
Weise des Betriebes, für die SpiritusdestiUation war die axat- 
liche Fabrikationskontrolle massgebend. 
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Pro 1880 — 1884 betrugen auf G^nind dieser Bestunmungen 
die Einnahmen aus der bemisclien Fabrikationssteuer jahres- 
durchsehnittlich Fr. 90,270.48, wie nachstehende Tabelle zeigt: 

Daratellung der ErtrSgaisse der Brennerelen des 
Kantons Bern. 





~sT 


Quantum des er- 










Eeugten Brannt- 


Quantum 




Brennjahr 


<fla 


weins 


d,.«..ugt.n 






Liier 


£;, 


Spiritus 


Fr. 


fo"t 


1873-74 


487 


1,280,034 


2.63 


in Voll. 

rschied 1 

ntvom 

stellt. 


42,747.45 


0,08 


1874-75 


566 


1,685,077 


3,36 


56,164.80 


0,11 


1876-76 


523 


1,528,068 


3,04 


|s|-ä:a 


52,327.05 


0,10 


1876—77 


666 


1,697,644 


3,88 


S.S 1 


56,583,65 


0,11 


1877—78 


614 


1,414,081 


2,81 


tt i 


45,02060 


0,09 


1878-79 


498 


1,741,288 


3,47 


Ja ; 


55,624.40 


0,11 


1879-80 


600 


2,045,922 


4,07 


|S 1 


64,227.60 


0,10 


1880-81 


687 


2,459,420 


4,90 




85,082.46 


0,16 


1881-82 


670 


2,696,016 


6,08 


"s a 


89,031.- 


0,16 


1882-88 


543 


2,450,894 


4,62 


Vor 

1 Mai 


81,710.65 


0,15 


1883—84 


601 


2,629,460 


4,95 


75,075.06 


0,14 


1884-86 


616 


2,882,676 


5,43 


^ a 


183,737.30 


0,35 


1886-86 


601 


1,696,828 


3,17 


1,723,462 
p.Kopt3,4S 
2,370,293 


186,638.30 


0,36 


1886-87 


499 


1,052,686 


2.09 


196,462.70 


0,36 










p.Kopt3,84 







2. Uri. Nach § 3 der revidierten Ohmgeldordnung wurden 
für im Kanton hergestelltes und nicht exportiertes Bier und 
Branntwein eine Fabrikationssteuer von 

Fr. 5 für 101—1000 1, 
„ 10 „ 1001—2000 1 etc. erhoben, 
Sie betrug in den Jahren 1880/84 Fr. 6,264.78 brutto, 
nach Abzug der Bezugskosten im Betrage von Fr. 1,244.50 
noch netto Fr. 5,020.28, durchschnittlich Fr. 1,004.05 per Jahr. 

3. Glarus. Nach § 2 des Ohmgeldgesetzes betrug die 
Steuer auf die inländische Fabrikation 15 Rappen pro Liter 
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Branntwein oder Weingeist. Hausbruid von nicht über 22,5 I 
jährlich bleibt steuerfrei. Der Kanton hatte seit 1873 seinen 
Ohmgeldbezug alljährlich zu öffentlicher Steigerung verpachtet, 
eine Ausscheidung der auf der inländischen Fabrikation er- 
hobenen Steuer ist daher nicht möglich. 

i. Freiburg Das Gesetz vom 2. Nov. 1863 unterwarf 
die Freiburgerweine und die im Kanton bereiteten geistigen 
Getränke einer Steuer von Fr. 1.45 per 600 Liter, welche in 
Form von Abonnements (Pauschalsummen) entrichtet werden 
konnte. Jahresdurchschnittlich belief sich der Ertrag dieser 
Steuern 

a) för Freiburger Weine auf Fr. 1319.22 

b) Abonnements der Bierbrauer u. Brenner auf „ 4094.90 

also Total auf Fr. 5433.62 

5. Yom Kanton Solothurn wurde &a das Brennen von 
Kartoffehi, wenn selbst gepflanzt, Fr. 1.— , bei gewerbs- 
mässigen Betrieb Fr. 50. — erhoben, den Betrag konnte ich 
nicht enuitteln. 

6. Baselstadt erhob bis 1882 eine Brauabgabe von 
Fr. 2. — för je 150 Liter, den Betrag fand ich nicht ausge- 



7. Im Kanton Neuenbürg endlich wurde 1882 eine 
Grenzgebühr von Fr. 100. — per Jahr für alle Brennereien 
von Branntwein, Absinthe etc. vorgeschlagen, jedoch nicht 
angenommen. 

Damit dürften wir alle vor 1887 bestandenen kantonalen 
Fabrikationssteuem erwähnt haben und gehen nun 

III. zu der wichtigsten vormonopoHstischen Form der 
Getränkebestimmung, dem Ohmgeld über. Ursprünglich eine 
gewöhnliche Konsumsteuer auf geistige Gfetränke, wurde es 
in einzelnen Landesteilen schon seit Bestand der Eidgenossen- 
schaft von einzelnen Städten, Talschaften und Glemeinden auf 
Grund vom Landesherrn verliehener Gerechtsamen erhoben 
und zwar an jedem Orte nach besonderen Vorschriften und 
Taxen Vorübergehend während der Helvetik durch eine 
einheitliche Staatsabgabe von 4*/n des Kauipreises verdrängt 
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(Gesetz vom 17 Okt. 1798), wurde es unter der Herrschaft der 
Mediation in den einzelnen Kantonen wieder eingeführt und 
zwar weniger als Konsumsteuer, denn als SchutzzoU für die 
Erzeugung von Bier und Branntwein. Vor dem 1. September 
1887, auf welches Datum sie gem&ss Art. 6 der Übergangs- 
bestimmungen zur Bundesverfassung hinwegfielen, bestanden 
die Obmgelder in folgenden Kantonen: 
A. mit Bezug auf ausländische wie auf Schweiz. Getränke: 





seit 


Bevölk. 1880 


Ertrag 1880/84 


1, Born 


1218 


632,169 


L. 219,905.90 


2- Luzem 


1291 


139,80« 


466,90373 


3. Uli 


1575 


28.694 


67,166.99 


4. Obwslden 


1622 


15.356 


20,539.91 


6. Nidwaiden 


1694 


11.992 


26,184.- 


6. Gtaus 


1728 


34.213 


46,897.60 


7. Zug 


1588 


22.994 


21,033 82 


8 Freibarg 


1177 


115.400 


379,616.97 


9- Solothum 


1351 


80.424 


282,230.83 


10 Aargau 


1400 


198.646 


229,892.99 


sowie als oetroi in den Städten 


11. Genf 


? 


50.048 


482,245.98 


12. Oarouge 


? 


6.889 L. 226.620^32,071.19 



43,06 7o der GesamtbevOlkerung. 

B. aber mit Bevorzugung des Schweizerweins 
13 Baselbiet 1883 59.271 67,169.17 

14. GraubUnden 94.991 191,370.45 

154 262=6,427, 

C. nur auf ausländische Getränke 

15. Baaelstadt 1317 66.101 76,127.70 

16. Tessin 1703 1S0.777 177,421.79 

17. Waadt 1300 238.730 351,16643 

18. WalUs 1802 100.216 39,111.22 



639.829=16,797, d. Bevölk. 4,166,844.67 
Total 1,914,706 = 67,277, der GesamtbevOlkerung. 
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Keine Steuern erhoben nur 

1. Zürich 317.576 

2. SchwyzO 51.235 

3. Schaffhausen 88.348 
i- Aueserrhoden 51958 

5. Innerrhoden 12.831 

6. St. GaUen 210491 
7..Thurgftu 99.525 

8. Neuenbürg 103.732 

9. GenfalsKanton 45.663 931.396 = 32.73% 



2,846,102- 100 V« 
Eine Übersicht über die Tarife der einzehien Kantone 
kann ich mir ersparen, da Hsuck bereits eine solche fUr die 
Jahre 1869 und 1883 aufgestellt hat fOr die Erträgnisse, die 
^uf Grund dieser Taxen erzielt wurden, vgl. nachfolgende drei 
Tabellen, welche u. a. zeigen, eine wie grosse Rolle die Kon- 
sumsteuem in dem Haushalt einzelner Kantone gespielt haben. 

Das Ohmgeld betrug: 



p. L. Wein in FSasem 


p. L. Sprit in Fflasem 


schweif. freindeT 


Schweiz- fremder 


Cto. Cb. 


ct.. CU- 


Bern 4,50 5,30 


39 43 


Luzem 9,30 10,60 


28 33 


Uri 5 6 


15 20 


Obwalden 2,80 3,73 


10,98 16 


Nidwaiden 2 4 


10 10 


Glarus 1,45 2,90 


16 16 


Zug 1,33 3,33 


— — 


Freiburg 4,80 8 


19 23,30 


Solothum 5,66 6,66 


24,30 27 


1) Im Kanlon Schwyz wurde froher auch ei 


ne KonsuiDsteu«r und 


zwar durch di« Bezirke erhoben, aie wurde jedoch abgeaehaffi 


im Beiirk Gersau 1851 




, , March 1860 




„ , Einsiedeln 1S62 




„ , Küsnachl 1870/71 


, , Schwyi 1870 
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p. L. Wein 


nPaisem 


p. L. Sprit in Ffiesern 




sehweii. 


fremder 


Schweiz. 


fremder 




Cta- 


Cts. 


Cts 


Cts 


Basektadt 


_ 


0,65 


107. des 


Wertes 


BaseJland 


— 


1 


20 


20 


OraubQnden 


- 


2,86 
11,43 


9,80 


13,50 


Aargau 


1 


4 


6 


10 


Teaain 


— 


3,10 


— 


5,70 


Waadt 


— 


8,57 


— 


12 


Wallis 


— 


5,24 


— 


12 


Genf Stadt 


2,33 


3,26 


20 


20 


€arouge 


2 


3 


6 


6 



Wir lassen die verh&ltnismfiSBig kleinen Quantitäten von in 
Fässern eingeführten Getränke weg, ferner den Branntwein, wel- 
cher durchschnitt lieh halb so viel wie Sprit und endlich Most und 
Bier, welche durchschnittlich halb so viel wie Wein bezahlten. 





-1867 In iilrem TeriiiUtnls mm 






Jalir 




. s 




-S 


II 1 


M 


1852 


56,570 


16,660 


11,087 


83,307 


765.628 


640,168 


1853 


60,338 


19,421 


13,813 


92,672 


836.698 


647,638 


1864 


61,769 


18,190 


16,961 


96,910 


933.732 


878,819 


1855 


64,866 


13,232 


28,098 


96,196 


972,129 


1,041,921 


1856 


62,760 


17,902 


23,530 


109,138 


1,076,539 


994,407 


1857 


64,549 


21,188 


22,135 


107,872 


1,209,897 


1,269,080 


1858 


72,099 


24,917 


16,296 


112,829 


1,118,238 


1.257,434 


1869 


87.798 


35,837 


15,970 


139,605 


1,391.795 


1,335,889 


1860 


87,098 


20,620 


17,292 


126,010 


l,92il.250 


1,460,760 


1861 


36,319 


29,303 


20,263 


135,885 


1,344.708 


1,837,886 


1862 


86,690 


36,369 


19,449 


141,498 


1,474,766 


1,898,890 


1863 


95,971 


28,196 


16,263 


140,929 


1,478,498 


1,737,813 


1864 


96,446 


39,582 


135.028 


1,409.123 


1,647,846 


1865 


85,749 


.38,832 


124.581 


1,309,400 


1,627,786 


1866 


85,979 


39,980 


120,929 


1,365,430 


1,996,043 


1867 


86,337 


29 


403 


419,790 


1,726,239 


1,654,108 
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§ 11. Die Abrechnung mit den Ohmgeld-KanioHen. 
Alle diese auf F&lnnkatioD, Einfuhr und Konsum alkoho' 
lisdiei Getränke gelegten Steuern hatten mit Inkrafttreten 
des neuen Älkoholgesetae» laut Art. 6 der Übergangsbestim- 
mungM) zur Bundesverfassung in Wegfall zu konunen; aus 
dem Ertfag des Monopols war aber bie 1890 den gescbädigteoi 
KankHKB unter Zugrundelegung ilee Durchschnitteertrages 
pr& 1880/89 voller Ersatz zu leisten. Die Berechnung de»- 
B^b^ erf(Jgte in der Weise, dass fOr dos Jahr 188ä der 
dnrefasehnittliche fohresertrag angeotmunen wurde, wt^irend 
ftti äie Zeit vom 1. September bis 31. Dezember 1887 di« 
iateressierten Kantone und Gemeinden mit dem Jahresdurcb- 
sclmitte der Nettcierträgniase in den Jahren 1880/84 erkannt, 
aber mit dem Ertragnis vom 1. Janutu- bis 31. August 1887 
belastet wurden. Die Entschädigung wurde nur für die Ohm-, 
gelder bewill%t, während sämtliche Fabrikationssteuem un- 
berücksichtigt blieben, eine einzige Ausnf^me wurde mit dem 
Kauton üri gemacht, ebenso blieben alle diejenigen E^nnahmeB 
unentschädigt, die auf Eingangsgebühren von äderen War^ 
als geistigen Gletränken beruhten. Die Streitigkeiten, die aus 
diesen manuigfaehen Streichungen erwuchsen, berühren uns 
hier nicht und ebensowenig,, dass eine Reihe ausser Dienst ge- 
setzter kaatonaler Ohmgeld-Beamter aus Billigkettagrilnden noch 
eine Zeitlang auf Kosten der Alkoholverwaltung unterhalten 
wusden, bis sie em anderweitiges Engagement gefunden hatten. 
Die Gesamtauegaben, die der Monopolverwaltung aus ihrer 
Entschädigungspdicht gegenüber den Ohmgeld-Kantonen er- 
wuchsen, verteilen sich nun wie folgt: 

1687 1888 1889' nnck 1«00 j» 

Bera. 50öiiai.82 1,074,191 .83 1,074, 191 .83^ 

Luzem 218384.61 375,521.54 376,5ÖP.M 

üri 36,378 47 62,721.02 60,721.02 

Siiiwalden.- 8,68^.97 12,678.11 I3,678.11J 

Übertrag 768,847 87 1,525,112.50 l,526,ll:?.ÖO 
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1887 


1888 


1889 uad 1890 je 


Obertrag 


768,847.87 


1,626,112.60 


1,626,112.60 


Obwalden 


768.20 


19,369.50 


19,359.50 


Hiatus 


18,727.76 


46,897.50 


45,897.50 


Zug 


6,499.84 


17,710.- 


17,710.- 


Freiburg 


165,526.64 


356,161.76 


366,161.75 


Solothum 


148,294.06 


240,270.43 


240,270.43 


BaselBtsdt 


14,844.66 


47,373.40 


47,373.40 


Baselland 


83,083.61 


61,464.62 


61,464.52 


Graubünden 


30,949.66 


156,382.99 


156,302.99 


Aargau 


129,715.21 


186,400.85 


186,400.85 


Tessin 


126,460.— 


161,000.- 


161,139.10 


Waadt 


206,343.36 


326,381.40 


326,38)40 


Wallis 


19,744.37 


36,632.96 


36,632.96 


Gent 


168,030.87 


887,009.— 


386,619.02 


Carouge 


16,931.27 


28,994.61 


28,994.61 


Total 


1,841,963.67 


3,680,722.41 


3,680,880.53 



Hierzu kommt pro 1888 hinzu eine Spezialentachädigung 
an zwei frühere OhmgeldbezUger iin Betrage von Fr. 345. — , 
dagegen in Abzug eine Summe von Fr. 704.46 ftir auf Rech- 
nung der Kantone in der Zeit zwischen dem 20. Juli und 
1. September 1887 erhoben. 

Pro 1889 sind ebenso in Betracht zu ziehen: 

1, Zwei Nachzahlungen an die Kantone Uri und Tessin, 
nämlich: Uri pro 1888 Fr. 400.— 

Tessin pro 1887 Fr. 282.07 

2. Spezialentschädigung an frühere 0hm- 
geldbeziige im Betrage von 



also im ganzen Fr. 1309.17 
diagegen eine Rückzahlung der Stadt (Jenf im Betrage von 
Fr. 380. — wieder in Abzug zu bringen, so dass die Gesamt- 
auBlage pro 1889 Fr. 3,581,808.72 beträgt. 

Die Kosten, welche für die eigene provisorische Gfeschäfts- 
stelle in Abrechnung gebracht worden waren, waren ziemlich 
beträchtlich, sie betrugen im einzelnen: 
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a) Besoldungen Fr. 10,905.— 

b) Bureau etc. , 1,082.40 

c) Bezugsspesen „ 1,692.20 

d) Prozentkosten 547.35 

Fr. 14,226.95 

Wie aus der ZuBammenstellung über die Monopolerträg- 
nisse hervorgeht, war der faktische Ertrag des Monopols pro 
1887/88 um Fr. 468,538 hinter der Summe zurückgeblieben, 
welche zum Ersatz der dahingefallenen Ohmgelder und Oktroi 
ausgegeben werden musste. Dieser Ausfall rlihrte daher, dass 
die R«gie för die Bruchteile des Jahres 1 887 ein Abrechnungs- 
verfahren gewählt hatte, welches für die Kantone und die 
Gemeinden eine Besserstellung um rund Fr. 474,000 bedeutete. 
So konnte in diesem Jahre noch keine Gewinnbeteiligung der 
Nichtohmgeldkantone eintreten. Allein schon das Jahr 1889 
und mehr noch das Jahr 1890 schafften hierin Wandel; ob- 
wohl noch mit dem Defizit des vorigen Jahres belastet, ver- 
mochte es doch eine Kepartition von Fr. 884,564.54 zu er- 
möglichen, welche sich auf die einzehien Nicht-Ohmgeld- 
Kantone wie folgt verteilte: 



Kanton 


Bevölkerung 


Geninnanteil 
1389 1890 


Zürich 


339,056 


304,079.22 


649,392.66 


Sohwyz 


50,378 


45,180.30 


96,488 86 


Schaffhausen 


37,876 


33,968.18 


72,643.76 


Ausserrhoden 


54,192 


48,600.79 


103,793.76 


Innerrhoden 


12,904 


11,572.64 


24,716.— 


St. Gallen 


229,367 


206,702.28 


439,306.76 


Thurgau 


106,121 


94,276.24 


201,337.86 


Neuenburg 


109,037 


97,787.21 


208,838.16 


Genf Kt. 


48,397 


48,408.68 


92,694.66 




886,328 


884,664.54 


1,889,110.40 






pro Kopf 0,99 


pro Kopf 2,12 



Mit dem Jahre 1890 fiel die Entschädigungspflicht der 
Älkoholverwaltung verfassungsgemäss fort, am 3. Juni 1891 
wurde aber vom Nationah-at ein Gesetz angenommen, welches 
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dieselbe für eine Übergangsperiode von 1891/^^ ü> reduziertem 
Masse aufrecht «rhielt. Sofern näinlicli die oscfa der Kopfzahl 
der Kantone und Oktroigemeinden berechneten Gewinnanteile 
derselben nicht hinreichen sollten, um die weggefallenen Ge- 
bühren zu ersetzen, so sollte ihnen auf Kosten der übrigen 
Kantone eine weitere Zuteilung gewährt werden und zwar 
im B9tra^ vop & Sechateüeo des Defizits für das Jahr 1S91 
. 4 , . , . . . 1892 

.3 . . , , , , 1893 

,2 , , „ „ . , 1894 

,1 - . , , . , 1895 

Die gleichmäßige Verteilung nach der Kf^&ahi an ^e 
Kantone trat sonach erst 1896 ein ; wir geben auf nsch^h^ider 
Tabelle eine ZusanunenetelluDg der Bchlawrepartitionen vom 1892 
bis 1904. Wie man daraus ersieht, sind die anderen Kuitone 
bei diesem Verteüungsmodus nicht so stark verkürzt worden, 
vie m«a hi^fcte denken können. Die &itik, die dennoch an 
dem beschlossenen Yerteilungsmodus in der Bundesverwaltung 
geUbt wurde, betraf daher auch weniger diese spezielle B4ick- 
sichtnahme auf die früheren Ohmgeld-Eantone, als vielmehr 
das Prinzip der Verteilung nach der Kopfzahl selbst, welchem 
gegenüber die Verteilung nach dem Konsum als das einzig 
richtige angepriesen wurde. Es ist bezeichnend, dass dieses 
Postulat namentlich von Vertretern der Bemischen Fiskal- 
interessen verfochten wurde, d. h. deqenigen Kantons, dem 
die ganze übrige Schweiz sowieso schon ein Gfeschenk von 
über 1 Million Fr. durch den Schutz inländischer Brennerei 
macht. Denn diese Brennerei ist ja hauptfächlich auf Berner 
Boden zu Hause und arbeitet mit Bemer Landesprodukten. 
Ebenso ist aber auch der Kanton Bern mit 30 Yo ^^^ gesamten 
schweizerischen Landesbedarfes am stärksten von allen Kan- 
tonen an dem Konsum beteiligt; eine Verteilung des Gewinnes 
nach dem Konsum hiesse daher dem ersten Geschenk noch 
ein zweites von »bennals über '/» Million hinzufügen, indem 
der Kanton Bern 1887/92 nur mit 20"/» an dem Monopol- 
gewinn beteiligt war. Gine Verteilung nach dem Konsum 
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wSre aber auch ausserdem gegen die Intentionen deB Qesetzes, 
welches den Schnapsgenuss nach Möglichkeit einschränken 
möchte. Befinden sich nun heute schon die Eantone angesichts 
ihrer Verpflichtungen zu wirksamer Kontrolle des Kleinhandels 
und Schankwesens, zu tatkräftiger Verwaltung des Älkohol- 
zehnt«ls einerseits und ihrem fiskalischen Interesse an möglichst 
hohem Gewinn des Monopols andererseits in einer recht fatalen 
Interessenkollision, wie würde das erst werden, wenn sie es 
bei einer Verteilung nach dem Konsum in der Hand hätten, 
durch laxe Handhabung der ihnen anvertrauten Alkoholgesetz- 
gebung ihren Gewinn willktirlicb zu steigern. Und dann ist doch 
zu bemerken, dass die wirklichen Verb rauchsziffem der einzelnen 
Kantone Überhaupt nicht ermittelt werden können. Was die 
Alkoholverwaltung über den geographischen Absatz ihrer Ware 
mitteilt, betrifft eben nur ihre Waren, Sprit und Spiritus, 
d. h. Rohmaterialien, aus welchen erst Getränke fabriziert 
werden, nicht aber die sogenannten Qualitätsspirituosen. Aber 
auch für die ersteren sind nur die Eisenbahn- und Dampf- 
schif&tationen bekannt, an welche die Alkoholverwaltung ihre 
Sendungen den Weisungen der Besteller gemäss instradiert 
hat. Was weiter mit den Sendungen geschieht, darüber ist die 
Verwaltung nicht orientiert, in vielen Fällen wird der Kanton 
der Instradierung zugleich auch der des schliesslichen Kon- 
sumes sein, in vielen anderen aber auch nicht. Wir geben 
in nachstehender Tabelle eine Gegenüberstellung von Absatz- 
und (}ewinnant«il, aus welcher wohl eher das letztere ge- 
schlossen werden kann. 

Bei Betrachtung dieser Tabelle zeigt sich also, dass alle 
Kantone mit Ausnahme von Solotbum, Bern, Zug, Baselstadt, 
Schwyz und Neuenburg stärker aus Beinertrag als am Bezug 
von Spiritus und Sprit beteiligt sind. Das Missverhältnis ist 
bei Solothum, Zug und Schwyz aber recht geringfügig, stärker 
bei Basel, Genf und Bern, am stärksten bei Neuenburg. Alle 
diese Kantone sind aber notorische Sitze von Export- 
industrien. 

Die Bemische Anregung dürfte daher nicht nur theoretisch 
unberechtigt, sondern auch praktisch einfach undurchführbar 
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9NII, iter Benwr Fiaku« nuig sieb aber b«ruhigeti, ksna» doch 
dis Ohmgeld-EuitoDe und damit auch er sowimo S9hr zufrieden 



Di« Ktiiton. w«Nn na 18»-H01 


dagvgM M 


ReiD- 


WD AbMktl dw 


Regie mit folgtradeo 


•rtr^ du Uoilnpel« 


Mengen keteiligt 




folgendannaaaen 






•1' 


Fr. 


V. 


uri 


2,140,026 


0,23 


784.862.86 


0,80 


FrritWf 


36,301,406 


3,86 


43*4.743.79 


4,83 




32,714.040 


3,67 


3.492.18481 


3M 


Luzeni 


36,691,043 


4,01 


6393336.13 


6^7 


B«m 


863,376,246 


28,76 


»8307.444.— 


19,0B 


GraubQndet) 


18,790.680 


2,05 


3,116.786.39 


3,16 


Gluus 


5,498,435 


0,60 


1,050.006-21 


1,07 


Waadt 


48,817,964 


633 


8.169,66026 


8.29 


Obmlden 


1397,676 


0,15 


463,979.29 


0,47 


TeMin 


20.970,402 


2,29 


4,102.857.90 


4,16 


Nidwklden 


2,386,570 


a86 


391,798.18 


0,40 


Aargau 


24.036,930 


2,63 


6.0*7,850.90 


6,14 


ßaaelland 


10.97(i,866 


1,20 


1.936,679.24 


1,96 


Zug 


13,772,678 


13» 


710.461.68 


0,72 


BueUtadt 


64,438,238 


7,04 


2,496,750.10 


2,53 


Wallii 


6,616.369 


0,72 


3,101,062.67 


3,16 




686,818,357 


64,09 


64,909,833.28 


66,86 


Genf inkl. SUdt 










Ganfu.Carouge 


98369,405 


10.» 


5,3*2388,12 


6,42 


Ohmfetd- II. Oktroi. 










kantone 


680,187,762 


74.29 


70,262.721,40 


71,28 


Zürich 


46.261,601 


5,06 


10,612,368.79 


10,07 


Schwyz 


21307,867 


232 


1,498.996,11 


132 


SchatThauMO 


3,103,020 


034 


1,126,410.08 


1.14 


AuBseirboden 


3,549,860 


0,39 


1,581,487,06 


1,60 




435.600 


0,06 


378,626.08 


038 


St. GoUen 


18,095,079 


1.98 


6,819,117 88 


6,91 


Thurgau 


6,091,120 


0.66 


3,111,705,66 


3,16 


Nanenbiu« 


197,288,360 


15 


8,292,189.22 


334 


HiehtohmgsIdU&i 


286,126,487 


36,89 


88316,384,88 


28,78 


Aoaland 


160,000 


0/)2 


— 




Total 


915,461,249 


100 


98,569,106.28 


100 



Bein mit dem erreichten Reanltst. Yergleiehen wir den jahree- 
durchschnittlichen Ge'wiimanteil der Ohmgeld-Kantone von 
1887—1904 mit ihren früheren Steoereimiahmen, so ergibt 
sieh folgende Tabelle: 
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DurchflcTm, 1887/1804 

45,279.98 


im DurdMchn- 1980/84 


üri 


62,721.02 


Preiburg 


279,504.44 


866,151.76 


Solothurn 


201,468.74 


240,270.48 


Luzern 


311,182.80 


376,621.69 


Bern 


1,086,044.86 


1,074,191.83 


öraubünden 


179,811.71 


155,382.99 


Glarus 


60,677.28 


46,897.60 


Wsadt 


471,826.65 


336,381.40 


Obwalden 


26,768-04 


19,869.60 


Teesin 


236,703.34 


161,139.10 


Nidwdden 


22,603.74 


13,678.11 


Aargan 


848,914.48 


86,400.86 


BaseUand 


111,673 80 


61,464.62 


Zug . 


40,987.69 


17,710.- 


Baselatadt 


144,043.27 


47,373.40 


Wallis 


178,907.47 


86,682.96 


Kt. Genf inkl. 






Genf u. Carouge 


808,243.59 


410,613.68 


Total 


4,063,041.62 


3,680,880.68 



Im ganzen genommen steUen sich also die Ohmgeldkao- 
tone unter dem neuen Regime um nahezu '/> Million besser, 
wobei allerdings zu bemerken ist, dase die Besserstellung sich 
nicht auf alle Eantone gleichmässig bezieht. OUnstiger als 
vorher stellen sich folgende Kantene: 

Bern mn rund 10,000 Fr. 





, 24,000 


Glarus 


, 15,000 


"Waadt 


, 140,000 


Obwalden 


7,000 


Tessin 


, 70,000 


Nidwaiden 


9,000 


Aargao „ 


, 160,000 


BaseUand 


, 60,000 


Zug 


, 18,000 


Basektaat 


, 100,000 


WaffiB 


, 140,000 
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Unter diejenige Gruppe, welche dagegen einen Ausfall 
zu verzeichnen hat, gehören die Kantone: 

Uri mit rund 17,000 Fr. Nachtefl 

Luzem „ „ 60,000 „ 
Freiburg „ „ 76,000 „ 
Solothum „ „ 30,000 „ 

sowie die zwei Oktroigemeinden Gtenf und Carouge, welch 
letztere seit 1895 keine Entschädigung mehr bezogen haben. 
Hier handelt es sieh also wirklich um einen Verlust. Dagegen 
bedürfen die Zahlen für die vier benachteiligten Kantone eines 
Kommentars. Uri verdankt seine hohe Ohmgeldziffer von 
Fr. 62,721 dem zufälligen Umstände, dass in die massgebende 
Periode von 1880/84 gerade der Bau der Ootthardbahn fiel, 
welcher eine gewaltige Menge Arbeiter ins Land führte und 
dadurch den Konsum vorübergehend riesig steigerte, in den 
60ger Jahren hatte das Ohmgeld nur 26,000 Fr betragen 
und auch in den 70ger Jahren war es nur bis auf 31,000 Fr, 
gestiegen, der Kanton gehört also eigentlich in die Gruppe 
der profitierenden Kantone, da sein Monopolgewinn die noi^ 
male Steuereinnahme um ca. 11,000 Fr. übersteigt. Die drei 
anderen Eant«ne hatten sich insofern in Ausnahmelagen be- 
funden, als sie vor EinfQhrung des Monopols ganz ausser- 
ordentlich hohe Ohmgeldgebühren bezogen hatten. 

Aus dieser Übersicht ersehen wir jedenfalls eines : Wenn 
auch das Monopol nicht vermocht hat, den Obmgeldkantonen 
wesentlich höhere Einnahmen zu bringen, so hat doch an- 
dererseits die eidgenössische Intervention dieser Gruppe von 
Kantonen wenigstens keinen Schaden gebracht. Dass dabei 
für die N^ichtohmgeldkaotone das Monopol einen eigentlichen 
Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen bedeutet, sei 
nur nebenbei erwähnt. 

Andererseits muss allerdings hier schon die Bestimmung 
über den Alkoholzehntel erwähnt werden. Damach sind die 
Kantone gezwungen, jährlich rund 600,000 Fr. zu ausserbudget- 
mässigen Zwecken zu verwenden, eine Summe, die daher von 
dem den Kantonen als Kompensation zuzurechnenden Gewinn 
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fUglich abgezogen werden muss. Für alle diejenigen Kantone, 
für welche Ohmgeld und Monopolgewinn sich gerade noch die 
Wage hielten, bedeutet dies nun unzweifelhaft eine Ver- 
schlechterung der Position, und wir begreifen es einiger- 
masBen, wenn sie, wie wir in § 15 sehen werden, die unbe- 
queme Bestimmung nur allzu gerne umgehen. 

Zum Schluss dieses Abschnittes noch kurz ein Hinweis 
auf die übrige Verwendung des Monopolgewinnes. Denn von 
dem Gesamtgewinne im Betrage von Fr. 105,300,325.17 

wurden bis 1901 nur „ &8.569,106.28 

an die Kantone verteilt, der Eest von Fr 6,731,218.89 
anderweitig wie folgt verwendet: 

1. für Amortisation der Anlagen |und 

bauUchen Einrichtungen Fr, 182,218.89 

2. für Amortisation von Anleihen „ 5,900,000. — 

3. Baufond für ein Verwaltungsgebäude 

in Bern „ 300,000.— 

4. Baufond für ein Verwaltungsgebäude 

in Delsberg „ 50,000.— 

5. Baufond für ein Magazin in Ro- 

manshom „ 25,000. — 

Total bis Ende 1904 Fr, 6,731,218.89 

Eine nähere Besprechung dieser Posten scheint UberäUssig. 

Wir können dagegen den Abschnitt über die stÄatewirt- 
schaftliche Bedeutung unserer Alkoholgesetzgebung nicht 
Bchliessen, ohne nicht wenigstens anhangsweise einen kurzen 
Blick auf ihre Bedeutung für [die Bundesfinanzen zu werfen. 
Zwar galt es bei Einführung des neuen Rechtes für aus- 
gemacht, dass durch dasselbe die Emnahmequellen des Bundes 
in keiner Weise weder in günstigem noch in ungünstigem 
Sinne beeinflusst werden sollten. In Frage kommen über- 
haupt nur die Zollerträgnisee auf den Import geistiger Oetränke 
und zwar speziell von Spirituosen. In Tausenden von Franken 
betrugen dieselben pro 1893—1902 
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1415 
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12 
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484 
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1899 
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48 
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1900 


836 


49 


13 


898 


502 


1400 


1901 


838 


61 


11 
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41» 


1318 


1902 


777 


49 


11 


837 


414 
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Im allgemeinen sind die Zollansätze fBr gebramite Wasser 
seit 1882 die gleichen geblieben. Die Abnaltme in den Er- 
trägnissen der SpilitaoeeluOlle, die wir achon auf Tocatehender 
Tab^le konstatieren können, ist also wesentlich auf ßeckamif 
eines Terminderten Importes zu setzen. Diese Abnahme er- 
sch^i^ aber gar nicht unbedeutend, wenn wir die Erträgfusse 
der Monopolzeit mit denjenigen der früheren Epoche ver- 
gleichen. Es betrugen in der Periode 1884/86 die dies- 
bezüglichen Einnahmen des Bundes 
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Die»»- Diflepenfi tob 599*006' Fr. erhöht sich gan« be- 
deutend, wenn wir den Indüstriesprit ausser acht laeeen und nur 
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den ^ninksprit in Betractit ziehen, ftlr welchen die Däferenz 
1»75 — l(m -^ 1M6 TauBwide v«i Fr. «uwackt. Für Äesen 
aBBSwordentUeb^B ÄuefoH ist, wie gesagt, der ianit die restrik- 
tiven Tendenzen des Monopols bewirkte Importrück^ang in erster 
Lwe verantwortlich zu machen ; doch darf dah^ auch nicht 
vergessen werden, daas vor dem MoDopol ein guter Teil des ak 
Trinkeprites verzollten Sprites aachher dooh noch au In<I»strie- 
zwecken verwendet wurde, ein Umstand der heute nicht mehr 
anzunehmen ist. Dies erklärt zugleich auch die ausseroident- 
liche Steigerung der Posten für Indsstriesprit, es kwftdelt 
sieh eben ¥um Teil hier nur um eine Bieklarationsändernng, 
so dass wjr nur die 2!ahl 59d000 als wirkliehen, sicheren 
Zollausfall aussprechen dürfen. Sie ist auch an sich schon 
hoch genug, bedeutet sie doch hei einer früheren Total- 
einnahme von Fr. 2028000 einen Rückgang um rund SS"/«- 
Und doch hätte man bei ^ner blossen Aufhebung der Ohm- 
gelder viel eher einen starken Zuwachs in den Zoöeinnahmen 
«rwarteo kSsBeo. Ihres künstlichen Sdiutzee beraubt wäre 
die schweizerische Brennerei ohne Zweifel in kurzer Zeit der 
fremden Konkurrenz zum Opfer gefallen, der flramcle Import 
imd mit ihm die Zolleinnahmen, hätte steh m sttti^ter W^se 
vermehrt. Nur dadurch, dass das Moik^I für ea voBea 
Drittel des Landesbei^Ffes den Schutz aufredet erhielt, ii»r 
dadurch konnte sich der mit Recht zu erwartende Zuwaeha 
in sein exaktes Gegenteil veAehren. Ww kSsnen jedoch in 
dieser Beziehung auf das bereits früher gesagte verweisen. 

Haben wir min somit konstatieren mOssea, daes entgegen 
den Intentionen des Gesetzgebers das M(«opol fBr ^ Bundee- 
finanzen eine nicht unbeträchtliche Einbusse in bezug auf die 
Spirituosenzölle zur Folge gehabt hat, so ändert sich doch 
das Bild ganz gehörig, wenn wir die Gesamtheit der geistigen 
Getränke in bezug auf ihren Zollwert betrachten. Wir haben 
schon in g 4 Gelegenheit gehabt auf den ausserordentlichen 
Aufschwung des Wein- und Bierimportes hinzuweisen, ein Um- 
stand der natürlich auch in den Zolltabellen in für die Bundes- 
finanzen höchst erfreulicher Weise zutage treten muss. Es 
betrugen die betr Zolleinnahmen pro 1884/86 und pro 1893/1902 
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Diese Mehreinnahme von nahezu 3 Millionen Franken 
bietet für die Sinbusse in bezug auf die gebrannten Wasser 
ein reichliches Äquivalent, sodass also summa summarum 
auch die fiskalischen Interessen des Bundes bei der Neuordnung 
der Dinge nicht zu kurz gekommen sind. 

Mit diesem kurzen Überblick wollen wir unsere Be- 
sprechung der staatswirtschaftlichen Folgen des Monopols 
schliessen und gehen nun zum 3. Teil zu der volkswirtsehaft- 
lich-sozialhygienischen Bedeutung desselben über. 
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DRITTER TEIL. 

Die TolkswIrtschaftUche (sozlalhygtenlsche) Bedeutuig 
der eidgenössischen ÄllEoholgesetzgebnng. 

§ 12. Die Reinheit der gebrannten Wasser. 
Bekanntlich haben die Urheber der eidgenössischen Äl- 
koholgesetzgebung ihr in sozialhygienischer Hinsicht eine drei- 
fache Aufgabe zugedacht: Sie sollte 

1. Sorge tragen für eine grössere Beinheit der gebrannten 
Wasser von giftigen Nebenprodukten, wie Fusel, Kupfer etc., 
welchen man den Hauptanteil an den schädlichen Wirkungen 
des Branntweines zusehrieb. 

2. In bezug auf den Konsum 

a) durch eine starke Preiserhöhung den Genuss der 
gebrannten Wasser limitieren, 

b) durch Steuerbefreiung der gegorenen sogenannten 
hygienischen Getränke, dieselben dem Branntwein 
gegenüber konkurrenzföhiger machen. 

3. Mittel und Wege schaffen für eine Bekämpfung der 
Trunksucht, im allgemeinen sowohl durch Veminderung der 
Wirtschaften auf dem Wege der kantonalen Gesetzgebung, 
als auch durch direkte Verwendung eines Teiles des Monopols- 
gewinnes zu Kestriktiooezwecken (Alkoholzehntel). 

Demgemäss zerfällt der vorliegende dritte Teil unserer 
Arbeit in natürlicher Weise in vier Abschnitte: 

1. über die Reinheit der gebrannten Wasser, 

2. über die Einwirkung auf den Konsum der gebrannten 
Wasser, 

8. über die Einwirkung auf den Konsum gegorener Ge- 
tränke, 

1. über die Verwaltung des Älkoholzehntels. 
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Früher, zum Teil auch noch zur Zeit der Einführung der 
Alkoholgesetzgebung wurde auf die Eeinheitefrage sehr groeses 
Gewicht gelegt. Die Schädigungen aus dem Schnapsgenuss 
wurden vorwiegend der Qualität des Getränkes zugeschrieben. 
Der Fusel im Branntwein, nicht der Branntwein als solcher 
musste der Sünder sein. 

I Nach Art. 1 des Alkoholgeeetzes darf daher der Spi- 
ritus, der zur Bereitung von Getränken verwendet werden soll, 
nur in genügend gereinigtem Zustande von der Alkobol- 
verwaltung in den Handel gebracht werden. Es ergibt sich also 
für die fi«gie die Notwendigkeit, die eingekauften Waren, 
deren Gehalt an Verunreinigung eine gewisse Maximalgrenze 
übersteigt, einer Rektifikation zu unterwerfen. Ursprünglich 
hatte man dieses Maximum auf 3Voo angesetzt, die technischen 
Fortechritte, welche die Brennerei in der Schweiz gemacht 
hat, ermöglichten aber bald, nach einem kurzen auf 2"/^^ 
basierten Übei^angsstadium bis auf 1^/1"/^ herunterzugehen; 
weisen Spirituslieferungen der Brenner mehr als 4V«o Verun- 
reinigungen auf, so wird für jedes Uberschiessende Promille 
ö^/o des Lieferungspreises in Abzug gebracht (Art. 24 des 
Pflichtenheftes). Der Grad der Reinheit wird nach der ver- 
besserten Methode Röse bestimmt und mittelst der Traube' sehen 
Apparate (Gapillarimeter und Stalagmometer) geprüft. Die 
Monopolverwaltung erhält also das Produkt schon in relativ 
gereinigtem Zustande, um es nachher noch mehr zu entfuseln. 
Dies geschieht seit 1890 in der 1889 erstellten staatlichen 
Reinigungsanstalt in Delsberg. Bis zu diesem Termine wurde 
die erforderliche Rektifikation inländischer Ware zum kleineren 
Teil drei kleineren Brennereien, welche die hiezu notwendigen 
Einrichtungen besassen, zum grOssten Teil einer früheren 
Spritfabrik in Basel übertragen, 

n. Diese Reinigung zerfilUt nun in zwei Vorgänge, die 
wir kurz beschreiben wollen. 

1. Die Raffination. Diese chemisch-mechanische Operation 
besteht darin, dass der auf IS** — 50" verdünnte Spiritus über 
eine Reihe von Holzkohlenfeldem geleitet wird. 
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2. Die eigentliche Rektifikation. Sie besteht in einer teilweisen 
Nachdestillation, welche schliesslich eine mehr oder weniger 
vollständige Ausscheidung der Nebenproduktion der 1. Destil- 
lation herbeifiihrt. Die Produkte der Rektifikation sind: 

a) Die sogenannten Vorprodukte, ein Gemenge von 
Äthylalkohol und einigen Nebenprodukten, deren 
Trennung noch nicht reinlich durchgeführt ist. 

b) Der Branntwein, hauptsächlich Äthylalkohol, aber 
auch einige Nebenprodukte, er zerfällt in 3 Rein- 
heitsgrade. 

a) Der Rohsprit. 

ß} Der Feinsprit, welcher noch einige Neben- 
produkte enthält. 

y) ,Le bon gout" oder Primasprit, welcher keine 
nennenswerten Quantitäten von solchen mehr 



c) Die Nachprodukte, ein Gemenge von Äethylalkohol 
mit weniger fluchtigen Nebenprodukten. 

d) Das Puselöl, welches mit dem Wasser vermischt 
in der Blase verbleibt. 

Die grösseren Brennereien in der Schweiz rektifizierten 
ihre Produkte schon vor der Einführung des Monopols, 4 von 
ihnen nahmen auch die vorherige Raffination vor. Der Fusel> 
gebalt ihrer Produkte betrug für Bohspiritus l,327(.i Baff- 
Roh- Spir. 0,207o. B«bt. Roh. Spir- 0,067«, ^a* ™^ ^^t' 
Roh, Spir. 0,007o. 

Erreichten also schon diese vormonopolischen Brennereien 
einen sehr hohen Grad von Reinheit, so produzierten die weit 
zahlreicherem kleineren und mittleren ein umso mehr un- 
genügenderes Zeug; die einen begnügten sich mit einer mehr 
oder weniger richtigen Raffination, die meistens bloss darin 
bestand, an der BlaeenmOndung ein Säckchen mit £oblen zu 
befestigen, die anderen vertrieben ihre Fabrikate ohne irgend 
welche vorherige Reinigung und destillierten noch die Abftlle 
der ersten Destillation mit Früchten, Enzianwurzeln etc. Auch 
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die Alkoholverwaltung liefert wie gesagt, keinen vollkommen 
gereinigten Spiritus, sondern ISsst mit Rücksicht auf dm 
Oeschmack der Scbnapetrinker, die sick gerade an den Fusel- 
gout gewöhnt haben, eine Maximale yerunreinigung von 1 '/i **/m 
zu. Eine absolute Rektifikation hätte eben, wie die bundes- 
rätliche Botschaft vom 8. August 1886 ausführt, nur zur Folge, 
die Händler dazu zu veranlassen, Fusel in den rekt. Spiritus 
zu mengen, um ihre Kunden zu befriedigen, welche in Bern 
und Solothum den Eartoffelfusel als „bouquet" betrachten; 
nur im Bemer Jura, d. h. in einer nicht kartoffelbauenden 
Gegend, verwendet man ausschliesslich aus Äthylalkohol und 
Wasser zusammengesetzten Branntwein. Kachdem daher die 
Erfahrung gezeigt hatte, dass ein Fuselgehalt von l'AVoo 
gentige, um den Branntwein dieses Aroma zu verleiten, be- 
gnügte man sich diesen Gehalt als Maximalgrenze festzusteUen, 
die feineren Sorten Wein- und Primasprit enthalten gar keine 
nennenswerte Beimischung von Fusel und werden, da es sich 
hierbei meist um Auslandprodukte handelt, der Alkohol- 
verwaltung schon vollkommen gereinigt geliefert, sie hat daher 
nur den einheimischen und denjenigen fremden Rohspiritus, 
welchen sie in Trinkspiritus umwandeln will, der Rektifikation 
zu unterwerfen. Doch liefern auch einige einheimische Bren- 
nereien eine ziemlich gereinigte Ware, die direkt in den Han- 
del gebracht werden kann, die Älkoholverwaltung ermutigt 
diese Brennereien durch Prämien, welche z. B. 1889 Fr. 9%3, 
1890 Fr, 8135 betrugen. Und endlich werden auch nicht 
alle ungenügend gereinigten Bohspirituswaren der Rektifikation 
unterworfen, ein Teil derselben kann in den Handel gebracht 
werden, wenn nur eine genügende Menge gereinigter Ware 
mit ihnen vermischt worden ist, so dass das Mengprodukt 
nun auoh nicht mehr als V/t'/oo Yerunreinigung enthält; för 
diese Eonpierung kann man jedoch nur Eartoffelspiritus ver- 
wenden, da Spiritus anderer Provenienz dem Endprodukt das 
beliebte EartofFelfuselaroma rauben würde. Die Regie ver- 
sucht deshalb durch Proben und ünteo'sucfaungen im chemi- 
eohen Laboratorium den Träger dieses G>out unabhängig vom 
Fusel isoliert darzustellen, um so das Problem zu Iffsen neben 



ly Google 



— 165 — 

der Erzielung einer abBoluten Beinheit dem Sprit das gewünschte 
natürliche Bouquet zu bewahren. 

Aber auch jetzt schmeichelt sich die Verwaltung ein 
sehr günstiges Verhältnis erlangt zu haben, da ein 40grädi- 
ger Branntwein, der durch eine Mischung von Wasser und 
MonopolspirituB entstanden sei, nur GVoo Unreinigkeiten ent- 
halte. Demgegenüber hat, wie sie sagt, selbst Finnland, das, 
abgesehen von den amerikanischen Prohibitionsstaaten, die 
schärfeten Massnahmen gegen den Branntwein ergriffen bat, 
ein Maximum von 20 ''/oo zugelassen. Allein es ist denn doch 
sehr fraglich, ob es, wie die Regie hier annimmt im Detail- 
Verkauf mit der geringen Menge Fusel, deren es wie die Bot- 
schaft vom 8. Oktober 1886 meint bedarf, um den vom Kon- 
sumenten verlangten Geruch und Geschmack zu erzeugen, sein 
Bewenden haben wird. Die Alkohol-Verwaltung betreibt nur 
Grosshandel, und alle diejenigen, für deren Bedarf das Minimal- 
quantum zu gross ist, oder die finanziell nicht kräftig genug sind 
um sofort Barzahlung zu leisten, sind auf dem Zwischenhandel 
angewiesen. So durchläuft die von der Alkoholverwaltung en 
gros abgegebene Ware gar mancherlei Hände, bis sie end- 
lich zu den Konsumenten kommt, für alle auf diesem weiten 
Wege im Bereich der Möglichkeit liegenden Manipulationen 
aber (Verschlechterung der Oradstärken, Verwechslung der 
Sorten, Abgabe unrichtiger Mengen) vermag das Gesetz nicht 
aufzukommen, nicht einmal dafiir ist eine Sicherheit geboten, 
dase nicht der von der Regie abgegebene Sprit oder Rohspi- 
ritus, der ja schon bis 1 '/, Voo Fuselöl enthält, durch die 
Detaillisten weiter mit Fuselöl versetzt werde, um der Ge- 
schmacksrichtung des Publikums entgegenzukommen. Tatsäch- 
lich wurden denn auch in den Jahren 1889-1895 ca. 20000 Kg. 
,Mauvais goüt" (Fusel) zu technischen und Haushaltungs- 
zwecken abgegeben und niemand wird behaupten, dass diese 
200 q einzig und allein zur Darstellung von Baldriansäure, 
Amyläther und Jodamyl verwendet worden seien. Wurde 
doch schon vor der Einführung des Monopols, als der Kar- 
toffelschnapskonsument sich gewiss nicht über geringen Fusel- 
gehalt zu beklagen hatte, Fuselöl als „Kartoffelbranntwein- 
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eesenz* in den Handel gebracht und dem notdürftig rektifi- 
zierten Sprit angesetzt. Der Kalamität, dass dies auch heute 
noch und zwar in erhöhtem Masse geschehe, ist auf dem 
Boden der heutigen noch unfertigen Lebensmittelkontrolle nur 
schwer zu begegnen, eine Besserung mag vielleicht eintreten, 
wenn das eidgenössische Lebensmittelgesetz angenommen sein 
wird. Denn die Bestimmungen des Art. 4 der Übergangs- 
bestinunungen vom 16. Juli 1887 (BB 1887, m, pag. 676) 
welcher den Händlern bei Androhung einer Busse von 20 bis 
60 Fr. verbietet (Alk.-Qesetz, Art. 15) Waren von mehr als 
2 "/(^ Fuselgehalt in den Handel zu bringen, bezieht sich nur 
auf den bis zum 1. Januar 1888 noch geduldeten privaten 
Orosshandel und hat für den Kleinhandel keine Bedeutung. 
Die Regie sah sich daher 1897 genötigt, den Verkauf von 
Fuselöl einzustellen, aber auch so noch bleibt der Wert der 
ganzen kostspieligen Rektiökationsbestrebungen der Verwal- 
tung solange ein höchst problematischer, als dem Bundesrate 
eine Kontrolle über den Reinheitsgrad des im Verkehr befind- 
lichen Branntweins nicht zusteht. Und diese Kontrolle dürfte 
sich nicht nur auf den aus Monopolsprit hergestellten Trink- 
branntwein erstrecken, sondern müsste auch die aus andern 
als mehligen Stoffen hergestellten Branntweine umfassen, die 
grösstenteils bezüglich ihres Fuselgehaltes über den aus meh- 
ligen Stoffen hergestellten Branntwein stehen. Soll die von 
der Monopolverwaltung inszenierte Rektifikation wirklichen 
Wert haben, so muss durch die Bundesgesetze ein absoluter 
Reinigungszwang für alle Trinkbranntweine durchgeführt 
werden. 

Allerdings denken wir heute in bezug auf die Rektifika- 
tionfrage wesentlich anders als noch vor 20 Jahren. Ganz 
abgesehen von dem Streitpunkt, ob nicht auch die andern 
den Kartoffelgout bedingenden Beimengungen in ihrer Wir- 
kung ähnlich schädigend sein können, wie unter Umständen 
das Fuselöl, der Amylalkohol, so wissen wir nun dass jeder, 
auch der reinste Äthylalkohol selbst, auf Protoplasma und 
Glewebe im höchsten Mass schädigend einwirkt und können 
daher dem grösseren oder kleineren Gehalt an Fuselöl und 
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anderen Yerunreinigungen nicht entfernt dieselbe Bedeutung 
zumessen, wie man es noch vor 20 Jahren tat. Wo es sich 
um so emment schädliche Stoffe handelt, wie selbst der 
reinste Äthylalkohol unstreitig einer ist, da spielen die paar 
Prozent andersartiger Verunreinigungen eine höchst unter- 
geordnete Rolle. Etwas anderes wäre es allerdings, wenn 
durch die Bektifikation die Älkoholverwaltung einen Einflusa 
auf den Konsum ausüben wollte. Dass bei grösserer Rein- 
heit des Branntweines der Schnapskoneum sich auch in sol- 
chen Kreisen einbürgern würde, wo er jetzt infolge des „Mau- 
vais goüt", des fär den „Nichtkenner" auch gar zu schau- 
derhaft riechenden und schmeckenden Eartoffelgout noch 
verpönt ist, ist wohl kaum anzunehmen. Möglich aber wäre 
es dass in den Kreisen der „Kenner" selbst eine Abnahme des 
Konsums eintreten würde, wenn durch eine vollkommene Rek- 
tifikation allen und jeden Trinkbranntweins, auch des heute 
noch nicht monopolpSichtigen und durch eine scharfe Kon- 
trolle Ober den Reinheitsgrad aller im Verkehr befindlichen 
Branntweine das heute so beliebte Kartofielaroma abge- 
schwächt, der Schnaps also in den Augen der Trinker ver- 
schlechtert würde. Schon die jetzt geübte teilweise Rektifi- 
kation hat im Publikum des öfteren zu lebhaften Klagen über 
die angeblich schlechte Beschaffenheit des .Bundesschnapses' 
geführt und ist vielleicht auch auf den Konsum nicht ohne 
Wirkung geblieben. Die Regie muss heute dieser Geschmacks- 
richtung des Publikums noch entgegenkonunen, will sie nicht 
der Konkurrenz der monopolfreien Brennereien ein weites 
Feld überlassen und zugleich im Sinne der zitierten bundes- 
rätlichen Botschaft vom 8. August 1886 die Detaillisten zur 
Fälschung der Ware veranlassen. Beide, Einbeziehung aller 
Spirituosen in den Rektifikationszwang und eidgenössische 
Kleinhandelskontrolle sind daher unerlässliche Vorbedingungen 
fUr eine weitergehende Rektifikation. 
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§ 13. Der Konsum gebrannter Wasser. 

Die meist«! und wichtigsten Bestimmungen der eidgen. 
AlkohoIgesetzgebuDg, 'wie auch der auf Grund der Axt. 4, & 
und 16 — 18 derselben erlassenen kantonalen Bestimmungen, 
gelten der quantitativen Einschränkung des Branntweinkonsnms. 
Da jedoch der Eonsmn vor dem Monopol nur schätzungsweise 
angegeben werden kann, ist eine Darstellung der Wirkung 
dieser B^timmungen ausserordentlich schwierig. Versuchen 
wir dennoch uns 

I. Über den Konsum der prämonopoUstischen Zeit ein un- 
gefähres Bild zu machen. 

1. Die Branntweinproduktion (vgl. Botschaft des Bundes- 
rates vom 18. Juni 1884). Nach Angaben der Ksntonsregie- 
rungen soll 1882 die Zahl der einheimischen Brennereien mit 
Inbegriff der kleineren Einrichtungen auf den Bauernhöfen an 
20,000, im Kanton Bern allein rund 12,000 betragen haben. 
Dieselben verarbeiteten Obst aller Art, Apfel, Kirschen, 
Zwetschgen, Trauben, Getreide, Kartoffeln, Enzianwurzeln, 
Beeren, Treber, sowie Wein- und Bierhefe. Den wichtigsten 
Teil der Brennindustrie bildete die Verwendung in- und aus- 
ländischer Kartoffel- und Körnerfrüchte; sie war sozusagen 
ganz auf die Kantone Bern, Luzem, Solothum, Freiburg, 
Baselland und -Stadt, Aargau und ZUrich konzentriert. Nur 
9 von diesen 20,000 „Brennereien" waren Grossbetriebe, von 
den Übrigen waren ca. 100 gewerbüche Kleinbetriebe, während 
die grosse Masse einfache Bauernhöfe mit Brennvorrichtungen 
waren and nur für den Hausbedarf brannten. Die jährliche 
Produktion aller dieser Brennereien schätzt die erwähnte Bot- 
schaft auf 7 — 8 Hillionen 1 im Werte von ca. 7 Millionen Tr., 
davon entfielen nach den Angaben der Kantonsregierungen auf 
Branntwein 45,000 hl, wovon im Kanton Bern 16,049, Frei- 
burg 6315, Solothum 4090, Luzem 3288, Schwyz 2600, Basel- 
stadt 1443, Baselland 1440 hl. Zu diesen 45,000 hl trink- 
fertigen Branntweins sind dann noch 17,700 hl Rohspiritus 
hinzuzurechnen, die einem Branntweinquantum von 25,000 hl 
entsprechen, was zusammen die Summe von 70,000 hl ergeben 
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würde. Milliet, im Artikel über geistige Getränke des Eeichen- 
berg'scbeit Handwörterbuches berechnet dagegen für daa Jahr- 
fünft 1880—1884 eine durehschmtÜiche inländische Jahres- 
IHToduktion von 130,000 hl, welche er falgendermassea verteilt: 

bl ä 600 
Grossbetriebe (9) 30,000 

GFewerbsmässige Mittel- und EÜeinbetriebe 70,000 
Küchenbrennereien 6,000 

Obst- etc. Breimereien 20,000 

126,000 
aufgerundet 180,000 hl. 
Auffilllig ist da vor allem die hohe Ziffer für die zweite 
Kategorie, wenn man bedenkt, dass die gewerbsmässig organi- 
sierten bemischen Mittel- und Kleinbetriebe in der fraglichen 
Periode die kantonale Brennsteuer für ein Jahresprodukt von 
rund nur 13,000 hl erlegten. Direktor Milliet verdreifacht 
diese Zahl und nimmt auf Grund einer Aussage des bemischen 
Brennereünspektors Fueter-Scbnell die tatsächliche Alkohol- 
gewinnung auf 40,000 hl an. Dazu kommt die ausserbemiscbe 
Produktion, die nach einer im Jahre 1885 teils nach Anleitung 
eteueramtUcher Taxationen, teils fuif Grund der Angaben der 
Brenner selbst durchgeführten Enquete ziemlich genau das 
Doppelte der in Bern zur Versteuerung herangezogenen Menge, 
also 26,000 hl betrug. Aufgerundet ergeben beide Zahlen 
zusammen den Betrag von 70,000 hl. Wir sehen, es handelt 
sich also auch bei den Milliet'schen Zahlen nur um äusserst 
unsichere Angaben, beträgt doch die Summe der Aufrundungen 
allein schon über 8000 hl. Noch unsicherer sind natürlich 
die Zahlen, die Fruiseini fUr die Jahre 1840 — 184S mitteilt, 
und die wir der Vollständigkeit halber noch aufführen wollen, 
er berechnet die einheimische Produktion auf durchschnitUieh 
30,000 Saum <= 45,000 hl. Zwischen .den Angaben von 
Franscinl für das Durchschnittsjahr 1840/43 und den Milliet- 
schen für 1880/84 würde eich also eine Spannung von 85,000 hl 
ergeben, d. h. die Alkoholproduktion hätte sich demnach binnen 
40 Jahren verdoppelt. Wie unsicher aber alle diese Zahlen 
sind, zeigt am besten die verschiedene Schätzung, die die 
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Produktion eines einzigen Kantons erlitt. Nach Greiser 
(Berner Armenwesen pag. 373) betrug die Bemer Produktion 
ca. 9000 hl, nach Ochsenbein, der 1864 eine von der 
Ökonomischen Gtesellschaft des Kantons Bern prämiierte 
Schrift verfasste, 15— 22,000 hl, nach Schild und Schnee- 
berger, die zu gleicher Zeit ebenfalle eine solche Preisschrift 
einreichten, 30—37,000 hl, nach Siegfried (Die Trunksucht, 
Thun 1884) 45,000 hl, also ein wenig mehr, als was Milliet 
für die gleiche Zeit annimmt. Das Sicherste an all diesen 
Angaben, sagt Marthaler, ist die Unsicherheit. 

2. Besser orientiert sind wir über die Aus- und Einfuhr- 
Verhältnisse. Die durchschnittliche jährliche Einfuhr bezw. 
der Überschuss über die Ausfuhr betrug nach der bundesrat- 
lichen Botschaft in den Perioden 



1861- 


-1866 


36,688 q 


1866- 


-1860 


38,331 . 


1861- 


-1866 


46,260 , 


1866- 


-1870 


46,941 . 


1871- 


-1876 


92,317 . 


1876- 


-1880 . 


116,760 . 


1881- 


-1882 


129,998 , 



Die starke Steigerung von 1871 an föllt in die Augen, 
die Botschaft fuhrt sie zurück einerseits auf die GrUnder- 
periode von 1871 — 75, die ebenso auch ein starkes Anschwellen 
der Weineinfuhr bewirkte, andererseits aber auf die 1879 be- 
schlossene und 1882 eingetretene Zollerhöhung auf Destillate, 
die die Händler veranlasste, sich vor Inkrafttreten der höheren 
Zölle zu approvisionieren. In der Tat ging die Einfuhr 1883 
wieder stark zurück, sodass sich für die 8 Jahre 1876/83 hei 
einer durchschnittlichen Ausfuhr von 11,028 q Destillata, eine 
Einfuhr von durchschnittlich 126,408 q meist 95Vi>ig6n Wein- 
geist, also eine Nettoeinfuhr von rund 113,000 Doppelzentnern 
ergibt, wobei noch zu beachten ist, dass die Ausfuhr fast nur 
aus Iva, Magenbittern, Absinth in meist schwerer Verpackung 
bestand. Die Einfuhr von denaturiertem Sprit, der erst 1882 
eine besondere ZolIberUcksichtigung erfuhr, ist in den Zahlen 
für 1882 und 83 nicht mehr inbegriffen. Zu einem ganz ähn- 
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liehen Sesultat gelangt auch MiUiet auf Onind einer Zusam- 
menatellung der Importe von Bohspiritus, Trinkbranntwein, 
Qualitätsbranntwein, Likören und denaturiertem Sprit in den 
Jahren 1880 — 1884, seine Mittelzahl von einem Einftihrüber- 
schuss von 116,270 Meterzentnern Bruttogewicht läest sich 
mit der Zahl 113,000 für die Periode 1876/83 wohl vereinigen. 
Die durchschnittliche Gradstärke der Importware kennen wir 
vollstfindig nur für die Jahre 1883/84 in welchen sie 87Vi 
betrug. Ein Meterzentner ä 87V» entspricht 2O8V4 1 ä 50*. 
Indem MiUiet nun für den Einfuhrüberschuss der ganzen 
Periode 2101 rechnet »md 100 kg Bruttogewicht = 85 kg 
Nettogewicht set^t, erhält er rechnerisch ein Imporiiplus von 
207,542 hl k 50" und indem er davon ein jahresdurchschnitt- 
liches Quantum von 39,849 hl zu technischen und Haushal- 
tungszwecken verwendeten denaturierten Sprites abzieht, mit 
172,542 hl — das Quantum Sprit, Spiritus und Branntwein 
das in der Periode 1870 — 84 zu Trinkzwecken in Fässern 
jährlich impori:iert worden ist. Von dieser Summe 172,543 hl 
ist endlich noch ein AusfuhrUberschuss von 2018 hl ä 50" ab- 
zuziehen, die sich auf Absinth, ßhum, Kirsch, Branntwein in 
ErUgen oder Flaschen bezieht. Es ergibt sich also ein Ge- 
samteinfuhrüberschuss von rund 170,000 hl ä 50" gebrannten 
Wassern überhaupt. Eine Addition dieser 170,000 hl mit der für 
die einheimische Produktion gefundenen Hektoliterzahl würde nun 
3. den Landeskonsum vor Einführung des Monopols er- 
geben. Allein wir haben ja gesehen, dass für die Produktion 
die Zahlen nur mit äusserster Vorsicht aufzunehmen, auf jeden 
Fall sehr schwankende sind. Wir glauben am ehesten eine 
ungefähr richtige Zahl zu erhalten, wenn wir zwischen der 
offenbar zu niedrigen Zahl von 70,000 hl und der wahrschein- 
lich doch etwas zu hoch genommenen Summe von 130,000 hl, 
von der über 8000 hl ja sowieso als Abrundungen abzuziehen 
sind, mit ca. 100-110 hl die ungefähre Mitte wählen und so- 
mit für den Gesamtkonsum die Summe von 270-280,000 hl 
erhalten, eine Summe, die auch in der Botschaft vom 20. 
November 1884 angenommen wird, während die Botschaft vom 
8. Oktober 1886 rund 300,000 hl berechnet, dabei jedoch das 
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Schmuggeln nach dem Ausland offenbar völlig ausser acht 
läset. Milliet berechnet diesen Schmuggel in Übereinstimmung 
mit einer im Mai 1887 aue Sprithandelskreisen eingereichte 
Eingabe auf 30,000 hl, während er ihn anderwärts (GteschäftB- 
bericht 1887/88, Basler Kongressbericht) bis auf 70,000 hl 
geschätzt hat. 

Unter Berücksichtigung dieses Schmuggeins können wir 
als endlichen mutmasslichen Eonsmn vor 1887 die Summe von 
ca. 250,000 hl annehmen (MüUet 270,000) d. h. etwa 10 1 
auf den Kopf der Bevölkerung. Gehen wir nun 

n. zum Alkoholkonsum der Monopolzeit über. 

1. An Sprit und Spiritus zu Trinkzwecken setzte die Alko- 
holverwaltung 



>b 


i 96fl6»/, 


= hl ä 6O0 


1887/88 


64,650 


151,692 


1889 


67,678 


137,043 


1890 


69,223 


162,698 


1891 


70,092 


164,716 


1892 


70,984 


166,802 


1893 


87,259 


168,059 


1894 


68,058 


136,436 


1895 


68,393 


137,227 


1896 


62,487 


146,844 


1897 


66,377 


153,636 


1898 


66,946 


167,321 


1899 


64,417 


151,380 


1900 


60,261 


141,590 


1901 


60,876 


119,441 


1902 


52,011 


122,226 


1303 


66,772 


133,414 


1904 


60,297 


141,699 


Total 


1,006,624 


2,482,221 


urchschni 


tt 69,149 


146,013 



Die gebrannten Wasser sind, wie Milliet bemerkt, zu 
einem unbekannten Teile auch anderen Zwecken als der Be- 
reitung alkoholischer Getränke dienstbar gemacht worden. Die 
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dem Trinkkonsum entzogenen Mengen sind aber notorisch 
r^ativ so gering, Abbs wir darauf verzichten können, dieselben 
schätzungsweise feetzustellen und in Äbzag zu bringen. 

2. Der Konsum von Qualitätsbranntwein, Liqueur und 
Wermutwein, inkl. Sprit zu Wein etc. lässt sich niu" berechnen 
aus der Höhe der auf sie gemachten Monopolabgaben. Dem- 
gemäss berechnet Milliet fUr das Jahrzehnt 1893/02 

a) für die inländische Produktion 2235 hl 

b) für den Import 6960 hl 

Summa 9195 hl abzüglich 

a) für den Esport rücksteuerberech- 
tigter monopolpflichtiger Brannt- 
weine und Liköre 2813 hl 

ß) für den Exportüberschuss von Wer- 
mutwein 1506 hl 
Rest 4877 hl 
ergibt zusammen mit dem durchschnittlichen Absatz von 
Sprit und Spiritus zu Trinkkonsum einen durchschnitt- 
lichen Verbrauch von rund 155,000 hl monopolpflich- 
tigen Getränken. Wir kommen 

3. zu den nichtmonopolpflichtigen Getränken. Hier liegt 
die Sache wesentlich schwieriger. Einzig die Waadt veröffent- 
Ucbt die Zahlen fUr die Produkte monopolfreier Getränke ; es 
stehen mir hierüber nur die Zahlen von 1893 — 1902 zur Ver- 
fügung. 

Kirsch- und Pflauntenwasaer Trester und Drusen Tobd 

1893 3666 2161 67-26 

1894 952 1948 2900 
1896 658 1068 1726 

1896 665 1582 2147 

1897 789 2078 2867 

1898 1006 1671 2677 

1899 799 1216 2091 

1900 4689 3863 8.M2 

1901 8281 2771 5989 

1902 2639 3242 6718 

ZekuJahr.DurdiBchn. 1870 2159 4087 
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1897 erliess der BundeBrat bei 
«ine Umfrage nach der Höhe der monopolfreien Produkte, 
deren höchst fragmentarische Ergebnisse ich nachstehend 
mitteile. UiUiet schätzt die Gissamtproduktion während 
der Periode 1893/1902 auf höchstens 30,000 hl k 50", von 
welchen noch ein Esport von ca. 1000 hl, ä 50" abzuziehen 
sei, 80 dasa eine Totalproduktion von 29,000 hl jährlich zu 
verzeichnen wäre. 



Kleinbetriebe 
Anzahl 
Brenner 



gi_ Grossbetriebe Betriebe tlberhpt. 

"»!*'«'" Anzahl ImitU. Anzahl mitU- 
"™*- Brenner Prod. Brenner Prod. 



a) Kantone, welche die Produktions-Mengen aller Betriebe 
erfragten. 



Luzern 


1371 


863 


76(10 


2U2 


3061 


AusserrhodeD 


? 


? 


? 


? 


61 


Aargau 


8613 


678 


1093 


3M6 


4706 


Tessin 


? 


? 


? 


> 


976 



b) Kantone, welche die Produktion bloss bei den Mittel- und 
Grossbetrieben erft-agten. 



Zürich 


2898 


? 


2877 


8392 


6275 


Bern 


4620 


? 


473 


K7H 


6098 


Sokalhausen 


378 


? 


71 


262 


444 



c) Kantone, 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Olarus 
Preiburg 
Solo th um 
Baselstadt 
Baselland 
Innerrhoden 
St, GaUen 
Graubünden 
Thurgau 
Waadt 
Neuenburg 
Genf 



welche die Produktion gai 


nicht erfrag 


170 


? 


266 




426 


107 


? 


78 




180 


28 


? 


80 




108 


? 


? 


? 




67 


? 


? 


26 




P 


? 


? 


? 




1667 


80 


? 


23 




103 


1652 


? 


181 




1788 


31 




7 




38 


? 




? 




1657 


783 


? 


117 




860 


1880 


? 


151 




2081 


936 


? 


89 




1025 


102 


? 


■ 88 




190 


30 


? 


56 




86 
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FUr Bern l>eziffert der Kantonsstatistiker die Produktion 
der Brenn-CuDpagne 1902 auf 2659 Hektoliter. 

Totalansfnhr von Spirituosen. 



JJ.r 


Branntwein 
in Fässern 
HekioUter 


Branntwein 
in Flaschen 
Hektoliter 


Liiere in 
jederFsBung 


1898 


783 


198 


2444 


1894 


466 


216 


1988 


1896 


467 


177 


2736 


1896 


480 


148 


2392 


1897 


494 


166 


2096 


1898 


622 


116,6 


2149 


1899 


618 


114 


2964 


1900 


686 


178 


2462 


1901 


622 


■ 216,6 


2016 


1902 


471 


204 


1976 



540 171,6 2321 abzüglich monopol- 

pSichtiger Spiritus. 

Es mögen hier noch einige Zahlen betr. die zeitliche und 
regionale Yerteilung des Absatzes der Alkohol -Verwaltung 
Pfttz finden. Am niedrigsten ist derselbe in den Monaten 
April bis und mit Juli; am höchsten in den Wintermonaten 
Oktober, November, Dezember und Januar. Den stärksten 
Absatz per Kalendertag im Jahre 1890 zeigte der November 
mit 230,21 q,, den schwächsten der Juni mit 161,75 q. Ein 
Bild der regionalen Verteilung geben die Ziffern der nach- 
stehenden 2 Tabellen, es ist aber davor zu warnen in ihnen 
eine Statistik des Verbrauches der einzelnen LandesteÜe zu 
sehen. Eine solche ist unmöghch, weil die Alkoholverwaltung 
Über die lokale Verteilung des konsumtiousfähigen Brannt- 
weins, welcher aus den nach jenen Bezirken importierten 
Rohstoffen der Regie (Spiritus und Sprit) hergestellt wird, 
ebenso wenig unterrichtet ist, wie über den Konsum an mono- 
polfreien Destillaten. Nach Kantonen geordnet, betrug also 
der Inlandsabsatz in den Jahren 1889 — 1895 pro Kopf 
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1889 


1890 


1891 


189S 


1893 


1894 


1895 1: 


891^ 


Zürich 


1,0 


1,0 


1,0 


1,0 


1,0 


0,7 


0,8 


1,0 


Bern 


3,3 


3,8 


3,7 


3,8 


3,6 


3,4 


3,3 


3,6 


Luzern 


1,2 


1,6 


1,6 


1,6 


2,0 


1,5 


1,6 


1,7 


Uri 


0,3 


0,6 


0,7 


0,8 


0,9 


0,8 


0,8 


0,8 


Sohwyz 


1,* 


2,1 


2,4 


2,5 


2,6 


2,0 


2,3 


■2,4 




1,7 


1,7 


1,7 


2,1 


1,1 


1,3 


1,6 


Glarus 


0,9 


1,1 


1,2 


1,3 


1,2 


1,1 


1,1 


1,2 


Zug 


2,6 


8,5 


3,8 


3,7 


8,6 


2,6 


8,3 


3,4 


Freiburg 


2,2 


2,2 


2,2 


2,2 


2,1 


2,0 


1,8 


2,1 


Solothurn 


2,4 


2,9 


2,9 


3,0 


2,6 


2,6 


2,5 


2,8 


Baselstadt 


5,8 


6,5 


6,5 


6,1 


5,7 


5,1 


5,4 


6,8 


Baselland 


1,2 


1,5 


1,4 


1,8 


1,2 


1,1 


1,2 


1,8 


Schaffliausei 


1 0,5 


0,5 


0,6 


0,6 


0,6 


0,4 


0,4 


0,5 


Ausserrhoden 0,3 


0,4 


0,4 


0,4 


0,4 


0,3 


0,4 


0,4 


Innerrhoden 


0,2 


0,2 


0,1 


0,1 


0,1 


0,1 


0,2 


0,2 


St. SaBen 


0,5 


0,6 


0,6 


0,6 


0,5 


0,4 


0,4 


0,5 


Graubünden 


1,0 


1,2 


1,3 


1,4 


1,3 


1,2 


1,2 


1,3 


Aargau 


0,7 


1,0 


0,9 


1,0 


0,9 


0,7 


0,8 


0,9 


Thurgau 


0,2 


0,3 


0,3 


0,3 


0,3 


0,2 


0,2 


0,3 


Tessin 


0,8 


1,0 


1,1 


1,0 


1,0 


0,8 


0,9 


1,0 


Waadt 


1,3 


1,6 


1,6 


1,6 


1,3 


1,0 


1,1 


1,4 


Waüis 


0,4 


0,4 


0,5 


0,5 


0,4 


0,3 


0,3 


0,4 


Neuenburg 


7,3 


8,8 


9,0 


9,4 


9,0 


7,7 


7,2 


8,5 


6enf 


4,2 


5,9 


6,7 


5,7 


5,0 


4,4 


4,9 


5,2 



Total 1,9 2,3 2,3 2,3 2,2 1,9 1,9 2,1 

Unter den Bezirken weisen die nachfolgenden einen über 
^em Landeedurchschnitt stehenden Absatz per Kopf auf; 

Inlandaabiatz 
Bezirk Kanton per Kopf und Jahr 

1895 1891/1896 

29,8 83,8 

9,2 10,8 

9,6 9,9 

8,2 9,6 

8,8 8,5 

7,6 7,7 

6,6 7,4 

6,6 6,1 

5,1 5,9 

6,4 5,8 



Val-de-TVavere 


Neuenburg 


Pruntrut 


Bern 


Ville de GenSve 


Genf 


Delaberg 


Bern 


Wangen 


, 


EOnacU 


Schwyz 


Biel 


Bern 


Burgdorf 


, 


See 


Preiburg 


Baselstndt 


Baselsladt 
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Beiirk 


Kanton 


a^""-!, 


Jahr 

J91/16S 


Aarwangen 


Bern 


5,2 


6,6 


Soiothum 


Soiothum 


*,7 


6,6 


Neuohätel 


Neuenbürg 


4,2 


6,5 


Bern 


Bern 


4,3 


4,8 


PlesBur 


Graubßnden 


4,8 


4,6 


Oltae 


Freiburg 


3,4 


4,7 


Schwyz 


Schwyz 


4,2 


4,8 


Locle 


Neuenburg 


3,4 


4,2 


AfFoltem 


Zürich 


3,7 


3,9 


Chaux-de-Fondß 


Neuenbui^ 


8,4 


3,9 


Büren 


Bern 


4,1 


3,8 


Morges 


Waadt 


2,7 


3,6 


Bucheggberg 


Soiothum 


8,7 


8,6 


Boudry 


Neuenburg 


2,5 


3,6 


Zug 


Zug 


3,3 


3,4 


Signau 


Bern 


2,8 


8,2 


Münster 


, 


8,0 


3,1 


Treibergen 




2,7 


8,0 


Lausanne 


Waadt 


2,6 


8,0 


Zofingen 


Aargau 


2,8 


2,9 


Uendrieio 


Tessin 


8,2 


2,9 


Aarberg 


Bern 


2,7 


2,8 


Nidau 


g 


2,4 


2,8 


Schwarzenburg 


^ 


3,4 


2,6 


Erlacb 


_ 


2,3 


8,4 


Laupen 


j 


2,9 


2,6 


Glenuer 


Granbünden 


2,8 


2,4 


Jnn 


, 


2,3 


2,4 


Interiaken 


Bern 


2,1 


2,2 


Sursee 


Luzem 


2,1 


2,1 



Für den gesetzlichen Trinkverbrauch resultiert hieraus 
die Gesamtsumme von 184,000 hl gebrannter Wasser, es er- 
gibt sich also gegenüber der Periode vor der Einführung des 
Monopols, für die wir 250,000 hl angenommen haben, eine 
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absolute Verminderung von 66,000 hl oder eine relative Ver- 
minderung von 8 auf 5,2 1 per Kopf der Bevölkerung. 

Ee &agt sich nur noch, ob dieees gewiss ganz lobens- 
werte Beeultat einzig und allein auf Beehnung des Monopols 
zu schreiben sei. 

m. Die prozentuale Zunahme von einer der nachstehenden 
Periode zur anderen hatte betragen 

1851-1855 zirka 7,7 7« 

1856-1860 , 20,8 7o 

1861-186Ö , 1,25V(. 

1866-1870 , 9,7Vo 

1871-1875 , 25,1 7„ 

1876-1880 , 12,37o 

1881-1882 , ? 

Das Jahr 1885 weist demgegenüber mit einer Netto- 
einfuhr von 86,880 q inkl. Denaturen eine Abnahme von 33 7i) 
auf, ebenso hat 1886 eine weitere Verminderut^ zu verzeichnen. 
Die Einfuhr hatte also in den 70 er Jahren ihre grösste Zu- 
nahme bereits erreicht, als am 20. Juni 1874 der Bundesrat 
die Erhöhung des eidgenössischen Zolles auf destillierte Ge- 
tränke grundsätzlich beschlossen hatte, da war die Hochflut 
schon vorüber, die Einfuhr hatte bereite angefangen einer 
Abnahme zuzusteuern. 

Aber nicht nur die Einfuhr gebrannter Wasser, auch die 
einheimische Fabrikation derselben hatte ihren Höhepunkt 
hinsichtlich der Quantität schon bei Einführung des Monopols 
geraume Zeit überschritten. Durch seine Brannbweingesetze 
hatte vor allem Bern seine 12,000 Brennhäfen wesentlich 
reduziert, das Quantum des besteuerten Branntweins und 
Spiritus betrug 1873/74 1,280,034 i und stieg im Jahre 
1884/85 auf 2,882,576 I. Damit hatte aber die einheimische 
Industrie die obere Grenze vollständig erreicht ; mussten 1887 
noch 1,295,546 1 absoluten Alkohols importiert werden, um 
den Landesbedarf zu decken, so sank diese Ziffer in den fol- 
genden Jahren bis 1886 sukzessive bis auf zirka 410,000 1 
reinen Alkohols. Die einheimische Produktion genügte also 
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dem LandeBbedarf beinahe ToUständig, womit natflrlich auch 
eine weitere Entwicklung unmöglich war, da sie ja zu teuer 
arbeitete, um exportföhig zu sein. Das Bier war in den 
70 er Jahren schon ziemlich verbreitet, der Branntweintrunk 
durch die Tätigkeit der damaligen M&seigkeitsvereine der 
Öffentlichen Ächtung verfallen ; auch ohne Verfassungsrevision 
und Alkoholgesetze würde der blosse Wegfall der Ohmgelder, 
der auf 1890 zu erfolgen hatte, seinen wohltätigen Einfluss 
auf die Verminderung des Schnapskonsums ausgeübt haben. 
So ist die nicht zu leugnende Verminderung des Kon- 
sumes wohl nicht nur auf Rechnung des Monopols zu setzen, 
sie lag in den allgemeinen Verhältnissen begründet. Was 
das Monopol vor allem bewirkt, das ist die Umwandlung der 
Art des Eonsums, es hat die kleinen und kleinsten Brennereien 
wegrasiert, es hat den Brennern verboten, ihr Produkt direkt 
zum Ausschank zu bringen und hat damit die schlimmsten 
Herde der Infektion beseitigt oder unschädlich gemacht. „ So 
aller Beschreibung spottend wie in der pr&nonopolischen Zeit, 
sagt Marthaler, sieht es heute nicht mehr aus, und was die 
Hauptsache ist, wird es nicht mehr aussehen, solange der 
Bund das Alkoholmonopol ausübt." So glauben wir nicht 
fehlzugehen, wenn wir diese umwandelnde Wirkung des 
Monopols hoher stellen, als die nur teilweise dem Monopol 
zuzuschreibende Verminderung des Konsums, umsomehr, als, 
wie auch die R«gie des öfteren frank herausgesagt hat, die 
genossene Menge absoluten Alkohols nach wie vor dem Monopol 
die gleiche ist, 14 — 16 1 per Kopf. Was an Branntwein etwa 
weniger getrunken wird, kommt zur andern Türe in Form 
von gegorenen Getränken wieder herein. 

Andererseits aber sind die Zahlen betreffend die monopol- 
freie Produktion und Verarbeitung, wie gesagt, höchst unsicher, 
es ist möglich, dass die Daten, die wir gestützt auf die Müliet- 
schen Ausführungen gegeben haben, richtig sind; möglich ist 
es aber auch, dass sie mehr oder weniger stark hinter der 
Wirklichkeit zurückstehen. Die eidgenössische Gesetzgebung 
weist eben hier eine Lücke auf, die umso unheilvoller ist, als 
die Kantone nur in äusserst laxer Weise ihren verfassungs- 
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mfiesig festgelegten ÜberwachuQgspflichten nachkommen. Es 
ist daher sehr zu begrUBsen, daas gerade jetzt durch die so- 
genannte Äbsinthinitiative ein kräftiger Yorstoss gemacht wird, 
die eidgenössische Gesetzgebimg auch auf dieses Gebiet zu 
übertragen und zugleich in ihr das Verbotsprinzip einzuführen. 
Bekanntlich wurde vor wenigen Monaten im Eanton Waadt, 
durch verschiedene traurige VorMle veranlasst, das Absinth- 
verbot mit einer Mehrheit von ca. 9000 Stimmen angenommen. 
Ein gleiches Verbot wurde anfangs Februar 1907 auch in 
Genf zum Gesetz erhoben. War es nun aber schon aus rein 
juristischen Gründen strittig, ob den Esntonen das Recht 
zum totalen Verbot eines Getränkes zustehe, so war es an- 
dererseits auch klar, dass die faktische Durchführung eines 
bloss kantonalen Verbotes mit umso grosseren Schwierigkeiten 
zu kämpfen haben werde, als den Kantonen ja nur die Gesetz- 
gebung über Kleinhandel und Ausschank zusteht, der Gross- 
handel jedoch unter dem Schutze der Bundesverfassung steht. 
Die von den Abstinenten lancierte eidgenössische Initiative fand 
daher allseitig das grösste Interesse, und hat mit nicht we- 
niger als 168 000 Unterschriften bedeckt den Rekord Über 
alle bisherigen eidgenössischen Volksinitiativen geschlagen. 
Ihre endgültige Annahme durch den Souverän darf daher 
wohl ruhig als gänzlich ausser Zweifel stehend betrachtet 
werden. 

§ 14. Der Konsum gegorener Getränke '). 

I. Nicht das verbreiteste, wohl aber, wenn man so sagen 
kann, das nationalste dieser Getränke ist der aus Äpfeln oder 
Bimen bereitete nicht allzu alkoholreiche Most, fUr dessen 
Ertrag wir jedoch nur auf Schätzungen angewiesen sind, da 
einzig der EJinton Aargau regelmässige Erhebungen darüber 
anstellt. Unter Ignorierung der sehr unbedeutenden Ein- und 
Ausfuhr (Einfuhröberschuss 1893—1902 2700 hl, 1880—84 
ca. 900 hl) nimmt Milliet die jahresdurchschnittliche Produktion 
fünfgrädigen Saftes für 1880—84 auf 640000 hl, 1893—1902 

') Vgl. hiezu TOr allem: Milliet, Artikel geistige Getränke. 
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auf 900 000 hl an, es ergibt sich also eine absolute Steige- 
rung von 260000 hl und eine relative von 21 auf 26 1 per 
Eopf der Bevölkerung ; der Mostkonsum ist also beinahe 
konstuit geblieben. 

II. Der Wein war früher in weit höherem Masse Volks- 
getränk als heute. 

1. Für das Jahrfünft 1880—84 wird die Produktion von 
Traubenwein in den fünf Hauptkantonen wie folgt angegeben : 

in Tausenden von hl 
Wsailt SehaffhsDBen Zorioh Aargau Bern 5 Kantonen 



468 


31 


87 


18 


40 


639 


837 


46 


202 


67 


36 


688 


248 


26 


66 


23 


31 


893 


216 


32 


142 


32 


19 


441 


445 


38 


151 


63 


40 


737 


341 


36 


129 


41 


33 


579 



Bechnet man für die übrigen Kantone '/s hinzu, so ergibt 
sich für die Periode 1880—84 ein Jabresdurchßchratt von 
868,500 hl aufgerundet 900.000 hl. Bei einem durchachnitt^ 
liehen EinfuhrUberschuss von 14.883 q Trockenbeeren und 
2.876 q frischen Trauben dürfte die Traubenbeerenweinerzeu- 
gung für die erwähnte Periode auf die 45,000 hl 8" Ware 
geschätzt werden können, die Produktion von Trester- und 
Hefewein nimmt Milliet auf ca. 320-000 hl jährlich an, so 
dasssich eine Gesamtsumme von 900+454-320 = 1.265 Tau- 
senden hl ergeben würde. Zu dieser einheimischen Produktion 
kommt nun noch die ausländische Einfuhr, sie hatte in den 
Jahren 1880 — 84 einen durchschnittlichen Überschuss von 
740 000 hl über die Ausfuhr zu verzeichnen sodass sich für 
den Konsum 1880—84 die Totalziffer von 2,005,000 hl ergibt. 
Demgegenüber haben nun die Zahlen für 

2. die Periode 1893—1902 nur einen kleinen Zuwachs 
zu verzeichnen. Es betrug nach Mühet die einheimische Pro- 
duktion 
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a) Von Traubenwein in neun Kantonen fßr die Jahre : 

^ i ii^sllt«^ 

1893 768 65 129 130 211 87 62 38 38 1.518 

1894 657 61 131 166 182 57 49 58 31- 1.281 
1896 284 49 106 92 260 37 45 61 29 918 

1896 439 69 137 107 239 36 60 67 20 1.163 

1897 379 46 150 104 151 26 60 32 16 953 

1898 267 27 137 81 153 42 42 31 27 807 

1899 261 36 94 96 150 29 87 46 22 819 

1900 770 112 246 192 281 103 103 105 59 1.971 

1901 450 46 195 123 222 45 77 69 18 1.240 

1902 463 36 179 99 136 58 41 49 26 1.071 
«inini«. 463 62 150 118 198 52 61 54 28 1.176 

1903 171 39 — — 240 - — 89 24 — 

1904 466 29 - — 169 - — 30 31 — 
Laut Bt&tistiaches Jahrbuch geben wir hier noch soweit 

erhältlich die Zahlen für 1903 et 1904. 

Nach den Angaben der Kantonsregieningen stellt sich 
die schweizerische Weinernte im Jahre 1904 wie folgt dar; 
(Stat. Jahrbuch 1905.) 

169.122.7 

30.4850 

305.0 

1.662.5 

229.7 

18.388.0 

1.714.0 

1.127.8 

29.099.0 

208.1 

Übertrag 6.769 6 262.836.8 

1) Von den 353 ba Weinlanil enti^llen 36.S auf Baadatadt. 818 auf 
Baselland, die Ertragsziffem beziehen aich nur auf Baaelatadt, da in 
Baselland pro 1901 eine Erhebung dea geringen Ertragea wegen unter- 
lassen wurde. 



Zürich 


4.409.1 


Bern 


666.6 


Luzem 


11.6 


Schwyz 


47.1 


Olaras 


4.6 


Freiburg 


215.0 


Solothupi 


82.6 


Basel') 


353.8 


Schaffhausen 


1.063.9 


Äusserrhoden 


6.3 



6.546.420 


88.4 


1.049.228 


63.8 


12.260 


26.6 


62 653 


36.8 


16.637 


48.8 


513.646 


86.6 


68.876 


20.8 


66.390 


316 


1.116.087 


27.3 


12.922 


38.3 


8.448.867 
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St. aaUen 


438.8 


19.943.0 


1.054.616 


41.2 


Oraubünden 


364.0 


13.091.0 


670.496 


37.0 


Aargau 


2.129.3 


29.965.0 


1.139.086 


14.1 


Thurgau 


1.196.2 


44.393.6 


1.709.169 


37.1 


Teesin 


6.680.0 


82.662.0 


1.671.218 


14.6 


Waadt 


6.617.6 


466.840.0 


18.183.417 


71.8 


Wallis 


2.765.0 


135,6000 


6.791.967 


49.0 


I^euenburg 


1.158.4 


90.746.0 


2.791.967 


78.8 


flenf 


1.788,6 


138 983.9 


4.030.466 


74.9 


Sctwek 


28.881.3 


1.267.462.3 


46.009.470 


44,0 



Auf Grund dieser Angaben kann die Erzeugung von Wein 
aus Inlandtrauben für die ganze Schweiz im JahreBmittel 
1893/1902 höchstens zu 1,300,000 hl. veranschlagt werden, 
wozu noch rund 55,000 hl. aus frischen Auslandtrauben be- 
reiteten Weines zu rechnen sind. 

b) Von Trockenbeerenwein auf Grund eines jahreadurch- 
schnittlichen Einfuhrüberschusses von 

6135 q. Nettogewicht für getr. Weintrauben 
6188 q. , „ „ Tafeltrauben 

(1 Meterzentner Beeren = eine Ausbeute von 400 1. acht- 

grädigen Weines gerechnet) rund 35,000 hl. 

c) von Trester-, Hefe- und Eunstweine, sofern es sieh 
tier nicht um Beimengungen von Sprit handelt (s. o.) auf 
Grund einer runden Schätzung im Minimum 360,000 hl. Es 
ergibt sich hier also für die gesetzlichen Inlandproduktion 
die folgende Zusammenstellung: 

Wein aus frischen Inlandtrauben 1,300,000 hl 

, , „ Auslandtrauben 35,000 , 

, Trockenbeeren 35,000 , 

Kunstwein 360,000 , 

Summa 1,750,000 hl 

wobei zu bemerken ist, dass diese Zahlen als Minimalzahlen 

zu betrachten sind. 

d) Für die Einfuhr liefert die Zollstatistik für den Spezial- 
handel und den landwirtschaftlichen Grenzverkehr folgende Daten . 
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Natar. und Kunstwein 


Nitar- 




)•!» 


m FSMcm 


Sebanmvrem 


Aaäen Werne 




Einfuhr I Anitiilir 


Einfbhr 




Einfuhr 


AuBfbhr 




HektoUtw 








1893 


909,317 


4469 


1437 


567 


2118 


641 


1894 


877,179 


4281 


1852 


458 


1918 


723 


1895 


1,083,982 


4005 


2366 


437 


2052 


1085 


1896 


1,066,572 


5938 


3268 


477 


2484 


820 


1897 


1,200,263 


5522 


3063 


579 


2135 


1535 


1898 


1,244,715 


6761 


3249 


526 


2217 


1522 


1899 


1,256,823 


5637 


3460 


554 


2189 


1108 


19(H) 


1,112,407 


7350 


3317 


658 


2068 


1358 


1901 


990,132 


3606 


3416 


579 


2160 


1039 


19Ua 


1,189,571 


5704 


3679 


559 


1994 


1091 



1,097,470 durchschnittlicher Einfuhrüberschuss. 

Wenn ein Meterzentner Flaschenwein = '/, hl. geschätzt 
wird, so betragt der mittlere Einfuhrüberschuse in den Jahr- 
zehnten 1893/1902 rund 1,750,000 hl, der mittlere Landee- 
verbrauch im Minimum 2,850,000 hl. Gegenüber der Periode 
1880/84 weist also das Jahrzehnt 1893/1902 eine absolute 
Steigerung um 850,000 hl und eine relative von 66 1. auf 
80 1. auf. Auch hier ist die St«igenuig also nur gering. 

Wir kommen nun 

3. zur Hauptposition, dem Bier. Für die frühere Zeit 
Ifehlen uns hier leider die notwendigen Unterlagen, wir mllsseu 
uns mit der Angabe einer Jahresproduktion von 1,072,000 hl 
begnügen, die die Bierbrauervereine für die Landesausstellung 
von 1883 lieferten. Die T^ nfu br von Bier ist heute und früher 
nebensächlicher Art gewesen, sie betrug laut Zolltabelle im 
Mittel der Jahre 80—84 nur rund 40,000 hl. Beide Zahlen 
zusammen ergeben also für den mittleren Konsum von 
80—84 die Ziffer von 1,112,000 hl. 

Nach dem statistischen Jahrbuch der Schweiz betrug da- 
gegen die schweizerische Bierproduktion in Tausenden von 
hl im Jahre 1893 1,522 1898 2,115 

, 1894 1,512 1899 2,143 

. 1895 1,703 1900 2,166 

, 1896 1,880 1901 1,963 

, 1897 2,003 1902 1,994 
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d. h. im Durchschnitt der Jahre 93—02 1,901,010 hl. MiDiet 
kommt zu ähnlichen Resultaten (1,916,000 hl) indem er die 
Menge der importierten Rohstoffe heranzieht und daraus auf 
Grund der Annahme, dass zur Herstellung von 1 hl Bier 
höchstens 83 kg Malz, zur Herstellung von 75 kg Malz aber 
100 kg Gerste erforderlich seien, die Menge des produzierten 
Bieres berechnet. 
Pro 1903 betrug die Bierproduktion nach Elantonen geordnet : 



im Kanton *" 


Dl einer An 
Betr. von 


" total in lil. " 


avon ms Ai 


Zürich 


19 


410,007 


_ 


Bern 


S9 


226,516 


— 


Luzeni 


9 


114,667 


2000' 


Uli 


2 


2,660 


— 


Schwyz 


6 


11,004 


— 


Mdwalden 


1 


1,800 


— 


Glarus 


7 


26,043 


— 


Zug 


1 


5,000 


~ 


Freiburg 


i 


101,668 


— 


Solothura 


8 


50,293 


— 


Basel 


11 


313,630 


— 


Schaffhauaen 


6 


28,437 


— 


Appenzell 


7 


24,822 


— 


St. Gallen 


32 


229,319 


— 


Graubünden 


12 


43,732 


68 


Äargau 


20 


289,657 


326 


Thurgau 


11 


27,973 


— 


Tessin 


7 


49,060 


5500 


Waadt 


6 


51,379 


1560 


Wallis 


2 


4,000 


— 


Neuenburg 


7 


47,822 


— 


Gent 


6 


74,191 


9115 



Schweiz 217 2,078,509 18,569 

Wir erhalten nun den Landesverbrauch, wenn wir zur 

Durchschnittr-Produktionsziffer von 1,915,000 hl den mittleren 

EinfuhrUberschuss von 60,000 hl addieren : er beträgt demnach 

1,975,000 hl ~ rund 2 Millionen hl und weist gegenüber der 
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Vorperiode eine absolute Steigung um 900,000 hl oder eine 
relative Steigerung von 37 auf 67 1 per Kopf auf. Für den 
Totalkonsum an gegorenen Oetr^ken kdonen wir also 
fönende Tabelle aufstellen. 

Periode 1880/1889 Periode 1893/1902 

hl Total 1 per Kopf hl Total I per Kopf 

Most 640,000 21 900,000 26 

Weine 2,005,000 66 2,850,000 80 

Bier 1,112,000 37 2,000.000 57 

Total 3,757,000 124 5,750,000 163 

Steigerung— — 1,933,000 39 

Wir sehen die gegorenen Getränke haben alles wieder 
wett gemacht, was durch Alkoholmonopol und sonstige Um- 
stände in bezug auf die Verminderung des Branntweinkonsums 
erreicht worden ist. Damit stimmt denn auch die Angabe 
Forel's, dass die Mehrzahl der in Ellikon verpflegten Alko- 
holkranken nicht Schnapstrinker, sondern Bier- und Wein- 
säufer seien. 

Der Gesetzgeber hat diese Entwertung der Dinge einiger- 
maesen geahnt und hat daher den Kantonen durch die Revi- 
sion des Artikels 31 und den Alkoholzehntel Mittel und Wege 
eröffnen wollen, gegen die Trunksucht überhaupt vorzugehen. 
Die Verwendung des Zehntels wollen wir in einem der fol- 
genden Paragraphen behandeln, hier wollen wir nur kurz 
skizzieren, inwieweit die Kantone von ihrer Kompetenz der 
Wirtschaftsgesetzgebung Gebrauch gemacht haben. Im We- 
sentlichen ist diese Wirtschaftsgesetzgebung in den einzelnen 
Kantonen dieselbe: ihre hauptsächlichsten Bestimmungen be- 
ziehen sich auf die Erhebung von Patenten, die Normierung 
der Anzahl der Wirtschaften (Bedürlnisfrage) die Anordnung 
der Polizeistunde, auch für das Personal sind hie und da aller- 
dings recht lückenhafte Schutzvorschriften erlassen worden, 
ich verweise in bezug auf diesen letzten Punkt auf No. 10 
der Monatsschrift fiir christliche Sozialreform 1905, wo ich 
pag 495 ff. die in Betracht kommenden Bestimmungen be- 
sprochen habe.') 

') Vgl. auch LandüMUin: ArbeiterschutzgeMtigebung der S«hweii. 
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Die Einteilung und Benennung der Patente ist natürlich 
je nacb den Verhältniesen eine verschiedene. Von Bundes- 
wegen sind, wie wir sahen, nur die Eleinverkaufsetellen ge- 
hrannter Wasser, mit Taxen zu belegen, im Übrigen haben die 
Kantone volle Freiheit auch bezüglich den Kleinverkauf ge- 
gorener Getränke. Keine Taxen auf solche erheben die Kan- 
tone Glarus, GraubUnden, Appenzell- Ausserrhoden. Taxfrei 
sind ferner die sogenannten ehehaften Wirtschaften. Das Ehe- 
hafts- auch Kealwirtsrecht (Luzem) genannt, iet ein Real- 
recht, das mit einem bestehenden Grundstück verknüpft ist. 
Es kann vom Staat gegen Entschädigung apropriiert werden. 
Neue Ehehaften werden nicht mehr erteilt, sie bestehen nur 
noch in Zürich, Luzem, Freiburg, Solothum und Aargau. Die 
Höhe der Taxen schwankt im übrigen je nach Art und Um- 
fang des Betriebes und je nach den verschiedenen Kantonen 
und Gemeinden, ebenso ist die Verteilung des Ertrages zwischen 
Staat und Gemeinden eine sehr verschiedene. Interessant sind 
die Riequisiten Itir die Patenterteilung. In der Regel werden 
Patente nur an Ortsansässige erteilt. Zürich verlangt ein Jahr 
Niederlassung bei Gründung neuer Wirtschaften, Schwyz eben- 
falls ein Jahr Niederlassung im Kanton, andere Eri'ordemisse 
sind guter Leumund und der Vollgenuss der. bürgerlichen 
Rechte und Ehren. Doch darf laut Entscheidung des Bundes- 
rats eine einmalige strafgerichtliche Veruri«ilung nicht als 
Verweigerungsgrund gelten, ebensowenig Mangel an Fleiss 
und Solidität. Ehefrauen bedürfen zur Erlangung eines Pa- 
tentes der Zustimmung ihres Mannes, wer mehrere Wirt- 
schaften betreiben will, bedarf ebenso vieler Patente, doch 
geben Zürich und etliche andere Kantone Bern, Freiburg, 
St. Gallen an eine Person nur je ein Patent. Überall können 
Patente nur an bestimmte einzelne Personen erteilt werden 
und nur für eine bestehende Lokalität, sie begründen in der 
Itegel kein dingliches Recht. Die Übertragung von Patenten 
auf andere Personen und Gebäude ist jedoch in Solothum und 
Freiburg ermöghcht. In Neuenburg ist das Patent für monopol- 
pflichtigen Alkohol ausdrücklich an eine bestehende Fabrik, Döbit 
oder Magazin gebunden. Emige Kantone bestimmen, daes kein 
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Patent für Wirtechaften in der Nähe von Kirchen und Schulen 
erteilt wird. Äusgesehloaßen von der Betreibung einer Wirt- 
schaft sind die höheren Staataangestellten Schreiber und Be- 
hörden und in der Begel Geistliche und Lehrer (ZUrich, Bern, 
Schaffhausen, Baselland, neuerdings auch Thurgau. Gesetz vom 
19. Oktober 1900 81S1 Ja gegen 6234 Nein). Wie stark gerade 
hier die Beamtenwirtschaften vertreten waren, zeigt nachstehende 
Tabelle pag. 187 die wir dem Begleitschreiben des thurgauischen 
Begierungsrates entnehmen. In ausserordentlichen Fällen 
(TmppenzusammenzUge) werden besondere Patente filr kürzere 
Dauer erteilt als im Gesetz sonst vorgesehen. Über Polizei- 
stunden und Sonntagsechluss enthalten die meisten Gesetze 
ähnliche Bestimmungen: sie ist meistens auf 11 Uhr ausge- 
setzt; der Sonntagsschluss auf die Zeit des Gottesdienstes. 

Die weitaus wichtigste Bestimmung der Wirtschaftsgesetze 
ist aber ohne Zweifel die sogenannte Bedürfnisklausel. Bis 
zur Bevision von 1885 konnte die Bewerbung zum Betrieb 
einer Wirtschaft nicht vom Vorhandensein eines diesbezüg- 
lichen Bedürfnisses abhängig gemacht werden, weshalb die 
Beschränkung der Wirtschaften auf eine Normaizahl nicht 
haltbar war. Dass der revidierte Artikel 31 trotz des Wider- 
strebens des Bundesrates den Kantonen ausdrücklich dieses 
Recht zurückgibt, darf als ein kleiner aber wichtiger Erfolg 
der damaligen Mässigkeitsbestrebung angesehen werden. Diese 
Beschränkung kann jedoch nur auf dem Wege der Gesetz- 
gebung erfolgen, auf welche gestutzt Gemeinde, Bezirks- oder 
Regierungsbehjjrden eines Kantons die Zahl der Wirtschaften 
regeln können. In Kantonen, in welchen eine solche kanto- 
nale Bestimmung nicht besteht, kann daher nach wie vor die 
Frage des Bedürfnisses nicht angeworfen werden. Der Be- 
dürfaisartikel ist jedoch in den meisten Kantonen eingeführt. 
(Vgl. Tab.). Zürich limitiert die Zahl der Wirtschaften so, 
dass auf weniger als 200 Einwohner keine neue Wirtschaft 
mehr patentiert wird, es sei denn, es handelt sich um Wirt- 
schaften mit bestimmten Ausnahmen. Mindestens alle 4 Jahre 
soll die Wünschbarkeit der Einschränkung studiert werden. 
In Freiburg kann die Regierung erteilte Konzessionen sogar 
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rückgängig machen, gegen Entschädigung. Schaffhausen, Äusser- 
und Innerrhoden, Graubünden, Thurgau, Tesein, Neuenbui^, 
Gfenf haben keine Bestimmung betrefis Bedüriniafrage. Dass 
übrigens auch unter dem Regime der BedUrftiisklausel die 
Zahl der Wirtschaften eine sehr hohe ist, zeigt folgende Tabelle. 











— — , 


Kantone 






Geseti Tom 






1879 


18» 


■llt Ki. 


ObB*Kl 






Zflrich 




nein 


^' 








W.-G. 31. Mai 1896 


16 


Bern 


i" 




ja 








15. Juli 1894 


6 


Lnzeni 


i« 




ja 








22. Nov. 1883, 
rev. 3. Man 1897 


1220 


Uri 


j<i 




i" 








4. Mai 1884 


5 


Schwyz 




nein 




nein 






W- Verordnung 20. JuU 

1889, rev. 7. Aug. 1896 
W.-G. 20 Jan. 1878, 




Obwalden 


j« 




ja 
























rsT. 11. Sept 1876 


















und 24. AprÜ 1887 


2 


Nidwaiden 


i« 




ja 








26 April 1877 


la. 


Glarus 




nein 










7. Mai 1893 


4 


Zng 


i« 




ja 








11. Dez. 1882 
Abflnd. 21 Mai 1894 


6 
1 


Freibune 


i« 




i" 








9. Febr. 1896 


Su.lO 


Solothum 














19. Dez. 1887 


7 




ii^ 




l 








18. März 1889 


11 


Basellaad 












1. Dez. 1887 


3 


Schaffhausen 












Pol.-Verord.4 Nov. 1887 


















rev. 19. Nov. 1888 




A.-Rhoden 




nein 




nein 






18./19 Jan. 1894 




L-Rhoden 




nein 










W.-G. 22. Nov. 1888 


5 


St. Gallen 




nein 


ja 












Aargau 


j» 






nein 






14. Dez. 1858 




Thurgau 




nein 




nein 






11. April 1888 




Tessin 














Kein Ges. W.W.Sache 




Waadt 




nein 


i* 








W.*. 29. Mai 1888, 
rev. 8. Sept. 1893 
29. Nov. 1886 


19 


Wallis 


j^ 




ja 








6 


Neuenburg 




nein 




nein 






25, Febr. 1887 




Genf 




nein 


ja 








12. MSrz 1892 


5,3 



1) Auf der Tabelle sind auch die beiden Kantone Bern und Aargau 
mit ja vetzflichnet, denn ihre Gesetze enthalten in der Tat Bestimmungen, 
nach welchen die Erteilung eines Patentes wegen mangelnden BedOrf- 
nisses verweigert werden kann. Die betr. Gesetze datieren jeduch aus 
der Zeit Tor Erlaas der Bundesverfassung von 1874, durch deren (Art. Bf 
diese Bestimmungen nach dem Grundsatz Bundesrecht blicht kantonales 
Recht, aufgehoben worden waren. Die Revision verlieb diesen aufge- 
hobenen Bestimmungen nicht wieder von neuem Gesetzeskraft, damit 
das aufgehobene Gesetz wieder auflebe, bedarf es vielmehr einer neuen 
den Inhalt des früheren Gesetzes in sich au6iehmenden Rechtsuonn 
(Entsch. d. Bundesgerichts Bd. XY, pag. 157 If.) Solange diese neue 
Bestimmung nicht erlassen, solange bleibt die im Gesetz zwar vorhandene 
Klausel unrechtskrftfljg. Oh ebnÜche Verhältnisse sich auch in anderen 
Kau tonen finden, wissen wir nicht. 
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Intereasant ist endlich noch, die Stellung der Wirte zu 
diesen Yorschriften zu beleuchten. Nach Zeitungsnachrichten 
stellte am 29. November 1905 eine allgemeiae Wirteversamm- 
lung folgende Vorschläge auf Abänderung des Züricher Wiri>- 
Schaftsgesetzes auf: 

A. In bezug auf das Wirtschaftsgewerbe: 

1. Aufhebung der Patenterteilung für Verwirtung an 
Kostgebereien und Pensionen fUr Ortsansässige, an 
Warenhäuser und Konditoreien. 

2. Die sogenannte PatentUbertragung (Patenthandel} 
ist unzulässig, solange in der betreffenden Gemeinde 
oder Stadtgegend mehr als eine Wirtschrft auf 
200 Einwohner Mit. 

3. Aufstellung von Bestimmungen, die geeignet sind, 
die Zahl der Wirte da zu reduzieren, wo das Be- 
dUrfiiis überschritten ist. 

4. Die achtstündige Buhezeit der Bediensteten soll 
nicht an eine bestimmte Zeit geknüpft sein, 

B. Kleinhandel mit geistigen Getränken (Flaschenbier- 
handel etc.) : 

1. Aufstellung von BedUrftüsklauseln auch für die 
Eleinhandelsstelle. 

2. Einschränkung der Verkaufszeit. 

3. Hausierverbot. 

4. Patentverweigerung fürVerwirtung und Kleinverkauf 
an Bauunternehmer und deren Angestellte auf Werk- 
plätzen. 

Ö. Bestimmung der Höhe der Patenttaxen wie bei den 
Wirtschaften. 
Wir können diesen Vorschlägen (ausser A 4) wohl un- 
bedenklich zustimmen, teilweise sind sie ja bereits in den 
Wirtschaftsgesetzen anderer Kantone verwirklicht. Im übrigen 
verweise ich in hezug auf diese Fragen auf die Abhandlungen 
von Oberbürgermeister Antoni-Fulda: Zur Frage des Kon- 
zessionswesens, Archiv ftlr Städtekunde 1906, 2. Heft (Februar) 
und Fabrikinspektor F u c h e - Karlsruhe : Zur gesetzlichen 
Kegelung des Kleinhandels mit Bier, Alkohoiismus 1904, Heft 2- 
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über die in den 90er Jahren projektierte eidgenossische Bier- 
Steuer, die meinesErachtens nur dannzu befürworten wäre, wenn 
sie gleichzeitig mit einer Besteuerung der monopolfreien Brenne- 
reien und einer Weinsteuer eingeführt würde, vergleiche Näf, 
Tabakmonopol u. Biersteuer, Zürich 1905. Erwähnung möge end- 
lich noch die bekannte MotionHilty finden, deren Ziel es ist den ein- 
zelnen Gemeinden das Recht einzuräumen, selbständig restriktive 
Massregeln gegen den Alkoholismuszu ergreifen (sog. Lokaloption.) 

§ 15. Die Verwendung des Alkoholgehntels 
Die Angaben des vorhergehenden Paragraphen über die 
Wirtschaftegesetzgebung der Eantone mögen für die Be- 
kämpfung des Alkoholismus auf dem Wege kantonaler Gesetz- 
gebung gentigen, sind doch die diesbezüglichen Kompetenzen 
der Kantone auch jetzt noch durch den Grundsatz der Gewerbe- 
freiheit so sehr beschränkt, dass an direkte Massnahmen gegen 
•den Alkohol gar nicht zu denken ist. Dagegen sind nun laut 
Absatz 4 des Revisionsartikels 32 die Biantone verpflichtet, 
wenigstens 10 "/o ihrer Einnahmen aus dem Monopol zur Be- 
kämpfung des Alkoholismus in seinen Ursachen und Wirkungen 
zu verwenden und das neue Monopolgesetz legt ihnen ob, über 
diese Verwendung dem Bundesrate Bericht zu erstatten. Der 
Bundesrat hat davon der Bundesversammlung in einem ge- 
druckten Rapport Kenntnis zu geben; als letzter dieser Be- 
richte liegt mir deijenige pro 1903 vor. 

Die Verfassungsbestimmung über den Alkoholzehntel geht 
zurück auf einen Zusatzantrag der Nationalräte Curti, Sonder- 
egger und Joes, wonach '/,o des den Kantonen zuzuteilenden 
Monopolgewinnes dem Bunde zwecks Bekämpfung des Alko- 
holismus Überlassen werden sollte. Zuerst im Nationalrat in 
der Minderheit verblieben, wurde der Antrag später von der 
Kommission des Ständerate wieder aufgenommen und in der 
heutigen Passung, laut welcher der Zehntel nicht vom Bund, 
sondern von den Kantonen verwaltet wird, von den eid- 
genössischen Bäten doch noch akzeptiert. Dagegen liess man 
■es leider an anderen Ausführungsbestimmungen als den in 
Art. 24 des Monopolgesetzes (Art. 13 des alten Gesetzes) er- 
wähnten leider fehlen. Wohl wollte sich der Bundesrat ur- 
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sprUngHch das Becht gewahrt msseu, denjemgen £imtonen, 
welche einen Teil des Zehntels nicht verfassungsgemäse verwende^ 
ten, bei der nächsten Verteilung des Monopolvertrages entspre- 
cfaendeAbzüge machenzu dürfen ; allein der Antrag beliebte nicht. *> 

Und doch hätte er von grossem Nutzen sein können, das 
zeigt ein Blick auf die in nachstehenden Tabellen dargestellten 
tateächlichen Yerwendungsarten. 

Von 1889 — 1903 betrug der gesetzliche Alkohoizehntel 
7.719,954 Fr-, tatsächlich verwendet wurden jedoch 8,813,239 Fr. 
Das sieht nun auf den ersten BUck recht hUbech aus, das 
Bild wirkt jedoch ganz anders, wenn wir auf die Verteilung 
im einzelnen eingehen. Wir geben vorerst auf nachstehender 
Tabelle eine ÖeeamtUbersicht. Damach betrug: 







J 




^ s|i 


E« arfibt ikh 






s=s 




b|« 




Kantone 


Alkobol- 


säl 








6 -S 




Eclint«] 


'r 




Jlt 


1 




Zflrieh . . . 


967,116 


29,703 


996,819 


996,869 


50 




Bern . . . 


1,378,763 


20,427 


1,399,180 


1,417,034 


17354 




Lutem . . . 


347,078 


4.755 


361,833 


359,663 


7,750 




Uri . . . . 


44,740 


2.068 


46,813 


49,246 


2.432 




Schwyz . . 


139,087 




139,087 


139,087 




3. 


Obwalden . 


37,537 


2,115 


39,662 


39,649 






Nidwald«n . 


31,669 


3,545 


36,214 


36.624 


310 




ülarua. . . 


83,066 




83,066 


117,062 


33,986 




Zog. . . . 


60,167 




60,167 


90,261 


30,084 




Freiburg . . 


305,046 




306,046 


321,268 


16,213 






223.446 




223,446 


223,446 






Baaelatadt . 


212,053 




212,063 


216.640 


4387 






161,441 




161,441 


276,141 


114,700 




Schaff hausen 


104,528 




104,528 


861,094 


766,666 




Ausserrboden 


147,349 




147,349 


149,404 


2,066 




Innerrhoden . 


86,236 




35,236 


35,472 


236 




St. G>l]en . 


632,468 


21,282 


663.750 


663,760 








241,476 


1,810 


243,286 


240,796 




2,49! 


Aargaii . . 


496.569 


608 


496,177 


606,649 


10,473 




Thurgau . . 


289,042 




289,W2 


289,111 


69 




Teasin. . . 


323.363 


3,699 


325.962 


325,952 






Waadt. . . 


692,906 


692,906 


642,906 


660,817 


7,911 




WaUi». . . 


274,928 


612 


275,640 


275.540 








309,331 




304,631 


304,631 






Genf . . 


238,365 


— 


238365 


338,366 


— 


— 


Schweiz 


7.719,954 


90,624 


7.810,478 


8313.239 


1,006,266 


2,494 



') Das elDEige was erreicht werden konnte war, t 
Ton 1900 dem Bundesrat das Recht gab, in bezug auf d 
des Alkoholzehntels AntrAge zu atellea. 
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Weniger als den gesetzlicfaen Alkoholzehntel haben also 
nur zwei Eantone Obwalden und GraubUnden verwendet und 
auch ihr Defizit ist verschwindend klein. Qenau den gesetz- 
lichen Zehntel verwendeten vier Kantone Schwyz, Solothum, 
Neuenbürg, Genf; einen nur um eine Zinsensumme vermeh- 
reten Zehntel drei Eantone: Wallis, Tessin, St. Gallen, alle 
Übrigen haben zum Teil sehr beträchtliche Mehrausweise zu 
verzeichnen. Wie verteilen sich nun aber die Summen ? Die 
bundesrätlichen Berichte detaillieren ihre Ausgaben nach einem 
Schema, welches nachstehende 13 Rubriken auffuhrt. 

I. För Trinkerheilanstalten oder Unterbringung in solchen. 

II. Für Zwangsarbeits- und Eorrektionsanstalten resp. 
Unterbringung in solchen. 

III. Für Irrenanstalten und Irrenversorguag. 

lY. Für Epileptiker-, Taubstummen-, Blindenanstalten und 
Versorgung. 

V. Für Krankenversorgung im Allgemeinen. 

VI. Für Versorgung armer echwachsinniger, verwahrloster 
Kinder. 

Vn. Für Speisung von Schulkindern und für Ferien- 



Vni. Für Hebung der Volksemährung im Allgemeinen. 

IX. Für Naturalverpflegung armer Durchreisender. 

X. Für Unterstützung entlassener Sträflinge, Arbeitsloser. 

XI. Für Hebung allgemeiner Volksbildung oder der Be- 
rufsbildung. 

XII. Für Armenversorgung im Allgemeinen. 

XIU. Für Forderung der Massigkeit und für die Bekäm- 
pfung des AlkoholismuB im Allgemeinen. 

Man sieht der Begriff „Alkoholismus in seinen Ursachen 
uad Wirkungen" ist recht weit gefasst, so weit, dass er bei- 
nahe vollständig verloren geht. Denn tatsächlich haben nur 
die Rubriken I und XTTI direkt etwas mit dem Alkohol zu 
tun, in allem handelt es sich aber um Dinge bei welchen der 
Alkoholismus wohl eine gewisse Rolle spielt, oder was hat er 
z. B. bei Rubrik XI zu suchen ? Eig^itlich gar nichts, denn 
das was man Bildung zu nennen beliebt, schützt vor dem 
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Trünke auch keinen Pfifferling, Die Sache gestaltet sich aber 
noch viel schlimmer, wenn wir die prozentuale Verteilung des 
Zehntels auf die 13 Rubriken uns betrachten. Für den Durch- 
schnitt der Jahre 1889—1903 ergibt sich dabei umstehende 
Tabelle. In den folgenden Tabellen haben wir den percen- 
t u e 11 e n Ant«il der Subventionen an Trinkerheilanstalten 
und Mässigkeitsvereine an der Gesamtsumme des von den 
Kantonen verteilten Zehntels dargestellt '). 

Noch besser als diese tabellarischen an Hand des bundes- 
rätlichen Schemas gemachten Überblicke gewähren einige 
speziellen Angaben, z. B. aus dem Jahre 1891 einen Einblick 
in die famose Art, wie die Kantone die Vorschriften der 
Bundesgesetzgebung befolgen. Bern entnahm dem Älkohol- 
zehntel 14.139 Fr., um die Kosten eines Weiberarbeitshauses 
zu decken. Luzem wies den ganzen Betrag von 35.000 Fr. 
der Armenkasse zu. Schwyz brauchte seine 9.000 Fr. für 
eine Zwangarbeitsanstalt, Glarus den ganzen Zehntel im Be- 
trage von 6101 Fr. für den Irrenhausbau. Zug wendete seine 
4.000 Fr., Freiburg 33.700 Fr. dem gleichen Zweck zu. Solo- 
thum bedachte die Annenerziehungsvereine mit 10.000 Fr. 
und die Zwangsarbeitsanstalt mit 4.000 Fr. Basel reservierte 
vom Alkoholzehntel 20.000 Fr, fUr verwahrloste Kinder, Basel- 
land brauchte 12.Ö00 Fr. zur Entlastung des Budgets, indem 
es diesen Betrag der Spitalrechnung gutschrieb. Schaffhausen 
überwies den ganzen Zehntel, 6.900 Fr. dem Armenfonds. 
St. GaUen verwendete 10.000 Fr. für arme Irren, 15.000 Fr. 
für eine Anstalt zur Versorgung jugendlicher Verbrecher and 
5.000 Fr, zur besseren Ernährung armer Schulkinder Grau- 
bünden 7.000 Fr. fürs Irrenhaus. Aargau hielt 17.000 Fr. 
Anstalt für jugendliche Verbrecher zu, ebenso Waadt, 61,000 Fr, 
Tessin unterstutzt arme Geisteskranke mit 15.000 Fr, Wallis 
gab gar sein ganzes Zehntel für das Primarschulwesen aus ! 

') Ich verzichte auf die froher geplante ausführliche Darstellung der 
aehweizerischen AbstinenzbewegUDg und der schweizerisch en Trinker- 
heilanstalten und verweise in dieser Beziehung auf die beiden soeben 
erschienenen Arbeiten mqines Freundes Blocher in Reichenbergs Hand' 
Wörterbuch, Artikel Mfissigkeitsbestrebungen und in der Internationalen 
Monatschrift, Jan, 1907, 
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Neuenbürg bestimmte 18.900 Fr. für das Korrektionshaus, 
G!enf 8.800 für eine Anstalt für die verlassene Jugend. Das 
sind allerdings Dinge, die wie 0, L^ng sich grimmig aus- 
drückt, „mit der Bekämpfung des Alkoholismus ebensoviel zu 
tun haben, wie der Grebrauch Jäger 'scher Hemden oder die 
Kenntnis des Volapück". 

Die proxentuale TerUtlan; des Zehntels naefa den einzelnen Babriken. 



ZOrich 

Lnzem 
Uri - 
Schwyz 
Obwuden 
NidwoldcD, 

Zug . 
Freiburg 
Solothum . 
Baaelsladt . 
Baselland . 
Schaffhausen 
Ausserrhodeo 
Innerrhoden 
St- Gallen . 
GraubOnden 
Aargau . 
Thurgau 

Waadl '. 
Wallis . 
Neuenbürg 
Genf. , 



13,0 


7,4 


0,1 


9,1 


11,3 


13,8 


8,8 


7,0 


11,7 


4,2 


4,7 


- 


8.5 


21,1 




1,0 


1,1 


27,3 


6,0 


9,6 


9,3 


8,6 


0,1 


0.7 


4.9 


3,3 


8,6 


0,0 




32,1 


9,6 




4,7 


2,7 




30,6 




14,8 


18,6 






45,7 


21,0 












— 


62,0 


26,2 


— 


— 


12,1 




~ 


— 


— 


— 


0,6 


8,9 


11,9 


18,2 


2,4 


22,9 


20,4 




6,4 


1.9 


0,3 






14,2 


8,7 


10,9 






10,2 


60,7 


4,3 












2,8 


61,7 






33,6 














2,9 


8,3 


72,2 


4,0 


0,8 


8,3 


1,1 


2,6 


0,7 


0.2 


2,1 


0,6 


1,0 




28,8 


3,6 


0,6 


82,7 




16,8 




1.5 


11,8 




0,2 


19,6 








75,8 






0,4 




0,3 




4,7 






3,8 




56,6 


0,2 


18,9 




0.2 


4,7 




1,8 


5,ö 




1,0 




36,9 




3,9 


14,3 


1,1 


1,4 


33.4 


0,1 


1,9 


49,2 


7,6 


30,3 


1,3 


0,6 




6,0 


0,6 


0,3 


2,4 


3,6 


1,4 


54,9 


8,1 




11,2 




3.3 


7,7 


2,6 


6,1 




1,3 




61,5 


1.5 


8,2 


16,3 






20,9 




0,1 




4,6 


2,2 


17.4 


8,9 




41,8 


6,0 


5,7 




0,9 


5,1 


2,0 


4,7 


2,2 


46.0 


2,2 




36,3 


1,3 


3,0 




0,1 


1,6 


0.4 


1,1 






27 


0,1 


82,0 




9,2 


0,1 


0,3 


2,3 




ö,2 


M 


5.7 


2,7 




44,3 


öi 


4,9 


17,4 


6,1 


1,5 


6.7 


0,1 




77,2 


13,9 


1,8 


6,6 


0,1 






0,4 


0,2 




6,8 










M,6 














3,8 


3,1 


3,7 


37,7 




19,5 


li 


8,2 


3,9 




19,0 


0,6 


11,5 


77,9 








1.2 




0,6 




4,6 


0,6 




3,7 




— 


— 


— 


76,1 


15,6 


1,6 


— 


0,8 


1,7 


0,1 



Im ganzen betrug die Verwendung des Zehntels nach 
Rubriken geordnet: 







pro 1903 


pro 1889 


—1903 




Rubrik 


absolute 


obsolnte 


ProBent- 






Zahl 


Zahl 


zahl rund 


I, 


Trinkerheilanstalten 


39,261 


444,692 


6,0 


II. 


Strafanstalten etc. 


64,735 


846,281 


9,6 


III, 


IrrenaiiBtalten 


71,642 


1,802,648 


14,6 


IV. 


Epilept. u. Blindenanst. 


42,687 


434,662 


4,9 


V 


Erankenvenjorgung 


42,344 


406,578 


4,6 
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VI. Kindervereorgung 
Vn, Schülersuppe u. Ferienkol. 
Vni. Volksernahrung 

IX. Naturalverpflegung 

X. ArbeitslosenfQrsorge 

XI- Volksbildung 
XU. ÄrmenverBorgung 
XIII. Massigkeitsbestrebungen 

Rekapitulation: 
Bekämpfung der Wirkungen des 

Alkohols (Rubriken I— V) 250,609 3,433,756 39,6 
Bekämpfung der Ursachen des 

Alkohols {Rubriken vn-XIII) 244,638 2,243,416 25,9 
Bekämpfung der Ursachen und 

Wirkungen (zugl. Rubrik VI 

Restanz) 248,433 2,988,448 34,5 



pro 11)03 


pro 1889 


—1903 


absolute 


absolute 


Proieot. 


ZsM 


Zabl 


Eabl rund 


248,433 


2,988,448 


88,9 


l. 27,091 


818,667 


8,6 


43,136 


431,847 


4,9 


61,181 


424,361 


4,8 


20,806 


226,869 


2,3 


19,411 


219,801 


2,2 


21,162 


247,698 


2,6 


61,862 


879,898 


4,8 



Total 743,680 8,813,239 100,0 
III. Nun ist es ja keineswegs in Abrede zu stellen, dass 
es bei der gegenwärtigen Ausdehnung des Trinksitten kaum 
eine Erscheinung im Leben des Einzelnen oder der Gesamt- 
heit gibt, die nicht in einem näheren oder entfernten Zusam- 
menhang mit der Qewohnheit des Alkoholgenusses stände und 
durch deren Förderung oder Hemmung also auf den Alkohol- 
Genuss eingewirkt werden könnte. Und mUssige Leute dürfen 
die Frage aufwerfen, ob der Verfassung nicht auch dann schon 
Genüge getan sei, wenn der Zweck, für den der Zehntel ver- 
wendet wird, in irgend einem, sei es noch so entfernten Sinne 
als Mittel zur Bekämpfung des Alkohols gelten kann. Allein den 
Intentionen des Gesetzgebers dürfte eine solche wörtliche 
Auslegung der Verfassungsartikel nicht entsprechen. Das 
Monopol verdankt seine Entstehung zum gröesten Teil dem 
Bestreben, dem eingerissenen Alkoholelend entgegenzustreten, 
wenn man auch sehr froh war, dabei gleich zwei Fliegen auf 
einen Schlag zu treffen und den Kantonen einen, willkommenen 
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£rBatz fUr den auch aus eozial-hygieniscfaen Ortlnden wüiisch- 
baren Wegfall d@r Ohmgelder bieten zu kömieo. Ein Anrecht 
Auf diesen Ersatz hatten die Kantone nicht und wenn man 
ihn ihnen doch gewährte und dem Alkohol-Monopol damit 
«ine fiskalische Spitze gab, so tat man es doch mit dem Be- 
wusstsein, dem ursprunglichen Zweck des Monopols eine gewisse 
Genugtuung schuldig zu sein. So entstand die Bestimmung 
Über den Alkoholzetmtel, dessen Zweck es daher ist, die 
ursprüngliche Bestimmung des Monopols, die Eindämmung des 
Alkohols aufrecht zu erhalten. Und desshalb benüsst sich die 
Berechtigung einer Auslage aus dem Zehntel, wie Otto Lang 
vollkommen richtig es ausdruckt, „einzig und allein nach der 
Bedeutung, welche die Ausgabe ftir den Kampf gegen den 
AJkoholismuB hat und die Kantone sind verpflichtet diejenige 
Yerwendungsart für den Alkoholzehntel zu suchen, die im 
Kampf gegen die Trunksucht den gröseten sichern Erfolg ver- 
spricht. Und die Frage ob fUr irgend eine Aufgabe der Alkohol- 
zehntel in Anspruch genommen werden dürfe, ist dann zu bejahen, 
wenn alle andern Bestrebungen, die einen noch sicheren und 
nachhaltigeren Erfolg erwarten lassen, schon in ausreichender 
Weise unterstützt worden sind." 

Zweierlei erfolgt aus dieser Interpretation für die prak- 
tische Anwendung des Alkoholzehntels. 

1. Der Hauptakzent ist stets auf die Bekämpfung der 
"Ursachen des Alkohols zu verlegen und nicht auf die seiner 
Wirkungen. Wohl vermag jede dieser Wirkungen selbst 
wieder Ursache weiter greifender Wirkungen zu werden und 
verdient insofern natürlich die grösste Beachtung, allein nicht 
um diese sekundären Erscheinungen handelt es sich hier, 
wenn sie auch offenbarer zu Tage liegen mögen, sondern um 
die primären Ursachen: Die primären Ursachen des Alkoholis- 
mus liegen aber in der Trinksitte und dem mit ihr unweiger- 
lich verbundenen Trinkzwang, auf dessen Bekämpfung muss 
daher in erster Linie gesehen werden, der Alkoholzehntel 
müsste demnach zu einem viel grösseren Teile als bisher zur 
Unterstützung der Abstinenzvereine, zu systematischer Auf- 
klärung über die Wirkungen des Alkoholgenusses (Schule, 
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Kirche, Vortrage) zur Errichtung alkoholfreier Erholungs- 
lokale verwendet werden. Nicht aber ist der Alkoholzehntel 
und dies ist der 2. Punkt, ein Fond für alle möglichen Wohl- 
tätigkeiteanstalten. Die Frage lautet nicht, ob eine Taub- 
stummenanstalt oder ein Zuchthaus oder Lehrerseminar dem 
Volke von Noten und Nutzen sei, soodem so, ob die Insti- 
tution, die aus dem Älkoholzehntel IJEterstützung begehrt, 
als ein Mitte) zur Bekämpfung des Alkohols in seiner Ursache 
und Wirkung angesehen werden darf Das ist der klare 
Sinn der Bundesversammlung. Wem derselbe nicht genQgt, 
der mag die Erwägung zu Hülfe nehmen, dass es gescheidter 
ist, die zu Gebote stehenden Mittel auf einem Punkt zu ver- 
wenden und etwas Rechtes zustande zu bringen, statt in sen- 
timentaler Anwandlung die Gelder nach allen Seiten zu zer- 
streuen, aber nichts Dauerndes und TUchtigee zu schaffen. 
Das aber was aus allem vorigen folgt, ist das, dass der Älko- 
holzehntel nie zur Entlastung des ordentlichen Budgets der 
Kantone dienen darf. 

Wir dürfen es ruhig sagen, */g des bisher zur Verwendung 
gekommenen Zehntel sind in verfassungswidriger Art ver- 
wendet worden und es ist deshalb dringend zu wünschen, dass 
von Bundeswegen endlich einmal eine authentische Inter- 
pretation des Artikels 32 bis erfolgen mOchte ; auf deren 
Grund der Bundesrat sodann eine Vollziehungsverordnung zu 
erlassen hätte. Kantone, welche den Zehntel nicht den darin 
enthaltenen Bestimmungen konform verwenden, wären bei 
der nächsten Verteilung durch Abrechnung des falsch ver- 
wendeten Betrages, im Wiederholungsfalle durch Sistierung 
der Auszahlung der Monopolgewinnanteile zu bestrafen. Dem 
Bundesrate soU auch das Recht zustehen, vor der Zuteilung 
an die Kantone diejenigen Summen vom Älkoholzehntel abzu- 
ziehen, die zur Beüriedigung gewisser zentraler Bedürfnisse 
(Schweizerisches Abstinenzsekretariat, Aktionskomitee) not- 
wendig erscheinen. Erst so würde der Zehntel seinen eigent- 
lichen Zwecken gewahrt bleiben. In dieser Richtung bewegt 
sich auch laut Zeitungsberichten („Neue Zürcher Zeitung", 
5 Januar 1906, No. 5) eine Anregung des Bundesrates, die der- 
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selbe seinem Bericht Über die Verwendung des Zehntels pro 
1904: beifügte. 

Dadurch lassen sich die Ausweise über die Verwendung der 
j eweiligen Jahreseinnahme in drei Hauptgruppen gliedern, 
nämlich io: erstens die im Laufe des Berichtsjahres tatsäch- 
lich bestrittenen Ausgaben im Interesse des Kampfes gegen den 
Alkoholiemus, zweitens die Rücklagen für speziell genannte an-' 
tialkoholische Zwecke, drittens die Rücklagen ohne bestimmten 
Zweck. Die Reserven letztgenannter Art werden wohl mit 
vollem Recht den nicht verwendeten Beträgen gleichgestellt. 
Was die zweite Gruppe betrifft, so bezeichnet der Bundesrat 
das bisher betrachtete Verfahren als unzulänglich Es fehlt 
eine Aufsicht über die Fondsverwaltung der Rantone! Da 
nun aber eine solche umständlich und selbst schikanös werden 
müsste, schlägt die Behörde einen anderen Weg vor, um das 
Ziel einer wirksamen Kontrolle zu erreichen. Es sollen künftig 
neben den Ausgaben aus den laufenden Einnahmen nicht mehr 
die Pondseinlagen, sondern die jährlichen Fondsentnahmen als 
R«chtfertigung über die Zehntelsverwendungen angenommen 
werden. Die Kantone, führt der Bericht aus, hätten darnach 
für jede der 13 Rubriken unter Verweis auf die Staats- 
rechnung, die Effektivausgaben der Berichtsjahre anzuführen 
und zwar getrennt in die der laufenden Einnahme entnomme- 
nen Posten einerseits, und in die vorhandenen Fonds ent- 
stammenden Mittel andererseits. 

Wären alsdann die antialkoholischen Jahresauegaben einer 
der beiden oder beider Gattungen von Aufwendungen gleich 
gross oder grösser als der gesetzliche Zehntel, so würde der 
Kanton durch Schlussnahme der Bundesversammlung für das 
betreffende Jahr liberiert ; während sie kleiner, für den Fehl- 
betrag zu zukünftiger Verwendung ausdrücklich verpflichtet. 
Eine Gutschrift allfälliger Mehraufwendungen erachtet der 
Bundesrat nicht für angezeigt, da es sich bei jedem Plus um 
rein freiwillige Leistungen handelt. 

Bei dem neuen System könnte jedes Jahr für sich zur 
Behandlung gebracht werden, während das dermalige Ver- 
fahren es mit sich bringt, dass bei jeder der jährlichen Be- 
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richterstattungen gleichzeitig die ganze Vorperiode mit zu 
produzieren ist, ein Vorgehen, welches bei der ganz verschieden 
gestalteten Admimstratiou des Zehntels durch die einzelnen 
Kantone zu ganz Irreführenden Schluasfolgerungen Änlass 
bieten kann. 

Freilich würde die Einführung der angeregten neuen Dar- 
steUungs- and Eontrollweise in einem gegebenen Moment, 
streng genommen, eine Über die ganze Vorperiode sich er- 
ßtreckende Feststellung der noch nicht tateächhch ausgegebenen 
Zehntelsummen und die Behaftung der Kantone für aU&llig 
dabei konstatierte Rückstände bedingen. 

Von einer solchen Anforderung könnte indessen, da es 
sich um ein Verhältnis von Staat zu Staat handelt, füglich 
auch Umgang genonunen werden, in der selbstverständlichen 
Meinung, dass die Kantone vom Zeitpunkte der Einführung 
des neuen Verfahrens an die Mittel vorhergesammelter Fonds 
bloss zu antialkoholischen Mehrausgaben über die künftigen 
Zehntelsbeträge hinaus verwerten. Auch wäre für diesen 
Fall von der künftigen Verzinsung der Fondsgelder durchgehend 
abzusehen. 

Soweit der bundesrätliche Bericht. Er begnügt sich für 
einmal mit dieser allgemein gehaltenen Anregung in der 
Meinung, dass sie im Schosse der Bundesversammlung Gegen- 
stand der Diskussion werde. Bevor man an eine Änderung 
des bestehenden Modus schreite, sollte ohnehin eine Umfrage 
bei den Kantonsregierungen vorangehen. Für den Fall, dass 
es zur Reform kommen sollte, nimmt der Bundesrat die Zu- 
sammenfassung sämtlicher Kontrollvorschriften in ein Regulativ 
in Aussicht. 
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Veranlasst durch das Bestreben, den Überhandnehmenden 
Alkoholismus einzudfimmen, begann die schweizerische Alkohol- 
gesetzgebimg 1874 mit der Aufhebung der alten Ohmgelder 
und fand ihre endliche Tonn in dem Widerstreit der mannig- 
fachen privat- und staatewirtschaftlichen Interessen, die durch 
diese Aufhebung sich bedroht glaubten. Das Alkohohnonopol 
in der Hand des Bundes erschien so als das geeignetste Mittel 
zur Versöhnung der kollidierenden Interessen. 

Zwar war der herrschende, mehr privat- als volks- 
wirtschaftlich denkende Liberalismus ein abgesagter Feind - 
aller Staatsmonopole und erst allmählich macht sich heute 
eine andere Auffassung desselben geltend. Insbesondere ist 
es das Verdienst Ad. Wagners, darauf hingewiesen zu haben, 
das» der Monopol-Oewinn des Staates nicht in allen Teilen 
einer indirekten Besteuerung gleichzusetzen sei, sondern auch 
Bestandteile eines normalen Untemehmergewinnes in sich be- 
greift. Namentlich beim schweizerischen Alkoholmonopol 
triffi; dies in erhöhtem Masse zu, indem dieses nicht nur auf 
höhen Gewinn, sondern zugleich auch auf eine möglichst 
weitgehende Qualitätsverbesserung der Ware ausging. 

Bei der Durchführung des Monopoles waren es vor allem 
die privatwirtschaftlichen Verhältnisse, welche am meisten 
Schwierigkeiten bereiteten. Mit dem Handel fand man sich 
dabei noch am leichtesten ab, derselbe fand im Zwiscben- 
und Kleinhandel ebenso wie im Verkehr mit monopolfreien 
Spirituosen Betätigung genug und wusste anlässlich der Preis- 
manipulationen der Regie, auch aus den neuen Verhältnissen 
reichen Gewimi zu Trieben. Immerhin wäre zu wünschen, dass 
die willkürliche Differenzierung in Gross- und Eleinbandel 
über und unter 40 Liter fallen gelassen und durch den blossen 
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Gegensatz zwischen Handel und Ausschank ersetzt würde: 
die Erteilung der Handelspatente wäre dann Sache des Bundes, 
die der Äusschankpatente Sache der Eantone. In hezug auf 
die Brennerei waren es vor allem die wirklichen oder ver- 
meintlichen Bediirftiisse der Landwirtschaft, welche bewirkten, 
daes nur die ganz grossen und die ganz kleinen Betriebe 
espropriert wurden, dagegen die mittelgrossen Etablissemente 
in der Zahl von zirka 60 Betrieben erhalten blieben. Der 
Landwirtschaft wurde dadurch der Absatz ihrer überschussigen 
Kartoffeln und der Bezug der als Düng- und Futtermittel ver- 
wendbaren Brennereiabfälle gesichert Beides hat aber nur 
eine ganz lokale Bedeutung, welche die hohen finanziellen 
Opfer, welche sich an diese Ordnung knüpfen, zirka 1,5 Mill. 
Franken jährlieh, in keiner Weise rechtfertigen. Die Indu- 
strie war an der Organisation des Monopols insofern interessiert, 
als sie denaturierten Sprit teils zu Feuerungs- und Beleuch- 
tungszwecken, teils aber für chemische Präparate benötigte. 
Man kam ihr insofern entgegen, als man ihr die Privat- 
einfuhr denaturierter Ware bis zum 1. Januar 1906 gestattete. 
Auf den finanziellen Erfolg des Monopols konnte die weit- 
gehende Loyalität gegenüber den Eartoffelbauem natürlich 
nur von Nachteil sein. In der Tat blieben denn auch die 
Reineinnahmen der Regie um volle 3 MiUionen hinter der 
erhofften Summe von neun Millionen Franken zurück. Es ist 
dies allerdings nicht nur auf Rechnung der einheimischen 
Brennerei, sondern auch auf die der allgemeinen Verwaltungs- 
kosten zu setzen, die in einigen Punkten wesentlich reduziert 
werden könnten. Immerhin reicht aber doch die erzielte 
Summe von 6 Millionen Franken aus, um den durch die Auf- 
hebung der Ohmgelder in ihren Finanzen bedrohten Kantonen 
eine in den meisten Fällen vollkommene Kompensation zu 
gewähren, die sich allerdings nur auf die Ohmgelder, nicht 
aber auf die ebenfalls in Wegfall gekommenen Fabrikations- 
etc. steuern bezieht. Dagegen beziehen die Kantone aus 
Wirtechafts- und Kleinhandelspatenten denn doch noch eine 
jährliche Einnahme von zusammen rund 3,5 Millionen Franken. 
Sind also die Erfolge des Monopols schon in fiskalischer Be- 
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Ziehung nicht allzu glSnzend, so hat es sich auch in sani- 
tarischer Beziehung keine grossen Lorbeeren geholt. Die 
eidgenössische Gesetzgebung sollte ein dreifaches bewirken. 

1. Verbesserung der Qualität. 

2. Verminderung des Eoosums der gebrannten Wasser. 

3 Erleichterung des Konsums der sogen, hygienischen Gletränke, 

Voll und ganz hat sie nur diesen letzteren Punkt er- 
reicht, namentlich in bezug auf das Bier, dessen Konsum sich 
beinahe verdoppelt hat und wir können ihr für diesen Pseudo- 
erfolg wahrhaftig nicht dankbar sein, trotzdem in der Tat 
der Konsum der gebrannten Wasser um zirka 60,000 hl 
zurückgegangen sein soll. Eine Verminderung ist unzweifel- 
haft anzuerkennen, ob sie aber so gross ist, ist angesichts 
de.s Aufschwunges der steuerfreien, unkontrollierbaren Frucht- 
brennerei doch lebhaft zu bezweifeln. In bezug auf die 
Qualitätsverbesserung endlich sind seitens der Regie aller- 
dings grosse Anstrengungen gemacht worden, allein der Mangel 
an jeghcher ernst zu nehmenden Beaufsichtigung des Klein- 
verkaufs seitens der Kantone lässt diese Bestrebungen nach 
Aussagen der Alkoholverwaltung selbst doch als recht illu- 
sorisch erscheinen. Auch die Verwendung des Alkoholzehntels 
durch die Kantone unterliegt ernsten Bedenken und kann wohl 
kaum als verfassungsgemäss bezeichnet werden. So gering 
jedoch die Summen auch sein mögen, die für die direkte Be- 
kämpfung des Alkoholismus verwendet wurden, so muss doch 
ihre hohe Bedeutung für die private Reformtätigkeit, für die 
Ausdehnung der Abstinentenvereine, Trinkerrettungsanstalten 
und Keformgasthäuser zugegeben werden. 

Die gerügten Mängel haben uns im Verlauf der Unter- 
suchung auf mancherlei Postulate geführt; die wichtigsten 
derselben sind: 

a, der Verzicht auf die einheimische Brennerei oder 
wenigstens die Ausübung derselben durch den Bund. 

b Die Emziehung aller Brennereien in die Steuer- resp. 
Monopolpflicht des Bundes. 

c. Die einheitliche eidgenössische Regelung des Spiri- 
tuosenhandels. 
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d. Eine zweckmässige Ausgestaltung der Wirtschaf ts- 



e. Der Erlass eines Regulativs betr. die Verwaltung des 
Älkoholzehntels . 

In Zusammenhang mit diesen Foetulaten stehen ferner 
Qocb die gegenwärtige Bewegung für das Absinthverbot, das, 
staatsrechtlich nicht ohne Schwierigkeiten, durch Einführung 
des ProhibitioDsprinzipes in der schweizerischen Älkoholgesetz- 
gebung einen schönen Fortschritt darstellen würde. 

Weniger zu empfehlen wäre dagegen die Einführung einer 
eidgenössischen Biersteuer, wenigstens für solange, als nicht 
der alkoholreichere Natur- und Kunstwein einer ebensolchen 
Belastung unterliegt. Allerdings lassen die gegenwärtigen 
KarteUbestrebungen der schweizerischen Brauer behufs Auf- 
richtung eines privaten Monopols den Qedanken an ein even- 
tuelles eidgenössische Biermonopol ganz plausibel erscheinen. 
Auch der Wein könnte ganz gut Objekt eines solchen Instituts 
werden, da auf diese Weise wohl am ehesten den sich stetig 
mehrenden Klagen unserer Weinbauern über die ausländische 
Konkurrenz abgeholfen werden könnte. Der von Nationalrat 
Hilty lancierte Gedanke der Lokaloption ist insofern be- 
deutungsvoll, als er einerseits die vollkommene Aufhebung 
der Gewerbefreiheit für alle geistigen Getränke bedeuten, 
andererseits aber den Gemeinden volle Autonomie geben würde, 
über die eidgenössischen und kantonalen Bestimmungen hinaus 
prohibitive oder restriktive Maseregeln zu ergreifen. 
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Am 29- Juni 1883 als Sohn des Itechtsanwaltes und ita- 
lienischen Konsuls Joh. Töndury in ZUrich geboren, besuchte 
i^lti^Se. Schulen meiner Vaterstadt und wurde nach Absolvierung 
des kantonalen Gymnasiums und bestandener Maturität^arüfui^ 
im HeJbst 1902 in die theologische Fakultät der tTnirersität 
Zürich aufgenommen. Von Anfang an für die Sozialwissen- 
schaften lebhaft interessiert, trat ich im Herbst 1904 definitiv 
ia die philosophische Fakultät über, um mich von' uun an an 
den Hochschulen Basel und Leipzig ausschliesslich denLStiudiuAi 
der Volkswirtschaft zu widmen. An den erwähnten Hoch- 
schulen hörte ich die Vorlesungen der Herren Professoren 
Bauer, Biermann, Binding, Bücher, Egii, Eulenburg, Förster 
Friedrißb , Hielseher , Holder , Eozak , Lamprecht , Maier , 
Schmiede), Sohm, Stieda, Werner, Weule und Wielaad und 
nahm während je zwei Semestern an den Übungen der Staate^ 
wissenschaftlichen Seminarien von Basel und Leipzig sowie 
an denjenigen des Herrn Professor Bauer in Basel teil, wo- 
selbst auch meine Arbeit nach vorgfingiger Besprechung mit 
den Herren Professoren Bauer und Eozak und unter mannig- 
facher Förderung durch dieselben entstand. Allen meinen 
Lehrern ^»eche ich an dieser Stelle meinen herzlichsten 
Bank aus. 
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